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Herbert Hörz 


Ist der Zufall erkenn- und beherrschbar? ‒ Grundzüge einer dialektischen 
Theorie des Zufalls 
Vortrag im Plenum der Leibniz-Sozietät am 12. April  20121 


 


1. Problemstellung: Gesetz, Zufall und Prognosen 


Die Möglichkeit, auf der Grundlage statistischer Erhebungen bei Beachtung der Regularitäten 
von Zufallsprozessen wissenschaftliche Voraussagen zu machen, ist mehrmals in der Sozietät 
aus unterschiedlicher disziplinärer Sicht behandelt worden. Werner Ebeling und Karl Lanius 
untersuchten auf der Grundlage vorliegender Zeitreihen den Zusammenhang von bedingter 
Entropie und Vorhersagbarkeit klimatischer und Finanz-Zeitreihen. Sie nutzten dabei die En-
tropieanalyse als statistische Methode. (Ebeling, Lanius 2000) Mit der Prognose von Erdbe-
ben befasste sich Fritz Gackstatter in Vorträgen vor der Sozietät. Er zeigte, dass die Evekti-
onsanomalie der Mondbewegung einen statistisch signifikanten Einfluss auf die Erdbebenver-
teilung hat. Am 9. Dezember 2010 berichtete er über Erkenntnisse, die er mit seinem Sohn 
Christoph über die lunisolaren Zeitreihen gewonnen hat. (Gackstatter, Gackstatter 2011) Da-
nach konnte man mit einem starken Erdbeben im synodischen Monat vom 18.02. bis 19.03. 
2011 rechnen. Am 11. März 2011 gab es die Katastrophe in Japan. Selbst wenn man keine 
sicheren Prognosen aufstellen kann, so sollten Hinweise auf kritische Zeiträume ernst ge-
nommen werden. Sie sind als Heuristik Aufforderung, alle Mittel einzusetzen, um mögliche 
Katastrophen zu prognostizieren, eventuell zu verhindern oder sich darauf einzustellen. Auf 
weitere Probleme machte am 08.03.2012 Andreas Meisel in seinem Vortrag zum Schlaganfall 
aufmerksam. Zufälle spielen bei Entdeckungen eine wichtige Rolle, da Experimente und For-
schungsprogramme, wie auch die Wissenschaftsgeschichte bestätigt, oft zu unvorhergesehe-
nen neuen Einsichten führen. Das wäre einen eigenen Vortrag wert. Zugleich zeigte Meisel, 
dass unsichere Prognosen, Ärzte zu Gewissensentscheidungen zwingen. Generell gilt: Es gibt 
keinen theoretisch begründeten Algorithmus für persönliche Entscheidungen. Wir leben mit 
Zufällen und haben uns mit unserer Denkweise darauf einzustellen. 


Als Zufälle werden meist Vorkommnisse bezeichnet, die nicht vorausgesehen wurden. Ist 
man der Meinung, Gründe für ein Ereignis zu kennen, betont man, dass es kein Zufall war. Es 
ist eine oft benutzte Redewendung: „Es ist sicher kein Zufall, dass …“ Was ist es dann? Even-
tuell ein Gesetz. Objektive Gesetze sind allgemein-notwendige, d.h. wiederholbare, und we-
sentliche, d.h. den Charakter der Erscheinung bestimmende Zusammenhänge zwischen Ob-
jekten und Prozessen. Es gibt jedoch kein objektives Gesetz, nach dem ein vom Dach fallen-
der Ziegel einen Menschen tötet. Ich nutze das Beispiel, das früher oft von denen angeführt 
wurde, die den Zufall als Schnittpunkt zweier Notwendigkeiten bezeichneten. Der notwendig 
vom Dach fallende Ziegel trifft danach den notwendig am Haus entlang gehenden Passanten. 
Doch das wirkliche Geschehen ist komplexer. Wie wir bei der Bedingungsanalyse sehen wer-
den, sind Ereignisse nicht in dieses vereinfachte Schemas einzuordnen. 


Zufälle sind keine Gesetze. Sie sind in ihrer Einmaligkeit nicht wiederholbar. Wir  versu- 
 


                                                 
1  Die Plenarsitzung behandelte das Thema „Zufall – Betrachtung aus naturwissenschaftlicher und aus philoso-


phischer Sicht.“ Leibniz Online veröffentlicht die beiden Vorträge von Lothar Kolditz und Herbert Hörz so-
wie Beiträge aus der Diskussion zu den Vorträgen. 
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chen mit dem Zufall gerade das Unikale, das Nicht-Wiederholbare zu betonen. Mit einer The-
orie des Zufalls ist also der Zusammenhang zwischen dem Wiederholbaren und Nicht-
Wiederholbaren, zwischen Wesen und Erscheinung zu erfassen, um daraus methodische Re-
geln zur Erkennbarkeit und Gestaltung von Zufallsereignissen abzuleiten. Dafür reicht es 
manchmal schon aus, wie das in der Geschichte der Philosophie von dialektischen Denkern 
betont wurde, den Zufall als Erscheinungsform der Notwendigkeit zu fassen. Wir werden je-
doch sehen, dass dieser Ansatzpunkt weiter auszubauen ist, wie ich in einer Reihe von Arbei-
ten zum dialektischen Determinismus und zur statistischen Gesetzeskonzeption gezeigt habe. 
(1962, 1980, 2009a) 


Zur Auseinandersetzung mit dem Determinismus und zum Verhältnis von Stochastik und 
Prognostik habe ich wesentliche Punkte in meinem Diskussionsbeitrag zum Vortrag von 
Lothar Kolditz „Deterministisches Chaos und Gesellschaft“ behandelt. (Hörz 2011) Er und 
ich waren uns nach der Debatte zu seinem Vortrag einig, dass über einige Probleme weiter zu 
sprechen ist, so über das Verhältnis von Gesetz und Zufall. Eine einfache Entgegensetzung 
hilft nicht weiter. Untersucht man die innere Struktur von objektiven Gesetzen in Natur und 
Gesellschaft sowie bei der Erkenntnis und Gestaltung der Wirklichkeit, dann wird der Zu-
sammenhang zwischen notwendigem Systemverhalten und zufälligem Elementverhalten deut-
lich. Das wird theoretisch mit der statistischen Gesetzeskonzeption erfasst. Um aus der dialek-
tischen Theorie des Zufalls Handlungsorientierungen zu gewinnen, sind statistische Gesetzes-
konzeption und Bedingungsanalyse zu berücksichtigen.  


Oft wird die Frage gestellt: Sind Zufälle voraussagbar? Zwei Aspekte sind bei der Antwort 
zu beachten: (1) Generell gilt, dass die Zukunft offen ist, doch Tendenzen der weiteren Ent-
wicklung erkannt werden können. Dabei sind Zufälle zu berücksichtigen. Wir können zwar 
keine sicheren Prognosen aufstellen, wohl aber Wahrscheinlichkeitsaussagen über mögliche 
zukünftige Vorkommnisse auf der Basis von vergangenen und gegenwärtigen Ereignissen 
machen. Es ist möglich, verschiedene Szenarien für zukünftiges Verhalten zu begründen. (2) 
Zufallsereignisse sind komplexe Prozesse, die für die Erkenntnis zu vereinfachen sind. Dabei 
ist darauf zu achten, dass Reduktionen wesentliche Strukturen für einfache Prozesse erfassen, 
um nicht reduktionistisch zu Fehlschlüssen zu kommen. Es geht dabei sowohl um Systeme, 
die elementarer oder komplexer sein können, als auch um die Beziehungen zwischen System, 
Subsystemen und Elementen mit dem Begriffspaar „Komplexität und Elementarität“. Diese 
Beziehungen sind kompliziert oder einfach, was wir mit dem Begriffspaar „Kompliziertheit 
und Einfachheit“ erfassen. Diese Begriffspaare sind in der System-Element-Dialektik weiter 
zu präzisieren. Komplexe Systeme sind effektiv, wenn ihre Mechanismen einfach strukturiert 
sind. Insofern kann Einfachheit als Wirk-, Erkenntnis- und Gestaltungsprinzip mit Effektivität 
des objektiven Geschehens in Natur, Gesellschaft, Kultur, Technik und Wissenschaft gefasst 
werden. Komplizierte Strukturen vereinfachen sich dabei oft erst in einem langen historischen 
Prozess. (Sommerfeld, Hörz, Krause 2010) 


Ordnung und Unordnung, Struktur und Chaos begegnen uns als Gegensätze im Geschehen. 
Unser Bewusstsein versucht intuitiv, Ordnung zu erkennen und Muster zu bilden. Wir suchen 
Regularitäten des Geschehens, formulieren sie als objektive Gesetze und Verhaltensnormen, 
um gezielt handeln zu können. Differenzen zwischen Plan und Resultat werden auf den Zufall 
zurückgeführt. In der Geschichte des Denkens stellten sich deshalb zwei Fragen: 1. Wie ist 
die (relative) Stabilität von Systemen zu erklären? 2. Wie entsteht Neues? Das Ordnungs-
denken ging zwei Wege, um den Zufall auszuschließen. Entweder nahm man einen übernatür-
lichen Plan an, der den Menschen unbekannt ist oder man postulierte einen Ordnungsmecha-
nismus, nach dem alles vorausbestimmt ist. Dagegen opponierten seit der Antike Zufallsden-
ker. (Hörz 1980) Sie setzen sich erst mit der Statistik sozialer Prozesse im 19. Jahrhundert und 
der Revolution der Physik im 20. Jahrhundert durch. Mit Theorien der Selbstorganisation und 
der Chaostheorie wurden Zufälle als Fluktuationen des Geschehens erkannt, die sowohl die 
fluktuierende Stabilität der Systeme als auch die Entstehung von Neuem erklären. (Hörz 
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2002, 2008) Damit war das Problem der Unsicherheit wissenschaftlicher Aussagen und der 
Kriterien für ihre Exaktheit theoretisch zu lösen. (Hörz 2009b) 


Das Problemfeld ist groß und es können nur Eckpunkte der dialektischen Zufallstheorie 
dargestellt werden. Nach Hinweisen auf historische und aktuelle Auseinandersetzungen zum 
Zufall geht es um die philosophischen Grundlagen der Zufallstheorie. Entsprechende Begriffe 
sind zu klären, um einen fruchtlosen Streit um Wörter (Termini) zu vermeiden. Dann werden 
die Bedingungsanalyse und die Struktur statistischer Gesetze in ihrer methodologischen und 
methodischen Relevanz dargestellt. Es folgt die bejahende Antwort auf die Titelfrage mit der 
entsprechenden philosophischen Problematik, die damit verbunden ist. Das wird mit dem Er-
kenntnis-, dem Planungs- und dem Tätigkeitsaspekt beim Umgang mit Zufallsprozessen ver-
deutlicht. 


2. Debatten zum Zufall 


Stefan Klein nennt den Zufall die Kraft, die unser Leben bestimmt, und meint: „Der Zufall ist 
mächtiger als wir es uns je vorgestellt haben. Seine Erforschung rührt an die großen Rätsel 
der Wissenschaft, wie die Frage nach dem Aufbau der Welt und nach der Entstehung des Le-
bens, und betrifft zugleich im Kleinen den Lebensweg eines jeden von uns.“ (Klein 2005, S. 
15) Das wird deutlich, wenn man Debatten zum Zufall in der Geschichte verfolgt, von denen 
einige hier erwähnt werden sollen, um die Breite der Problematik zu verdeutlichen. Zufälle 
wurden einerseits in der Geschichte des Denkens geleugnet, auf Unkenntnis durch die ent-
sprechenden Akteure zurückgeführt oder als Unwesentliches abgetan. Andererseits werden 
Regeln zufälligen Verhaltens in der Statistik aufgestellt, die positive und negative Rolle des 
Zufalls ebenso betont wie seine Innovationskraft bei der Entdeckung von Neuem. Das führt 
zu Wahrscheinlichkeitsaussagen über zukünftiges Geschehen. Dem widerspricht der klassi-
sche Determinismus, der die Vorausbestimmtheit und Voraussagbarkeit des Geschehens be-
tont. Die Auseinandersetzung mit dieser Denkweise ist an anderer Stelle ausführlich begrün-
det, wobei ich, um den Unterschied zum klassischen oder Laplaceschen Determinismus zu 
betonen, meine Auffassung als „dialektischen Determinismus“ bezeichne, der die innere Ein-
heit von Notwendigkeit und Zufall im Geschehen zum Gegenstand hat und den Zufall nicht 
auf die Notwendigkeit reduziert. (Hörz 1962, 2011) Die klassische mechanistische Denkwei-
se, die man auch heute als neomechanistische wieder finden kann, sucht die Erkenn- und Be-
herrschbarkeit von Zufällen in der Rückführung statistischer Aussagen über das Verhalten 
von Systemen auf verschiedenen Struktur- und Entwicklungsniveaus auf die Dynamik der 
Systemelemente. Damit fallen komplexe stochastische Prozesse in ihren Gesetzmäßigkeiten 
aus den Untersuchungen heraus.  


Hermann von Helmholtz (1821 – 1894) z.B. sah den Zufall als Ausdruck unserer Unkennt-
nis. Er argumentierte auf der Basis des Laplaceschen Determinismus, nach dem eine Intelli-
genz, der in einem gegebenen Zeitpunkt alle in der Natur wirkenden Kräfte und die entspre-
chende Lage aller Dinge bekannt sind, aus der Analyse die Zukunft voraussagen kann. So 
meinte er zur Wetterprognose im Zusammenhang mit Einsichten der Naturwissenschaft in die 
Zeitmessung und in die astronomischen Gesetze, deren Exaktheit offensichtlich war: „Fragt 
man dagegen einen Meteorologen, was morgen für ein Wetter sein werde, so wird man durch 
die Antwort jedenfalls erinnert an Bürger's 'Mann, der das Wenn und Aber erdacht', und man 
darf es den Leuten kaum verdenken, wenn sie bei solchen Gelegenheiten lieber auf Hirten und 
Schiffer vertrauen, denen die Achtsamkeit auf die Vorzeichen der Witterung durch manchen 
Regen und Sturm eingepeitscht worden ist.“ (Helmholtz 1896, S. 140) Er ergänzte: „Ueber-
haupt ist zu bemerken, dass wir nur solche Vorgänge in der Natur vorausberechnen und in 
allen beobachtbaren Einzelheiten verstehen können, bei denen kleine Fehler im Ansatze der 
Rechnung auch nur kleine Fehler im Endergebniss hervorbringen. Sobald labiles Gleichge-
wicht sich einmischt, ist diese Bedingung nicht mehr erfüllt. So besteht für unseren Gesichts-
kreis noch der Zufall; aber er ist in Wirklichkeit nur der Ausdruck für die Mangelhaftigkeit 
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unseres Wissens und die Schwerfälligkeit unseres Combinationsvermögens. Ein Geist, der die 
genaue Kenntniss der Thatsachen hätte und dessen Denkoperationen schnell und präcis genug 
vollzogen würden, um den Ereignissen vorauszueilen, würde in der wildesten Launenhaf-
tigkeit des Wetters nicht weniger, als im Gange der Gestirne, das harmonische Walten ewiger 
Gesetze anschauen, das wir nur voraussetzen und ahnen.“ (Helmholtz 1896, S. 163)  


Die Denkweise hat sich geändert. Der Rückgriff auf den Laplaceschen Dämon, der diese 
Berechnungen durchführen könnte, erfolgt nicht mehr. Berücksichtigt man die objektive Exis-
tenz des Zufalls, dann wird die philosophische Beziehung zwischen Dynamik und Stochastik 
relevant. Regularitäten von Zufallsprozessen werden untersucht, um die Vorhersagbarkeit von 
atmosphärischen Strukturen und zu Vorgängen in begrenzten Teilgebieten der Erde zu ver-
bessern. So verwies Wolfgang Böhme für langfristige Vorhersagen darauf, „dass in verschie-
denen Teilgebieten der Erdatmosphäre unerwartet häufig gleichzeitig (also synchron) die 
gleichen zeitlichen Strukturen aufzufinden sind. … Offensichtlich wird eine solche Art nicht-
linearer Korrelation, und damit auch das Vorhandensein eines nutzbaren Potentials langfristi-
ger Vorhersagbarkeit, dadurch gefördert, dass grundsätzlich großräumige Strukturen in der 
Atmosphäre auch einen großen zeitlichen Scale, also auch eine lange Lebensdauer haben.“ 
(Böhme 2004, S. 122) 


Determinismus (Dynamik) und die Rolle des Zufalls (Statistik) standen im Mittelpunkt des 
philosophischen Streits um die Kopenhagener Deutung der Quantenmechanik. Er begann in 
den zwanziger Jahren des 20. Jahrhunderts. (Hörz 1964, 1968) Max Born (1882 – 1970) setzte 
auf die statistische Interpretation der Quantenmechanik. Sein Freund und philosophischer 
Antipode war Albert Einstein (1879 – 1955). Dieser glaubte nicht an den würfelnden Gott. 
Am 4.12.1926 schrieb er an Born den, wie dieser meinte, „niederschmetternden Satz“: „Die 
Quantenmechanik ist sehr achtung-gebietend. Aber eine innere Stimme sagt mir, daß das doch 
nicht der wahre Jakob ist. Die Theorie liefert viel, aber dem Geheimnis des Alten bringt sie 
uns kaum näher. Jedenfalls bin ich überzeugt, daß der nicht würfelt.“ (Born, H., Born, M., 
1969, S. 131) 1930 bestätigte Einstein in einem Brief an einen Einsender noch einmal seinen 
Standpunkt: „Ich bin überzeugter Determinist. Ich habe in meinem Vortrag gesagt, daß die 
neueste Theorie der Quantenvorgänge eine wesentliche indeterministische Theorie ist, indem 
sie annimmt, daß die letzten Gesetze statistischer Natur seien. Ich habe aber hinzugefügt, daß 
nach meiner Überzeugung diese theoretische Basis später wieder durch eine deterministische 
ersetzt werden wird. Abgesehen davon ist zu bemerken, daß die deterministische Auffassung 
der Lebensvorgänge durch jene Theorie nicht wesentlich beeinflußt wird.“ (Albert Einstein in 
Berlin 1979, S. 145)  


Es sind jedoch gerade die Lebensvorgänge, die in ihrer Komplexität stochastische Prozesse 
sind. Eine philosophische Theorie hat das zu berücksichtigen. Es ging und geht darum, das 
wirkliche Geschehen in seiner Widersprüchlichkeit zu erfassen. In der Quantenmechanik 
zeigte es sich im Welle-Korpuskel-Dualismus. Einige Physiker, wie Einstein, wollten sie auf 
eine dynamische Theorie reduzieren, während andere die Statistik favorisierten. Heute stehen 
wir in vielen Bereichen vor dem Problem, Stochastik und Dynamik so miteinander zu kop-
peln, dass wir zu sinnvollen Prognosen über das weitere Geschehen komplexer Prozesse, wie 
etwa des Wetters, der Naturkatastrophen oder noch problematischer, der gesellschaftlichen 
Entwicklung, kommen. Dazu betonte Karl Marx (1818 ‒ 1883) 1871 in einem Brief an Lud-
wig Kugelmann: „Die Weltgeschichte wäre allerdings sehr bequem zu machen, wenn der 
Kampf nur unter der Bedingung unfehlbar günstiger Chancen aufgenommen würde. Sie wäre 
andererseits sehr mystischer Natur, wenn ‚Zufälligkeiten‘ keine Rolle spielten. Diese Zufäl-
ligkeiten fallen natürlich in den Gang der Entwicklung und werden durch andere Zufälligkei-
ten wieder kompensiert. Aber Beschleunigung und Verzögerung sind sehr von solchen Zufäl-
ligkeiten abhängig ‒ unter denen auch der ‚Zufall‘ des Charakters der Leute, die zuerst an der 
Spitze der Bewegung stehn, figuriert.“ (Marx 1966, S. 209) Allerdings ist auch dabei zu be-
rücksichtigen, dass sich diese Zufälle negativ so aufschaukeln können, dass Phasen der Stag-
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nation und Regression auftreten. Das Überleben der Menschheit als Voraussetzung gesell-
schaftlicher Entwicklung ist in Gefahr.  


Interessant sind die Überlegungen von Stanislaw Lem, mit einer „Philosophie des Zufalls“ 
in zwei Bänden eine empirische Theorie der Literatur zu begründen. Im Nachwort zum ersten 
Band bemerke ich dazu: „Wer die eindeutige Vorausbestimmtheit des Geschehens ablehnt, 
die Existenz eines unausweichlichen Schicksals bezweifelt, beschwört den Zufall. Er ist der 
Gegenpol zur Notwendigkeit, zur Ordnung, zur automatischen Höherentwicklung. … Das 
mag der Ausgangspunkt für Lem gewesen sein, die Philosophie des Zufalls zu nutzen, um zu 
einer empirischen Theorie der Literatur zu kommen. Er will dabei das Phänomen erklären, 
daß literarische Meisterwerke nicht vorausgesagt werden können, aber post festum als solche 
für alle weiteren Generationen gelten. Je älter sie sind, als desto meisterlicher und verdienst-
würdiger werden sie angesehen.“ (Lem 1988, S. 435f.) Die Unterschiede zwischen den beiden 
Bänden charakterisiere ich im Nachwort zum zweiten Band: „Die Empirie ist nicht mehr, wie 
das noch im ersten Band der Fall ist, als Aufarbeitung von Erkenntnissen der verschiedensten 
Wissenschaftsdisziplinen in ihrer Bedeutung für das theoretische Verständnis der Litera-
turentwicklung gefaßt, sondern nun als Analyse literarischer Werke verstanden.“ (Lem 1990, 
S. 473) In einer Gesprächsrunde in Berlin, zu der ich eingeladen war, betonte Lem den schöp-
ferischen Charakter des Zufalls für die Entstehung von Neuem. Entsprechend meiner dialekti-
schen Theorie des Zufalls trug ich eine differenzierte Sicht vor, die sowohl eine Hierarchie 
der Zufälle, vom strukturellen Bestandteil objektiver Gesetze als zufällige Realisierung von 
Möglichkeiten bis zu unwesentlichen Störfaktoren umfasst, als auch die destruktiven Seiten 
zufälliger Ereignisse neben ihren konstruktiven berücksichtigt.  


Nun müssen literarische Meisterwerke nicht unbedingt Beststeller sein. Doch auch für die-
se gilt das Zufallsprinzip, wie der Wahrscheinlichkeitstheoretiker Leonard Mlodinow vom 
Caltech (USA) an Beispielen zeigt. So wurden Kapitel von Büchern ausgezeichneter Autoren, 
darunter einem Literaturnobelpreisträger, als Werke junger Autoren an mehrere Verlage ge-
schickt und von allen abgelehnt. Mlodinow fragt: „Könnte es sein, dass der Erfolg eines Bu-
ches so unvorhersehbar ist, dass selbst dann, wenn ihr Roman das Zeug zu einem Bestseller 
hat, viele Lektoren das nicht merken und Ihr Manuskript mit einer belanglosen Dankesfloskel 
zurücksenden?“ In den fünfziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts sei das Tagebuch der 
Anne Frank als „sehr langweilig“, als „farbloser Bericht über typische Familienzankereien, 
belanglose Scherereien und halbwüchsige Gefühle“ abgelehnt worden, von dem dann über 30 
Millionen Exemplare verkauft wurden. (Mlodinow 2009, S. 23) 


Manche Autoren viel gelesener Bücher lassen ihre Helden den Zufall leugnen. So ist bei 
Karl May (1842 – 1912) folgende Erklärung von Wundern, die Jesus vollbracht haben soll, zu 
lesen: „Der Kurzsichtige oder gar Ungläubige pflegt bei solchen Ereignissen freilich nicht von 
einem Wunder, sondern nur vom Zufalle zu sprechen. …Wir Christen glauben, daß Gottes 
Hand uns vom Anfange bis zum Ende des Lebens leitet ... Und Euer Islam lehrt, daß alles, 
was geschieht, im Buch des Lebens vorher verzeichnet sei. Ist da also auch nicht bei euch 
jeder Zufall ausgeschlossen?“ (May 1996, S. 327) Bertolt Brecht (1898 – 1956) geht das 
Problem im „Buch der Wendungen“ umfassender an: „Me-ti sagt: Eben jetzt stellt die Physik 
fest, daß die kleinsten Körper unberechenbar sind; ihre Bewegungen sind nicht vorauszusa-
gen. Sie erscheinen wie Individuen, mit eigenem freien Willen begabt. ‒ Aber Individuen sind 
nicht mit eigenem freien Willen begabt. Ihre Bewegungen sind nur deshalb schwer oder nicht 
vorauszusagen, weil für uns zu viele Determinierungen bestehen, nicht etwa gar keine.“ 
(Brecht 1995, S. 98) Brecht verweist auf die Bedingtheit zufälliger Ereignisse, auf die Kom-
plexität von Ursache-Wirkungs-Beziehungen. Die dialektische Theorie des Zufalls hat die 
Beziehung zwischen Gesetz, Kausalität, Notwendigkeit und Zufall herzustellen, um die Frage 
beantworten zu können: Was ist planbar, wenn die Zukunft offen ist? Wir kennen die Brecht-
sche Ironie im Song der „Dreigroschenoper“ über den Plan und den zweiten Plan, die beide 
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nicht gehen. Wir leben in der Wissenschaft und in der Wirklichkeit mit Unsicherheiten durch 
zufällige Ereignisse, auf die wir durch Erkenntnisse und Einstellungen reagieren müssen. 


Es sind die objektiven Zufälle, d.h. die aus der Unerschöpflichkeit des wirklichen Gesche-
hens in seinem Beziehungsgeflecht sich ergebenden möglichen Ereignisse, die sich mit be-
stimmter Wahrscheinlichkeit realisieren können, doch nicht notwendig eintreten. Im Zusam-
menhang mit den Theorien der Selbstorganisation sprechen wir von Bifurkationen und Fluk-
tuationen. Fluktuationen sind Schwankungen zwischen mindestens zwei möglichen Zuständen 
eines Systems, von denen sich einer realisiert, ohne dass die Bedingungen für die Verwirkli-
chung gerade dieser Möglichkeit genau bestimmbar sind. Ohne Beachtung der raum-
zeitlichen Strukturen des Geschehens sind Zufälle nicht genau zu bestimmen, da mögliche 
Ereignisse (Zufall), die eingetreten sind, durch die Gesamtheit der Bedingungen auftreten 
mussten (Form der Notwendigkeit). Die von uns in der Wirklichkeit vorgefundene Ordnung 
ist nicht einfach auf Zufälle oder ewige dynamische Gesetze zurückführen. Im ersten Fall 
könnte die Stabilität der Systeme nicht erklärt werden und im zweiten käme es zu einer stän-
digen Wiederholung des Gleichen. Ordnung besteht aus Fluktuationen als stabilisierende Zu-
fälle, die in Gesetzmäßigkeiten erfasst werden. Neue Beziehungen zwischen Elementen eines 
Systems bei gleicher Grundqualität sind oft systemerhaltend. Doch die Schwankungen können 
die Systemgrenzen überschreiten und die Stabilität gefährden. So sind dissipative Strukturen 
gewaltige Schwankungen, die durch Energie- und Materialfluss aufrechterhalten werden. Sie 
sind die Grundlage für die Entstehung, Stabilität, Evolution und das Vergehen von Systemen. 
Neues kann entstehen. 


3. Grundzüge einer dialektischen Theorie des Zufall s 


Der wesentliche Gehalt der dialektischen Theorie des Zufalls (Hörz 2009a) besteht in einer 
Erweiterung des Kausalverständnisses, in der Aufdeckung der inneren Struktur von Gesetz-
mäßigkeiten als Einheit von notwendigen und bedingt zufälligen Verwirklichungen von Mög-
lichkeiten aus Möglichkeitsfeldern und in der Anerkennung objektiver Zufälle als Grundlage 
für die Stabilität und Evolution von Systemen. 


3.1. Begriffliches 


Als begriffliches Fazit der historischen Entwicklung der Debatten um den Zufall und der ent-
sprechenden Falluntersuchungen in verschiedenen Bereichen der Wirklichkeit kann man an 
den für die Zufallstheorie wichtigen Begriffen Kausalität, Zufall, Notwendigkeit und objekti-
ves Gesetz festhalten (Hörz 1980, 2009a): Kausalität ist die zeitlich und inhaltlich gerichtete 
konkrete Vermittlung des Zusammenhangs in der Wechselwirkung zwischen Elementen eines 
Systems, Subsystemen und Systemen. Der Zufall ist zu einem bestimmten Zeitpunkt ein 
mögliches Ereignis, das sich mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit unter bestimmten Be-
dingungen realisiert. Zufälle erklären Änderungen des Geschehens, Ausnahmen von der Re-
gel, Abweichungen von der Norm. Mit Regeln für Zufallsereignisse befassen sich Wahr-
scheinlichkeitstheorie und Statistik. Zufälle haben Ursachen, die jedoch sehr komplexer Natur 
sind. Die philosophische Begründung für die Existenz objektiver Zufälle ergibt sich aus der 
Unerschöpflichkeit der Materie. Der Gegenpol zum Zufall wird in der Notwendigkeit gese-
hen. Doch eine einfache Entgegensetzung wird dem wirklichen Geschehen nicht gerecht. In 
der objektiven Wechselwirkung umfassen alle Ereignisse Wiederholbares und Nicht-
Wiederholbares, Wesentliches und Unwesentliches, Notwendiges und Zufälliges. Notwen-
digkeit ist deshalb differenziert zu betrachten. Eine bestimmte Kausalbeziehung ist Einwir-
kung auf ein System als Ursache, die durch den vorhandenen Bedingungskomplex zu einem 
Möglichkeitsfeld führt, aus dem Möglichkeiten realisiert werden. Diese Einwirkung als An-
fangsursache führt zu einer Endwirkung. In Grenzfällen kann die Anfangsursache notwendig 
die Endwirkung hervorrufen. Das ist die einfache direkte Notwendigkeit. Sie verlangt eine 
direkte Beziehung zwischen Anfangsursache und Endwirkung, etwa beim Brechen eines 
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Schusses nach dem Ziehen des Abzugs. Selbst dafür ist eine Vielzahl von Kausalbeziehungen 
im Mechanismus der Schusswaffe erforderlich. Nur wenn das System einwandfrei funktio-
niert, haben wir es mit einfacher direkter Notwendigkeit zu tun. Versagt es, ist Ursachensuche 
erforderlich. Ein weiterer Aspekt der Notwendigkeit betrifft zufällige Ereignisse, die eingetre-
ten sind. Jede verwirklichte Möglichkeit aus einem Möglichkeitsfeld ist durch die Gesamtheit 
der Bedingungen bestimmt, die nur post festum analysiert werden kann und meist nicht voll-
ständig aufzuklären ist. Alles, was existiert, ist im Sinne einer durch die Gesamtheit der 
Bedingungen bestimmten Notwendigkeit nun nicht mehr zufällig. Die Frage ist jedoch für 
unser zukünftiges Handeln: Hätte es anders sein können? Wer einem Fatalismus anhängt, ein 
ewiges Schicksal anerkennt, wird die Frage verneinen. Er ist Spielball des Geschehens und 
eigentlich nicht verantwortlich für seine Handlungen. Die freie Entscheidung von Individuen 
in einem Bedingungskomplex basiert auf der Vielzahl von Kausalbeziehungen, die sich als 
notwendig oder zufällig erst durch ihren Platz im komplexen raum-zeitlich strukturierten Ge-
schehen erweisen.  


Zufällig im Gegensatz zum Notwendigen ist in einem bestimmten Zeitraum das Mögliche, 
das nicht unbedingt eintritt, und das, was als individueller Spielraum im notwendigen Ge-
schehen einer Gesamtheit existiert. Wir suchen nach dem Wiederholbaren in den Ereignissen. 
Das ist für uns die allgemeine Notwendigkeit. Sie ist die für unser Erkennen und Handeln 
wichtige Gesetzmäßigkeit: Unter gleichen wesentlichen Bedingungen tritt das gleiche wesent-
liche Ereignis ein. Gesetzmäßigkeit umfasst ein System von Gesetzen, die entweder erkannt 
sind oder gesucht werden. Ein objektives Gesetz ist ein allgemein-notwendiger, d.h. reprodu-
zierbarer, und wesentlicher, d.h. den Charakter der Erscheinung bestimmender, Zusammen-
hang zwischen Systemen, Subsystemen und Systemelementen, zwischen Objekten und Pro-
zessen in ihrer Wechselwirkung.  


Zufall, Kausalität, Formen der Notwendigkeit, Gesetzmäßigkeit und objektives Gesetz sind 
eng miteinander verbunden. Klein meint dazu: „Wir können also die Wirkung des Zufalls nur 
dann ausschließen, wenn sich der Hergang eines Ereignisses durch ein einfaches Muster be-
schreiben lässt. Sehen wir hingegen den Zufall am Werk, ist das Wechselspiel von Ursache 
und Wirkung keineswegs aufgehoben – nur vermögen wir die Ursachen des Geschehens nicht 
vollständig zu erklären.“ (Klein 2005, S. 36) Das einfache Muster wäre die einfache direkte 
Notwendigkeit. Alles darauf zu reduzieren, würde der Existenz des objektiven Zufalls nicht 
gerecht. Es geht also in der dialektischen Theorie des Zufalls auch darum, wissenschaftlich 
berechtigte Reduktionen so durchzuführen, dass brauchbare Instrumente zur Beherrschung 
des Zufalls gefunden werden. Philosophischer Reduktionismus, wie Laplacescher Determi-
nismus und Fatalismus, das Wirken spiritueller Kräfte nach einem vorgegebenen Plan, sind 
als philosophischer Reduktionismus ebenso auszuschließen, wie die These vom nicht be-
herrschbaren Chaos oder vom alleinigen Spiel des Zufalls, das die Zukunft bestimmen soll. 
Unsere Muster sind Vereinfachungen. Sind sie wissenschaftlich berechtigt, dann lassen sie 
uns die Wirklichkeit erkennen und erfolgreich gestalten. (Sommerfeld, Hörz, Krause 2010)  
In der dialektischen Theorie des Zufalls geht es um verwertbare einfache philosophische Mus-
ter, die objektive Zufälle berücksichtigen. Das trifft auf die Bedingungsanalyse als Basis für 
die Suche nach Kausalitäten zu. Sie führt uns zu wesentlichen Kausalbeziehungen. Die statis-
tische Gesetzeskonzeption fasst die Struktur von objektiven Gesetzen als Einheit von Not-
wendigkeit und Zufall. Beides ist kurz zu erläutern. 


3.2. Bedingungsanalyse 


Das Kausalgesetz besagt, dass Wirkungen verursacht sind. Das Aufdecken konkreter Kausal-
relationen in komplexen Systemen ist nicht einfach. In der objektiven Wechselwirkung zwi-
schen (materiellen und ideellen) Objekten und Prozessen führen Einwirkungen (Ursache) auf 
ein System zu Veränderungen im System (Wirkung). Wir suchen nach wesentlichen Zusam-
menhängen, die den Charakter des zu analysierenden Ereignisses bestimmen. Dabei werden 







Herbert Hörz Leibniz Online, 14/2012  
Ist der Zufall erkenn- und beherrschbar?   S. 8 v. 19 


 


 


manche Beziehungen vernachlässigt und Kausalketten an bestimmten Stellen abgeschnitten. 
Erkenntnis ist immer Auswahl. Bedingungsanalyse sucht für ein Ereignis, das „Endwirkung“ 
eines durch eine „Anfangsursache“ ausgelösten Prozesses ist, die Möglichkeiten zu finden, 
die der vorhandene Bedingungskomplex zulässt. Sie können sich mit Notwendigkeit, hoher, 
gleicher oder geringer Wahrscheinlichkeit verwirklichen. Insofern verbinden sich Stochastik 
und Prognostik. Ist die „Endwirkung“ eingetreten, dann sind die Prozesse zu untersuchen, die 
zu ihr geführt haben, um die Frage beantworten zu können: Was wäre anders zu machen ge-
wesen? Nur so ist aus Fehlern zu lernen.  
Charakterisieren wir kurz die geforderte Bedingungsanalyse (Hörz 2009a, S. 104): 
 


Bedingungsanalyse 
                                   m (1) p(1) 
                                   m (2) p(2) 
                                   m (3) p(3) 
U     B                                                                        W  
                                  m (4) p(4) 
                                                   
                                            
                                m(n) p(n) 
 
 
Die „Anfangsursache“ (U) wirkt auf einen Bedingungskomplex B, wodurch verschiedene 
Möglichkeiten m(1 bis n) existieren, die sich mit den entsprechenden Wahrscheinlichkeiten 
p(1 bis n) realisieren können. Diese sind nun in Beziehung zur „Endwirkung“ W zu setzen. In 
einem Fallbeispiel aus der Rechtspraxis, ergab diese Analyse etwas anderes als die verein-
fachte Kausalauffassung. Ein Verantwortlicher für den Arbeitsschutz wurde wegen fahrlässi-
ger Tötung verurteilt, da ein Kranfahrer durch ein nicht verkleidetes Fenster griff, um ver-
klemmte Kabel zu befreien und sich dabei tödlich verletzte. Das war eigentlich verboten. 
Nach der Bedingungsanalyse lag zwar Pflichtverletzung des Angeklagten vor, weil die Mög-
lichkeit eines tödlichen Unfalls bestand, doch das Handeln des Opfers war ebenfalls als Be-
dingung zu beachten. Die Pflichtverletzung war so keine nachweisbare direkte Ursache für die 
Endwirkung, den Tod des Kranfahrers. Es lag also keine fahrlässige Tötung vor. Generell 
umfasst der Entscheidungsspielraum der Richter, bei Beachtung komplexer Kausalstrukturen, 
die Rechtsnormen und die Abschätzung der Wahrscheinlichkeiten für die Verwirklichung der 
eingetretenen Möglichkeit, gestützt auf Gutachten entsprechender Sachverständiger. 


Ereignisse verschiedenster Art können so analysiert werden. Anfangsursachen ergeben ob-
jektive oder subjektive Verhaltensmöglichkeiten, von denen jede zu einem Zeitpunkt eine 
bestimmte Wahrscheinlichkeit der Realisierung besitzt. Eine Möglichkeit wird dann unter 
bestimmten Bedingungen verwirklicht. Die Endwirkung ist also keine direkte Folge der An-
fangsursache, sondern durch Bedingungskomplex und Möglichkeitsfelder vermittelt. Die Be-
dingungsanalyse umfasst also Prognosen und Analysen des bisherigen Geschehens. 


3.3. Struktur statistischer Gesetze 


Ein statistisches Gesetz (Gesetzessystem) ist ein allgemein-notwendiger und wesentlicher 
Zusammenhang von Ereignissen: Die Systemmöglichkeit M(S) verwirklicht sich unter den 
Systembedingungen B(S) notwendig (dynamischer Aspekt). Die Elementmöglichkeiten bil-
den ein Möglichkeitsfeld m(1 bis n) (statistischer Aspekt). Bestimmte Möglichkeiten können 
sich mit einer Übergangswahrscheinlichkeit p(1 bis n) von einem Zustand in den anderen rea-
lisieren (probabilistischer Aspekt). (Hörz 2009a, S. 70): 
 
 







Herbert Hörz Leibniz Online, 14/2012  
Ist der Zufall erkenn- und beherrschbar?   S. 9 v. 19 


 


 


B(S): M (S) notwendig ⇒⇒⇒⇒ W(S) 
 ___________________________________ 
 
b(1): m(1) zufällig → w(1)/p(1) 
b(2): m(2) zufällig → w(2)/p(2) 
b(3): m(3) zufällig → w(3)/p(3) 
 


b(n): m(n) zufällig → w(n)/p(n) 


Struktur statistischer Gesetze  
 
Manche Gesetzesformulierung umfasst nur einen Gesetzesaspekt. So werden beim Fallgesetz, 
außer dem dynamischen Aspekt, die vorhandenen stochastischen und probabilistischen As-
pekte, die Schwankungen um den freien Fall im Vakuum durch reale Bedingungen, vernach-
lässigt. Es ist ein potenzielles statistisches Gesetz. Die Schrödingergleichung ist dagegen ein 
quantitativ bestimmtes statistisches Gesetz, da die stochastischen Verteilungen sich mathema-
tisch ableiten lassen. Man könnte für verschiedene Gesetzesformulierungen, deren dynami-
scher Aspekt bekannt ist, weil die notwendige Verwirklichung einer Möglichkeit für das Sys-
tem erkannt ist, Möglichkeitsfelder für das Verhalten der Elemente entdecken und dafür Best-
immungen wie mehr, gleich oder weniger wahrscheinliche Realisierungen angeben. Das wä-
ren qualitativ bestimmte statistische Gesetze. Sie spielen in den Sozialwissenschaften eine 
wichtige Rolle. 


Die dialektische oder stochastische Denkweise umfasst Zufälle in Entwicklungsprozessen. 
Entwicklung  ist das Entstehen anderer, neuer und höherer Systemqualitäten im Prozess der 
Strukturbildung durch Selbstorganisation. Dazu gehört das Umschlagen quantitativer Verän-
derungen einer bestimmten Grundqualität in qualitative durch die Entstehung, Entfaltung und 
Zuspitzung, aber auch Lösung und Neusetzung objektiver dialektischer Widersprüche. Quali-
tätsumschläge führen zu neuen Möglichkeitsfeldern. Man kann eine Struktur der Entwick-
lungsgesetze erkennen, die die Phasen der Ausgangsqualität mit Möglichkeitsfeldern und der 
Realisierung einer Möglichkeit als Negation der Grundqualität mit neuem Möglichkeitsfeld in 
einer neuen Phase verbindet, in der sich eine Möglichkeit als dialektische Negation der Nega-
tion realisiert und eine dritte Phase einleitet. (Hörz 2009a, S. 77): 


 
B(S):M (S) ���� notwendig ���� W(S) 


________________________________________________________________ 
   Struktur t(1)   Struktur t(2)   Struktur t(3) 
b(1):m(1) zufällig�w(1)/p(1)    b(1):m(1) zufällig�w(1)/p(1)      b(1):m(1) zufällig�w(1)/p(1) 
b(2):m(2) zufällig�w(2)/p(2)    b(2):m(2) zufällig�w(2)/p(2)      b(2):m(2) zufällig�w(2)/p(2) 
b(3):m(3) zufällig�w(3)/p(3)    b(3):m(3) zufällig�w(3)/p(3)      b(3):m(3) zufällig�w(3)/p(3) 
                   .                                                  .                                                                                    
                   .                                                  .                                                                                    
b(n):m(n) zufällig�w(n)/p(n)   b(n):m(n) zufällig�w(n)/p(n)       b(n):m(n) zufällig�w(n)/p(n) 
 
Grundqualität   neue Qualität   höhere Qualität 
 
 
Für den zu betrachtenden Entwicklungszyklus eines Systems als Makrozyklus (Naturbereiche, 
Anthropogenese, Verhältnis von Individuum und Gesellschaft, Intelligenzverhalten u .a.), als 
Mesozyklus (Entwicklung von Teilbereichen in Jahrzehnten) oder als Mikrozyklus (Tenden-
zen in 7 bis 12 Jahren) ergibt sich unter den Systembedingungen B(S) eine Möglichkeit der 
weiteren Entwicklung M(S), die sich notwendig verwirklicht W(S). Für die Elemente im 
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Zeitpunkt t(1) ergeben die sich in der Struktur statistischer Gesetze schon dargelegten Bezie-
hungen bei der zufälligen Verwirklichung mit Wahrscheinlichkeit. Jede Grundqualität als 
verwirklichte Möglichkeit weist zugleich andere Qualitäten in dieser Ebene von Struktur t(1) 
auf. Beim Übergang zu Struktur t(2) als einer neuen Qualität baut sich ein neues Möglich-
keitsfeld auf, das mit der Struktur im Zeitpunkt t(2) entsprechend dem statistischen Gesetz 
verbunden ist. Eine daraus wiederum entstehende neue Qualität mit der statistischen Struktur 
im Zeitpunkt t(3) kann, im Vergleich mit der Ausgangsqualität, nach Kriterien als höhere 
Qualität identifiziert werden. Wir haben es dann mit einer dialektischen Negation der Negati-
on zu tun. Die Zyklizität für ein Individuum mit dem Makrozyklus (Geburt-Tod), den Meso-
zyklen als Lebensphasen und den Mikrozyklen in den Phasen ist konkret zu erforschen. 


Für alle Bereiche sind Entwicklungsgesetze zu suchen. Sie können Langzeitzyklen umfas-
sen, wie die Einheit von Theorie und Praxis im Herauslösen der Wissenschaft als Negation 
und die qualitativ höhere Verbindung von Wissenschaft und Gesellschaft als dialektische Ne-
gation der Negation. Die Geschichte liefert viele Hinweise auf solche noch nicht beendeten 
Zyklen, wie das Verhältnis von Individuum und Gemeinschaft, die Entwicklung soziokultu-
reller Identitäten, die Herausbildung von Kreativitätspotenzialen mit der Revolution der 
Denkzeuge. Höhere Qualitäten werden dabei mit Effektivitäts- oder Humanitätskriterien zu 
messen sein. Was effektiver ist, muss nicht humaner sein. 


4. Ist der Zufall beherrschbar? 


Als konstitutives Element der Stabilität und Evolution des Geschehens sind Zufälle nicht zu 
beseitigen, wohl aber in ihrer Wirkung in eine bestimmte Richtung zu kanalisieren.  


4.1. Fallbeispiele 


Für den gezielten Umgang mit zufälligen Ereignissen wird in der Literatur der Erfolg von 
James Doyne Farmer beim Spielen in Las Vegas angeführt. Farmer beschäftigt sich, seit 1999 
als Professor in Santa Fe (USA) tätig, mit Chaostheorie und statistischer Physik. Als Student 
war er 1976 bis 1981 mit Kommilitonen an der Entwicklung von Roulette-Systemen beteiligt. 
Es ging um die auf physikalischen Prinzipien beruhende und durch einen kleinen tragbaren 
Computer zu erzielende wahrscheinliche Vorhersage der Bewegung der Roulettekugel. Das 
System wurde in Las Vegas erprobt. Klein schreibt: „Mitunter lässt sich der Zufall überlisten. 
Doyne Farmer versuchte es mit einem Computer im Schuh und hatte Erfolg. So trat er an, die 
Spielbanken von Las Vegas zu sprengen; er und eine Gruppe von verschworenen Freunden 
waren die einzigen Menschen, die jemals auf Dauer mehr Geld vom Roulettetisch nach Hause 
trugen, als sie verloren.“ (Klein 2005, S.42) Zwar wurde gewonnen, doch die Technik ver-
schlang große Summen und versagte manchmal. Per Gesetz wurde dann der Einsatz von 
Computern in Casinos verboten.  


Leonard Mlodinow wollte Fluglehrern beibringen, dass es besser sei, gute Flüge zu loben, 
statt schlechte nur zu kritisieren. Das Gegenargument eines Teilnehmers lautete, wenn er lobe, 
fliege sein Schüler danach schlechter und wenn er schimpfe besser. Zu berücksichtigen sei, so 
Mlodinow, die „Regression zum Mittelwert“, denn es folge „auf ein außergewöhnliches Er-
eignis wahrscheinlich rein statistisch ein gewöhnlicheres Ereignis.“ (Mlodinow 2009, S. 21) 
Flugschüler erreichen mit dem Training eine bestimmte sich verbessernde Fähigkeit, ihre Ma-
schinen zu steuern. Abweichungen vom normalen Niveau in negativer oder positiver Rich-
tung unter bestimmten Bedingungen werden ausgeglichen. Der schlecht Fliegende kehrt, un-
abhängig vom Schimpfen, wieder zur Normalität zurück. Der einmalige Glückstreffer eines 
anderen wiederholt sich nicht unbedingt. Deshalb ist es besser, Fortschritte zu loben, als 
Misserfolge aufzubauschen. Zufallsverteilungen seien, nach Mlodinow, auch in anderen Be-
reichen zu beachten. Aus Studien über vergangenes Verkaufsverhalten seien zukünftige 
Trends nicht abzuleiten. In interessanten Experimenten wurde bei Musiktiteln überprüft, wie 
bestimmte Gruppen, die unabhängig voneinander damit vertraut gemacht wurden, ihre Favori-
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ten suchten. Wer vorher schon positive Bewertungen kannte, zog diese Titel vor. Gaben ande-
re eine positive Bewertung ab, dann folgten manche diesen Vorgaben. Erwartungen, Bestäti-
gungstendenzen, Glück und eben zufällige Ereignisse spielen eine wichtige Rolle beim Er-
folg.  


Generell kritisiert Mlodinow die „deterministische Sicht des Marktes“, der die intrinsi-
schen Qualitäten einer Person oder eines Produkts für den Erfolg verantwortlich macht. Er 
plädiert für eine „nichtdeterministische Sicht“ (ich nenne es eine dialektisch-
deterministische), denn es gibt „viele qualitativ hochwertige, aber unbekannte Bücher, Sän-
ger, Schauspieler, und was dazu führt, dass der eine oder andere herausgehoben wird, ist 
weitgehend eine Verschwörung von Zufall und unbedeutenden Faktoren – das heißt Glück.“ 
(Mlodinow 2009, S. 265) Man müsse die Rolle des Zufalls berücksichtigen, denn Fähigkeiten 
allein garantierten noch keinen Erfolg und Erfolg verweise nicht unbedingt auf entsprechende 
Fähigkeiten. Er betont: „Allein das allgegenwärtige Wirken von Zufallsprozessen in unserem 
Leben zu erkennen, kann schon eine Erleuchtung sein; die wahre Macht der Theorie der Zu-
fallsprozesse liegt jedoch in der Tatsache, dass wir, sobald wir die Natur von Zufallsprozessen 
einmal verstanden haben, die Art und Weise verändern können, wie wir Ereignisse in unserer 
Umwelt wahrnehmen.“ (Mlodinow 2009, S. 281) 


Sicher geht es nicht nur um die Wahrnehmung unserer Umwelt, sondern um Erkenntnisse 
als Grundlage für die Planung unseres Handelns und die Gestaltung der Wirklichkeit. Ich 
möchte das an einem anderen Beispiel verdeutlichen. Christa Uhlig und Dieter Kirchhöfer 
berichten über das Kolloquium „Bildung und soziale Differenzierung in der Gesellschaft“ 
(Kirchhöfer, Uhlig 2012) und verweisen dabei auf bestimmte Argumentationsmuster: „Einer 
grundlegenden Reform des Bildungswesens, die dazu beitragen könnte, Schule und Bildung 
als wichtige Faktoren sozialer Integration und Chancengleichheit zu entwickeln, stehen gera-
de in Deutschland vielschichtige bildungspolitische Interessenkonflikte und Vorurteile entge-
gen. Dabei bedient man sich, auch unterstützt durch die Erziehungswissenschaften, oftmals 
althergebrachter bildungspolitischer und pädagogischer Argumentationsmuster, die sich auf 
Begabungstheorien, elitäre Menschenbilder, Individualisierungs- und Elternrechte, Abwer-
tung schulstruktureller Reformen, ökonomische und arbeitsmarktkonforme Verwertungsbe-
dürfnisse, Egalisierungsängste u.a. mehr stützen können.“ (Uhlig, Kirchhöfer 2012, S. 8) Ge-
hen wir an die Problematik aus der Sicht der dialektischen Theorie des Zufalls heran, dann 
ergeben sich nicht nur bestimmte Erkenntnisse, sondern auch Handlungshinweise von be-
trächtlicher gesellschaftlicher Tragweite. Für die Bildung spielt die individuelle Ausprägung 
des gesellschaftlichen Wesens eines konkreten Individuums eine entscheidende Rolle. Wir 
können von der Normalverteilung von Anlagen, die in den genetisch-biotischen Prädispositi-
onen existieren, ausgehen. Auf der einen Seite gibt es Individuen, die sich die Wirklichkeit 
vor allem praktisch aneignen und sich die Theorien induktiv erschließen. Auf der anderen 
Seite sind theoretisch und mathematisch Hochbegabte. Bezogen auf die rationale und ästhe-
tisch-emotionale Aneignung der Wirklichkeit kann ebenfalls von einer durch genetische Prä-
dispositionen und deren konkret-historischer Ausformung bedingten Normalverteilung ausge-
gangen werden. Ein Extrem bilden wenige Exemplare des Ratioroboters, der die Wirklichkeit 
und sein Leben nach strengen Regeln ordnet, wobei die ästhetische Aneignung mehr Mittel 
zum Zweck, denn Selbstzweck als Genuss ist. Das andere Extrem ist der voll auf die Sinne 
orientierte, übersensible, oft überempfindliche Mensch, der jedoch ohne Rationalität nicht 
leben kann. Zwischen diesen Extremen bewegen sich alle Individuen mit mehr oder weniger 
ausgeprägten rationalen und ästhetischen, wissenschaftlichen und künstlerischen Neigungen. 
Aus den Prädispositionen sich ergebende Möglichkeiten treffen auf soziokulturelle Bedingun-
gen, die Realisierungen fördern oder hemmen. Bezogen auf die Lernbereitschaft bedeutet das, 
stets in einer auf allgemeine Volksbildung orientierten demokratischen Bildungspolitik die 
Verteilung zwischen den Extremen der natürlich Behinderten und sozial geprägten Lernun-
willigen einerseits und den hochintelligenten Kindern mit dem Drang nach Wissen und Kom-
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petenzen andererseits zu beachten. Diese Normalverteilung verschiebt sich unter konkret-
historischen globalen und regionalen gesellschaftlichen Bedingungen positiv oder negativ, 
abhängig von Bildungsmöglichkeiten, soziokulturellem Wertekanon und gesellschaftlichen 
Forderungen. Es wäre also durch das Bildungssystem mit allgemeinen Wissensstandards und 
konkreten Bildungsangeboten auf die zufällige Verteilung von Talenten und Fähigkeiten der 
Individuen in ihrer Gruppenbildung einzugehen. Generell sollte auch für Ausbildung und spä-
tere Tätigkeit gelten, dass jeder nach seinen Fähigkeiten einen Platz in der Gesellschaft be-
kommen kann, der es ihm ermöglicht, glücklich und sinnvoll zu leben. Es sind die gesell-
schaftlichen Verhältnisse menschlich zu formen, wenn die Umstände die Menschen formen. 


Die Fallbeispiele zeigen drei Aspekte der Antwort auf die Titelfrage. Sie betreffen Er-
kenntnis, Planung und Tätigkeit. 


4.2. Erkenntnisaspekt 


Was können wir über Zufälle erfahren? Die Antwort umfasst philosophische Einsichten, theo-
retische Erkenntnisse und praktische Erfahrungen. 


(1) In der dialektischen Theorie des Zufalls geht es im Sinne philosophischen Herangehens 
an die Wirklichkeit um Welterklärung, Heuristik als Ideenprovokation und weltanschauliche 
Lebensweise. Der Zufall ist als konstitutives Element unserer Lebensprozesse zu verstehen. 
Zur Welterklärung gehört die differenzierte Sicht auf die Zufälle. Sie sind nicht einfach der 
begriffliche Gegenpol zu Notwendigkeit und Gesetzmäßigkeit, sondern Erscheinungsform 
von Notwendigkeit und objektiven Gesetzen. Sie können wesentliche Einflussfaktoren sein, 
Systeme stabilisieren oder zerstören. Folgende Differenzierung bietet sich an: Erstens geht es 
um den gesetzmäßigen Zufall. Die Struktur statistischer Gesetze umfasst unter dem dynami-
schen Systemaspekt die zufällige Verwirklichung von Möglichkeiten mit einer gewissen 
Wahrscheinlichkeit für das Verhalten der Systemelemente unter bestimmten Bedingungen. 
Das sind bedingte Zufälle im Rahmen der zu erkennenden objektiven Gesetze. Das entspre-
chende Gesetz kann ein Naturgesetz, wie die Schrödingergleichung als quantitativ bestimmtes 
statistisches sein. Bei der Anthroposoziogenese kann man post festum die Entwicklung über 
das Tier-Mensch-Übergangsfeld nachzeichnen und zugleich die Bedingungen untersuchen, 
die zur zufälligen Verwirklichung einer bestimmten Möglichkeit in einem bestimmten Zeit-
raum führten, obwohl andere existierten. Zweitens erkennen wir die systemerhaltenden Zu-
fälle. Dazu gehören zufällige Schwankungen um das Gleichgewicht, Fluktuationen, die das 
System stabilisieren. Das betrifft sowohl die Einhaltung der Toleranzgrenze zwischen refor-
merischen und konservativen Kräften in einem stabilen sozialen System (Hörz 1994), als auch 
die Lebensprozesse von Individuen. Drittens sind wesentliche zufällige Ereignisse mit der 
Bedingungsanalyse zu erfassen. Das gilt für Innovationen, zufällige Entdeckungen als positi-
ve oder konstruktive Zufälle und für negative, destruktive Zufälle, wie unerwartete Naturkata-
strophen, Havarien in großtechnischen Systemen. Vorkommnisse, die wenige Individuen be-
treffen, können ebenfalls positiv oder negativ sein, wie das Glück einer zufälligen Begegnung 
oder ein Verkehrsunfall. Das Wesentliche besteht darin, dass Menschenleben und Sachwerte, 
die wissenschaftlich-technische, gesellschaftliche und kulturelle Entwicklung, positiv oder 
negativ betroffen sind. Viertens sind wesentliche oder unwesentliche zufällige äußere Stö-
rungen des gesetzmäßigen Systemverhaltens zu berücksichtigen. Staaten können überfallen 
werden und nach der Okkupation verschwinden. Durch die Naturgestaltung werden ökologi-
sche Zyklen verändert. Individuen werden mit neuen rechtlichen und moralischen Normen zu 
Verhaltensänderungen veranlasst. Wesentlich ist dabei alles, was das entsprechende System 
qualitativ verändert oder es zerstört. Unwesentlich sind die Einflüsse von außen, die ohne 
besondere Probleme durch das System verkraftet werden.  


(2) Erkenntnisse über Zufallsprozesse werden von der Wahrscheinlichkeitstheorie und der 
Statistik, einschließlich der empirischen Datenerhebung und ihrer Interpretation gewonnen. 
Dazu gehören bedingte Wahrscheinlichkeit, absolute und relative Häufigkeit, das Gesetz der 
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großen Zahlen, Normalverteilung und andere Verteilungsregeln. Mlodinow zeigt, dass die 
Nichtbeachtung des Satzes von Bayes zu den bedingten Wahrscheinlichkeiten zu Trugschlüs-
sen führen kann. Als einfachen Fall schildert er einen glücklichen Ehemann, der gern tanzen 
geht und dafür Überstunden ins Feld führt. Seine Frau bekommt mit, dass er nicht so viele 
Überstunden macht, wie angegeben und schließt daraus, dass er eine Affäre mit einer anderen 
Frau hat. „Sie verwechselte die Wahrscheinlichkeit, dass ihr Mann Überstunden vorschieben 
würde, falls er eine Affäre hätte, mit der Wahrscheinlichkeit, dass er eine Affäre hat, falls er 
Überstunden vorschiebt.“ Ignoranz gegenüber bedingten Wahrscheinlichkeiten stehe „im Mit-
telpunkt vieler schwerer Fehler bei der medizinischen Diagnose, wie auch bei juristischen 
Urteilen.“ (Mlodinow 2009, S. 142)  


Untersuchungen zur Wahrscheinlichkeit für das Ende von Computerprogrammen mit be-
liebigem Datensatz nach einer bestimmten Zeit führten Gregory Chaitin dazu, von einer per-
fekten Zufallszahl auszugehen. In einem Gespräch meinte er dazu: „Es sieht so aus, als ob 
Gott eine Schwäche für Glücksspiele hat. … Er würfelt sogar in der reinen Mathematik.“ 
(Klein 2005, S. 73)  


Theorienentwicklung ist mit Moden und Kulterscheinungen verbunden. Klein schreibt: 
„Um die Chaostheorie entspann sich in den frühen 1990er Jahren ein regelrechter Kult. Cha-
oserklärungen mussten herhalten für die Entstehung von Staus auf der Autobahn (lawinenarti-
ges Anwachsen von kleinen Unregelmäßigkeiten der Fahrzeugdichte) bis zum Aufkeimen 
hysterischer Angst und Euphorie an der Börse (anfangs unschuldige Emotionen, die sich im 
Verlauf des Handels schockweise fortpflanzen und dabei immer weiter verstärken). Mediziner 
und Physiker wollten aus dem unregelmäßigen Herzflimmern eines Babys den plötzlichen 
Kindstod vorhersagen. Unternehmensberater setzten teure Seminare an, in denen sie lehrten, 
wie sich die Organisation in Unternehmen verbessern ließe – durch ‚Management by Chance‘. 
Und auf den Bühnen, in Opern und in den Romanen zelebrierte man die Unvorhersagbarkeit. 
Chaos wurde nicht als eine, sondern als die neue Welterklärung gehandelt. Mittlerweile ist es 
stiller geworden um das Chaos. Denn es hat sich herausgestellt, dass die Chaosphysik als 
Denkmodell interessant, doch in der Realität wenig erheblich ist.“ (Klein 2005, S. 65) Das 
exponentielle Anwachsen von Ungenauigkeiten kann sich unterschiedlich auswirken. Die 
Zufälle können zu unerwarteten Folgen führen, sich jedoch auch mit anderen ausgleichen. Für 
mein Anliegen, die philosophische Denkweise und die dialektische Theorie des Zufalls darzu-
stellen, sind spezielle Untersuchungen zu Zufallsereignissen in die Philosophie des Zufalls 
einzuordnen. Sie ist Rahmentheorie mit heuristischer Relevanz für spezielle Forschungen. Es 
ist stets zu prüfen, ob sie Erkenntnissen aus anderen Bereichen entspricht, die in den entspre-
chenden Disziplinen zu untersuchen sind. 


 (3) Jeder Mensch sammelt praktische Erfahrungen mit dem Zufall, die er auf Glück oder 
Schicksal zurückführt. Jedes konkrete Ereignis hat notwendige und zufällige Seiten. In seinen 
einzigartigen Strukturen ist es nicht wiederholbar. Doch bestimmte allgemeine Aspekte kön-
nen wieder auftreten. Manche Sportler vertrauen nach einem Sieg auf bestimmte äußere 
Merkmale, wie Kleidung oder Aussehen, um den Erfolg zu wiederholen. Menschen haben 
Ahnungen und nutzen Vorzeichen, um Voraussagen zu treffen. Horoskope sind so abgefasst, 
dass sie, vielseitig deutbar, mit wirklichen Ereignissen verbunden werden können. Man muss 
sich auf den Zufall einstellen, ohne ihn zu fürchten. Auch im persönlichen Leben sind Bedin-
gungsanalysen angebracht, um aus Fehlern zu lernen. Generell sind Zufallsereignisse, wie im 
dialektischen Determinismus betont, nicht eindeutig in allen Seiten vorausbestimmt. Doch oft 
kompensieren sie sich gegenseitig. Das gilt auch für das berühmte Beispiel vom flügelschla-
genden Schmetterling, der an anderen Stellen einen Tornado auslösen kann. Klein betont: 
„Doch in der Realität bestehen Systeme zumeist aus sehr vielen Komponenten, die zusam-
menwirken oder zumindest in einer Verbindung zueinander stehen. Und dann versagen die 
Gleichungen der Chaosphysik. Denn gerade der Hang zur Unordnung, der den meisten Sys-
temen innewohnt, macht die Wirkung einer einzelnen Anfangsstörung schnell zunichte. Die 
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Turbulenzen, die der Flügelschlag eines einzelnen Schmetterlings auslöst, verwischen sich 
schnell, so wie sich die Milch im Kaffee auflöst. So werden sie unerheblich. Sie gehen im 
allgemeinen Durcheinander einfach unter.“ (Klein 2005, S. 65) Wesentlich für menschliches 
Verhalten sind jedoch die sich gegenseitig aufschaukelnden Zufälle, die eine bestimmte Rich-
tung einschlagen, was sich positiv oder negativ auswirken kann. Dafür gilt: Kleine Ursachen 
haben große Wirkungen. 


Was können wir mit dem Wissen um die objektiven Zufälle anfangen, wenn wir unser 
Handeln planen wollen? Damit kommen wir zum Planungsaspekt. 


4.3. Planungsaspekt 


Unsere Planung baut auf erkannten Mustern auf. Die Erkenntnis, dass Zufälle existieren, hebt 
das nicht auf, zwingt uns jedoch dazu, die Bedingtheit von Ereignissen zu beachten. Weil ob-
jektive Möglichkeiten des Geschehens existieren, hat es relative Ziele. Sie zeigen sich in den 
aufgespannten Möglichkeitsfeldern, in den steuernden informationellen Strukturen, in den 
genetischen Programmen und in den möglichen Endqualitäten von Entwicklungszyklen. Ein-
sichten in sie gestatten begründete Zielsetzungen der Menschen, wobei mit trial-and-error 
Lernprozesse verbunden sind, die die erkennenden und handelnden Menschen zu Korrekturen 
ihrer Zielsetzungen und Handlungen zwingen. Weil die Beziehung zwischen Vergangenheit 
und Zukunft durch die zeitlich ausgedehnte Gegenwart besteht, erhalten wir aus der Vergan-
genheit durch gegenwärtige Strukturen als potenzielle Informationen Wissen über die Ent-
wicklung der Strukturen, aber auch über ihre Potenzen. Gegenwärtige Realisierung von Mög-
lichkeiten aus dem durch das spezifische Bedingungsgefüge in bestimmten Bereichen der 
Wirklichkeit vorhandene Möglichkeitsfeld, die eine bestimmte Wahrscheinlichkeit der Reali-
sierung gehabt haben, bauen ein neues Möglichkeitsfeld auf oder erweitern vorhandene, än-
dern oder belassen Wahrscheinlichkeitsverteilungen zur Realisierung. Diese Vielfalt mögli-
cher zukünftiger Wirklichkeit als Realisierung gegenwärtiger Potenzialität nennen wir relati-
ve Ziele des Geschehens. Sie sind von Zielsetzungen der Menschen zu unterscheiden.  


Relative Ziele des Geschehens, oder länger ausgedrückt, Tendenzen der Realisierung von 
jetzt entstehenden oder schon existierenden Möglichkeiten, determiniert durch sich ändernde 
Bedingungen und menschliches Handeln, sind relativ. Relativität bedeutet, dass verschiedene 
Möglichkeiten, darunter echte Alternativen, existieren und Bedingungen zur Realisierung 
erforderlich sind. Es setzt sich keineswegs von vornherein eine bestimmte Möglichkeit durch. 
Das Bedingungsgefüge ändert sich. Die Existenz relativer Ziele des Geschehens ermöglicht 
es, dass Menschen als konstruktive Gestalter der Wirklichkeit, im Rahmen der objektiven 
Gesetze, wahrscheinlich sich realisierende Möglichkeiten als Zielsetzungen nehmen. Stimmen 
Zielsetzungen und relative Ziele überein, ist der Erfolg möglich, aber nicht sicher, da die Re-
lativität des Ziels auf vorhandene andere Möglichkeiten verweist. Nicht alles, was möglich ist, 
ist auch realisierbar. Oft wird durch die Verwirklichung einer Möglichkeit der Weg für die 
Realisierung anderer verbaut. Wir leben mit der Relativität der Ziele als möglicher Tendenz 
des zukünftigen Qualitätswandels und der weiteren Entwicklung ebenso wie mit der zeitwei-
ligen Reduktion oder Erweiterung des Möglichkeitsfeldes.  


Die Zukunft ist offen. Wissenschaftliche Voraussagen können nur mögliche Trends erfas-
sen. Treten prognostizierte Ereignisse nicht ein, sind die Voraussagen zu korrigieren. Wir 
lernen durch trial and error. Da wir unsere Existenzbedingungen bewusst gestalten müssen, 
denn auf natürliche Weise reproduzieren sie sich nicht, sind wir auf Prognosen angewiesen. 
Das Problem besteht nicht darin, Aussagen über die Zukunft zu machen, sondern sie als abso-
lut richtig dem Handeln zu unterstellen. Beherrschung des Zufalls heißt, seine Existenz aner-
kennen, relative Ziele des Geschehens zu erkennen, Erfolgsrisiken mit Prognosen einzugehen, 
Gefahrenrisiken so weit wie möglich zu vermeiden, aus Fehlern zu lernen und Strategien für 
gerechtfertigte Risiken rechtzeitig zu entwickeln, um sie bei Fehlschlägen umsetzen zu kön-
nen. 
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Wir suchen nach Ordnung in der Wirklichkeit, um sie nach Zielsetzungen zu gestalten. Es 
gilt, wie Klein bemerkt: „Mit einer Regel können wir mehr anfangen, als mit einem Durchei-
nander von Daten. Sie beansprucht nämlich nicht nur erheblich weniger Speicherplatz im Ge-
hirn, sondern erlaubt es auch, Voraussagen zu treffen. … Aber eine Regel nützt nur, wenn sie 
einen Sachverhalt auf einen einfachen Nenner bringt.“ (Klein 2005, S. 36) So geht es bei der 
Planung unseres Handelns darum, Einfachheit als Wirk-, Erkenntnis- und Gestaltungsprinzip 
zu nutzen. (Sommerfeld, Hörz, Krause 2010) Zahlenfetischismus und Glaube an die Unfehl-
barkeit von Modellen können Denkbarrieren für die Beherrschung des Zufalls aufbauen. 
Mlodinow bemerkt: „Wir bringen Geschäftsmogulen, Politikern, Superstars und allen ande-
ren, die in einem Privatjet herumdüsen, automatisch Respekt entgegen, als müsse ihr Erfolg 
einzigartige Leistungen widerspiegeln … . Und wir setzen zuviel Vertrauen in die überpräzi-
sen Prognosen von Leuten ‒ politischen Experten, Finanzfachleuten, Unternehmensberatern – 
die sich auf ihre vergangenen Erfolge berufen.“  


Eine Verlagsgesellschaft ließ mit großem Aufwand und viel Geld von Experten Pläne für 
ein, drei und fünf Jahre entwickeln. „Am Ende wurden vage Ahnungen in Formeln gepackt, 
die eine Präzision von mehreren Dezimalstellen hinter dem Komma für sich in Anspruch 
nahmen, und völlig ungesicherte Mutmaßungen wurden als wahrscheinliche Ergebnisse fest-
geschrieben.“ (Mlodinow 2009, S. 259) Das spricht nicht gegen Pläne als Leitlinien des Han-
delns. Nur ist immer die Begründung der Pläne und dann die Differenz zwischen Plan und 
Resultat zu analysieren. Ist diese Differenz sehr groß, dann ist es problematisch, solche Pläne 
als Bewertungsmaßstab zu nehmen. Das geschah jedoch in diesem Fall. Dort, wo der Verkauf 
über dem Plan lag, wurden die Angestellten gelobt, wo er darunter lag, folgten Tadel. Als ob 
die Pläne gut gewesen wären, wurden sie zur Bewertung von Leistungen herangezogen, statt 
eine Bedingungsanalyse durchzuführen. Eventuell hätten getadelte Angestellte gelobt werden 
müssen, weil sie größeren Schaden abgewendet haben. Gelobte hatten vielleicht Fehler ge-
macht und ein noch besseres Ergebnis verhindert.  


4.4. Tätigkeitsaspekt 


Menschen erkennen ihre natürliche und soziokulturelle Umgebung und gestalten sie nach ih-
ren Plänen. Naturforscher sind Nachahmer der Natur und ihre Konstrukteure. Entdeckungen 
werden in Erfindungen umgesetzt, um mit der wissenschaftlich-technischen Entwicklung die 
Lebensqualität der Menschen zu erhöhen. Gesellschaftstheoretiker entwerfen Modelle für die 
Strukturierung sozialer Systeme. Menschen verändern sich dabei selbst. Menschliche Aktio-
nen ergänzen das sich entwickelnde natürliche Bedingungsgefüge und formen es um. So reali-
sieren sich wenig wahrscheinliche Möglichkeiten aus dem vorhandenen Möglichkeitsfeld 
durch geschaffene Bedingungen. Tiere passen sich vorhandenen Existenzbedingungen an oder 
gehen zugrunde. Menschen gestalten bewusst ihre Existenzbedingungen. Das ist konstruktiv 
oder destruktiv, bis zur Vernichtung der Menschheit, möglich. Als konstitutives Element der 
Stabilität und Evolution des Geschehens sind Zufälle oder Fluktuationen nicht zu beseitigen, 
wohl aber in ihrer Wirkung in eine bestimmte Richtung zu kanalisieren. Es geht um den or-
ganisierten Zufall, d.h. um die bewusste Gestaltung der Bedingungen, die die zufällige Ver-
wirklichung einer den eigenen Zielstellungen entsprechenden Möglichkeit garantieren soll. 


Zufälle zu beherrschen verlangt, Risiken zu erkennen. Es geht dabei um die Abschätzung 
von Folgen, die sich aus unserer Gestaltung der Natur, Technik und Kultur ergeben. Für den 
geforderten verantwortungsbewussten Umgang mit Risiken sind Gefahren zu minimieren und, 
wenn möglich, zu beseitigen, doch zugleich Erfolge bei der humanen Bewältigung von Krisen 
anzustreben. Verantwortung ist die Pflicht zur Beförderung der Humanität als Programm zur 
Befreiung der Menschen aus Unterdrückung, Ausbeutung, Diffamierung aus rassischen, sexu-
ellen oder anderen Gründen, um ihnen Wohlstand und Glück zu garantieren. Das Risiko ist 
die Beziehung des sicheren Eintretens eines Ereignisses zu seiner Wahrscheinlichkeit (R = 1-
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p). Die Wahrscheinlichkeit p eines Ereignisses bezieht sich auf die mögliche Beseitigung ei-
ner Gefahr oder das Eintreten eines Erfolgs.  


Verschiedene Arten von Risiken sind zu beachten: Das gesetzmäßige Risiko umfasst die 
aus der Erkenntnis von objektiven Gesetzen und vorgegebenen Handlungszielen ausgewählte 
Möglichkeit aus einem Möglichkeitsfeld, die mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit (p) 
realisiert werden kann. Es tritt in allen Formen menschlichen Handelns auf, in der Gestaltung 
natürlicher, gesellschaftlicher und technischer Systeme, bei der mentalen Entwicklung und 
der spirituellen Einflussnahme auf Menschen, in der Sprachgestaltung und den Denkergebnis-
sen. Das Verhaltensrisiko drückt aus, wie Menschen unter konkret-historischen Bedingun-
gen, entsprechend ihren sozialen Erfahrungen und ihrem Charakter, mit dem objektiven Risi-
ko umgehen. Insofern gehen in das Verhaltensrisiko die kulturell geprägten Werte und Nor-
men ein, denn das Verhalten zum Risiko wird durch erwünschte Zielstellungen und einge-
schliffene Verhaltensregeln bestimmt. In der DDR stellte ich dazu fest: „Der Mut zum Risiko 
wird zerstört, wenn Unmündigkeit, Rückversicherung, unschöpferische Anforderungen domi-
nieren.“ (Hörz 1988, S. 878) Das Begleitrisiko ist durch Zufälle bestimmt, die vernachlässig-
bar oder nicht voraussagbar sind. Doch es können sich mehrere vernachlässigbare Faktoren 
gegenseitig aufschaukeln und wesentlichen Einfluss auf die Ereignisgestaltung nehmen. Wer 
fatalistisch die Welt sieht, den interessieren mögliche Katastrophen als Zufallsereignisse 
kaum, doch vernünftige Menschen bereiten sich auf dieses Risiko vor. 


Oft wird das „Restrisiko“ angeführt, das im konkreten Fall jedoch genauer zu betrachten 
wäre. Generell gilt: Jede Risikominimierung lässt einen Rest, der nicht zu beseitigen ist, denn 
es gibt keine absolut sicheren Prognosen und keine absolute Sicherheit der Systeme in denen 
oder mit denen wir leben. Bezieht man das Restrisiko auf das gesetzmäßige Risiko, dann 
bleibt ein Rest von Unsicherheit. Beim Verhaltensrisiko drückt das Restrisiko aus, dass trotz 
aller Konzentration von finanziellen, gegenständlichen und personellen Mitteln zur Beherr-
schung des Risikos, eine gerechtfertigte Risikoentscheidung nicht zum Erfolg führen muss. 
Zugleich ist zu prüfen, ob durch eine unterlassene Risikoentscheidung durch einen wenig risi-
kobereiten Entscheider, Schaden entstanden oder Erfolg unterblieben ist. Der Hinweis auf das 
Restrisiko kann ein Alibi für mangelnden Mut zur Entscheidung sein. Dann geht es nicht 
mehr um die objektiven Determinanten des Geschehens, sondern um Charakter, Moral- und 
Rechtsnormen. Charakterbildung, moralische Standhaftigkeit und rechtliche Garantie für ge-
rechtfertigte Risiken bei Misserfolgen sind gefordert. Risikoverhalten ist Charaktersache. Ein 
risikofreies Handeln gibt es prinzipiell nicht. Es gibt risikofreudige Menschen und solche, die 
Risiken meiden. Das führt zur Frage nach dem zu einem bestimmten Zeitpunkt im Zusam-
menhang mit den vorliegenden Erkenntnissen gerechtfertigten Risiko, die unter Beachtung 
der konkreten Umstände zu beantworten ist. Hinterher ist man zwar schlauer, doch die Recht-
fertigung eines eingegangenen Risikos sollte nicht vom späteren Wissen abhängig sein. 


Zum Verhaltensrisiko gehört das Berufsrisiko. Es reicht von Lob über Tadel, Abmahnun-
gen, Entlassung bis zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Es wird minimiert, wenn klare 
Aufgabenstellung und abgestimmte nachprüfbare Verantwortlichkeiten festgelegt sind, damit 
nicht die zur Verantwortung gezogen werden, die zum Schuldigen gestempelt werden, obwohl 
Vorgesetzte durch Schludereien, unklare Anweisungen, Verletzungen der Aufsichtspflicht, 
Duldung von gefährlichen Gewohnheiten, die Voraussetzungen für gefährliche Entscheidun-
gen zur Tat oder Unterlassung förderten, um dann die Verantwortung an den sprichwörtlichen 
Kleinen zu delegieren, den man hängt, während man die Großen laufen lässt. 


Der Hinweis auf das Restrisiko hilft m.E. beim Begleitrisiko nicht weiter, selbst wenn es 
sich um wesentliche Zufälle handelt. In einem Gutachten hatte ich die Kausalität beim Ein-
sturz eines Krans zu bestimmen, der bei Sturmböen umkippte, Schaden verursachte und zu 
einem Streit führte, wer den Schaden zu begleichen habe. Der Verursacher war zu finden, um 
die Schuld nach den vorhandenen Rechtsnormen festzulegen. Die Abschätzung des Risikos 
eines Umkippens war erfolgt. Doch traten im konkreten Fall für diese Region ungewöhnlich 
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starke Sturmböen auf. Sie gingen nicht in die geforderte und bedachte Risikobetrachtung ein. 
Die Absicherung hätte für solche ungewöhnlichen Bedingungen einen nicht gerechtfertigten 
Aufwand bedeutet. Es war also bei der Kausalität von höherer Gewalt auszugehen. Der Hin-
weis auf das Restrisiko hätte nicht weiter geholfen, da er juristisch für die Bestimmung der 
Kausalität nicht relevant war. 


Die Existenz und der Umgang mit Zufallsereignissen, die Frage nach ihrer Erkenn- und 
Beherrschbarkeit, führen also zu prinzipiellen Problemen, die in disziplinärer und interdiszip-
linärer Forschung zu klären sind und oft transdisziplinären Charakter tragen. (Banse, Fleischer 
2011) 


5. Fazit 


1. Zufälle sind mögliche Ereignisse, die sich unter bestimmten Bedingungen in einem Zeit-
raum mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit verwirklichen können. Sind sie eingetreten, 
dann kann man sie als notwendig auf Grund der Gesamtheit der Bedingungen ansehen. Zufäl-
le sind deshalb Erscheinungsformen der Notwendigkeit mit wiederholbaren und unikalen Ei-
genschaften. Die Wahrscheinlichkeitstheorie erkennt Gesetzmäßigkeiten von Zufallsprozes-
sen und die Statistik liefert dafür Material. Zufälle sind in diesem Sinn erkennbar. 


2. Die Komplexität von Zufallsereignissen lässt eine Auflösung der Selbstorganisation von 
Systemen in kausale Beziehungen des Elementverhaltens nicht zu. Eine dialektische Theorie 
des Zufalls hebt deshalb die Einheit von Notwendigkeit und Zufall in der inneren Struktur 
objektiver Gesetze in Natur, Gesellschaft, bei der geistigen Aneignung der Wirklichkeit und 
der Einsicht in eigenes Verhalten hervor. Die Erkenntnis von zufälligen Ereignissen verlangt 
eine Bedingungsanalyse zur Aufdeckung wesentlicher Kausalbeziehungen. 


3. Zufälle sind zu differenzieren. Wir erkennen die mit einer Wahrscheinlichkeit zu einem 
bestimmten Zeitpunkt bedingt zufällige Verwirklichung einer Möglichkeit aus dem in einem 
Gesetz enthaltenen Möglichkeitsfeld. Es gibt wesentliche und unwesentliche zufällige Ereig-
nisse, wobei sich Geschichte stets als ein Geflecht von widersprechenden Tendenzen mit einer 
Resultante erweist. 


4. Zufälle zeigen sich auch in der zufälligen Verwirklichung von Möglichkeiten in zyklischen 
Prozessen. Makro-, Meso- und Mikrozyklen existieren. Die Erforschung unvollendeter Zyk-
len ist Grundlage von Prognosen. Sie sind im Sinne von Szenarioanalysen Aussagen darüber, 
welche Möglichkeiten sich unter welchen Bedingungen mit welcher Wahrscheinlichkeit reali-
sieren.  


5. Die Beherrschung des Zufalls umfasst den Erkenntnis-, Planungs- und Tätigkeitsaspekt. 
Risiken sind zu erkennen. Risikovorsorge ist zu treffen. 
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Werner Krause 


Diskussionsbemerkung zum Beitrag von Herbert Hörz „ Ist der Zufall er-
kenn- und beherrschbar?“ 
 


 
Aus diesem sehr umfassenden Beitrag möchte ich den historischen Aspekt der Hypothesen-
bildung in der Wissenschaft herausgreifen, der von „Gott würfelt nicht“ bis zu „Gott hat eine 
Schwäche für Glücksspiele“ reichte. Am Beispiel der Physik ist dieser Trend im Vortrag skiz-
ziert. Die Tendenz, die in den großen Wissenschaftsdisziplinen über 100 Jahre zu beobachten 
war, hat sich auch in unserer Disziplin der Elementaranalyse der menschlichen Informations-
verarbeitung abgespielt: Die Einbeziehung des Zufalls in die Hypothesenbildung war zu Be-
ginn unbedeutend, spielte aber im Laufe der Zeit eine immer größere Rolle. Hier einige Bei-
spiele. 


In den fünfziger und sechziger Jahren bestand der Anspruch, ein mathematisches Modell 
zu entwickeln, dass das Verhalten des Menschen im n+1. Schritt exakt vorausberechnet, wenn 
das Verhalten bis zum n. Schritt bekannt war. Beispiele hierfür sind Untersuchungen zur 
Komponentenanalyse in einfachen Problemlöseprozessen (Krause, 1970) oder Modelle zur 
Erfassung der Ausbildung und Änderung der subjektiven Metrik im Denken (Sydow, 1970). 
Algorithmen zur Verhaltensbeschreibung standen im Ziel der Betrachtung. Anfang der fünf-
ziger Jahre haben Reichhardt und Hassenstein (Hassenstein und Reichardt, 1956) ihre be-
rühmte Arbeit über die Vorausberechnung des Verhaltens eines Rüsselkäfers publiziert. Sie 
haben ein Modell zugrunde gelegt, bei dem Instanzen verknüpft werden. Mit diesem Modell 
konnten sie für jede Signaländerung die dazugehörige Verhaltensänderung vorausberechnen. 
Das Experiment hat die Vorausberechnung auch exakt bestätigt. Die Autoren haben damals 
ausdrücklich betont, dass ihr Instanzenmodell nichts mit dem Nervennetz zu tun hat, obwohl 
man damals schon wusste, dass Nervenzellen in der Lage sind, Rechenoperationen auszufüh-
ren. 


In den achtziger Jahren intensivierte sich die Tendenz, das neuronale Substrat, in dem die 
Denkprozesse geschehen, in die Analyse mit einzubeziehen. Dies war durch die Entwicklung 
der neuen Messtechnik möglich geworden, hatte aber Konsequenzen für die mathematische 
Vorausberechnung des Verhaltens beim Denken. Mit der Einbeziehung der kortikalen Areale 
in die Analyse des Denkprozesses konnte zwar die Forderung nach Adäquatheit (Sprung und 
Sprung, 1984) besser erfüllt werden, nun gelang es aber nicht mehr, den Prozess im n+1. 
Schritt vorauszuberechnen, obwohl der Prozess bis zum n. Schritt bekannt war. Als Beispiel 
sei die Mikrozustandssequenz (Lehmann, 1987; Kindler et al., 2011) angeführt, wie wir sie in 
Leibniz online publiziert haben (Krause, 2006). Man konnte nun nur die Wahrscheinlichkeit 
angeben, mit der ein Mikrozustand im n+1. Schritt auftreten würde, mehr nicht. Das Gesche-
hen konnte nur noch als Markoffprozess behandelt werden. Aber dieser scheinbare Nachteil 
hatte einen großen Vorteil: Das Prozessgeschehen beim Denken wurde durch die Berücksich-
tigung des Zufalls adäquater abgebildet. Zudem ergaben sich neue Messmöglichkeiten vermit-
tels der Entropiereduktion, die bei mathematisch Hochbegabten größer war als bei Normalbe-
gabten.  
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Sollte zukünftig das neuronale Netz noch stärker in die Elementaranalyse der menschli-


chen Informationsverarbeitung einbezogen werden (wie das z.B. auf der Simulationsebene 
beim Bau des Superhirns bereits geschieht), wird sicher der Zufall bei der Hypothesenbildung 
über das Geschehen eine noch größere Rolle spielen als heute.  


Und wie muss man sich vom Prozessgeschehen her den Einfluss des Zufalls bei der Verar-
beitung von Information erklären? Auf diese Frage hat die Elementaranalyse der menschli-
chen Informationsverarbeitung noch keine Antwort, und Hinweise auf ein „Grundrauschen“, 
das bei Anforderungsbewältigung „farbig“ wird, sind reine Spekulation.  


An Beispielen aus unserem Fach wollte ich die im Vortrag skizzierte Entwicklung unter-
streichen. Dem Zufall fällt mit wachsender Komplexität des Geschehens eine größere Rolle 
zu. 
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Lothar Kolditz 


Zufall  ‒  Betrachtung aus naturwissenschaftlicher Sicht 
Vortrag im Plenum der Leibniz-Sozietät am 12. April  20121 


 
Den Vortrag „Deterministisches Chaos und Gesellschaft“ [1] habe ich mit dem Lehrsatz des 
Leukipp geschlossen: 


Nichts geschieht zufällig, sondern alles aus einem Grund und mit Notwendigkeit.  


Das berührt eine Aussage über den Zufall. Im Vortrag stand nicht genügend Zeit zur vertief-
ten Betrachtung zufälliger Ereignisse zur Verfügung, was nun ansatzweise versucht werden 
soll. In der Literatur sind zahlreiche Beiträge zu diesem Thema in unterschiedlichsten Rich-
tungen vorhanden, die aber hier nicht im Einzelnen behandelt werden. Sie reichen von der 
Antike aus der Zeit um Aristoteles und Epikur und vor ihnen noch Leukipp und Demokrit bis 
zur Neuzeit.  


Das fortwährende Wiederaufgreifen des Themas zeigt, dass erschöpfend abschließende 
Antworten nicht gefunden wurden. Eine breite Beteiligung an der Diskussion, die zu allen 
Zeiten angehalten hat, hängt zusammen mit der allgemeinen Betroffenheit von der Erschei-
nung des Zufalls, zumal dessen Auftreten auf Vorgänge zurückfällt, die nicht einfach im Spe-
ziellen zu erfassen sind. 


Es gibt bis zur Neuzeit durchaus gegensätzliche Auffassungen bekannter Naturwissen-
schaftler und Philosophen.  


Weiterhin sei noch darauf hingewiesen, dass die Diskussion um den Charakter des Zufalls 
grundlegende Auffassungen in der Wissenschaftsgeschichte berührt. Es ist deshalb wichtig, 
die Aussagen im Licht der jeweiligen Zeit zu analysieren und zu verstehen, was auch für den 
Lehrsatz des Leukipp gilt.  


Eine sehr gute Zusammenstellung findet sich in dem Buch von Herbert Hörz: Zufall – eine 
Philosophische Untersuchung [2]. 


Grenzen 


Ein absoluter Zufall, der auf keine ursächliche Auslösung zurückginge, würde dem Determi-
nismus entgegenstehen. Der kausale Ablauf von Prozessen ist bei Herrschaft des absoluten 
Zufalls in Frage gestellt. Ein absoluter Determinismus wiederum unterbindet die Freiheit des 
Willens. Daraus wird deutlich, dass auch auf diesem Gebiet eine differenzierte Betrachtung 
von Nöten ist und absolute Standpunkte wenig geeignet sind, komplizierte Verhältnisse er-
folgreich zu beschreiben. Weder der absolute Zufall noch der absolute Determinismus sind 
mit dem realen Geschehen vereinbar. 


Voraussetzung 


Es sollte in diesem Vortrag eine mit möglichst wenigen Voraussetzungen versehene Betrach-
tung erfolgen. Dazu ist es auch in diesem Zusammenhang nicht notwendig, auf verschiedene 
Arten des Zufalls einzugehen. Es wird vielmehr nur Bezug genommen auf die wie folgt defi-
nierte Grundeigenschaft des Zufalls. 
 
                                                 
1  Die Plenarsitzung behandelte das Thema „Zufall – Betrachtung aus naturwissenschaftlicher und aus philoso-


phischer Sicht.“ Leibniz Online veröffentlicht die beiden Vorträge von Herbert Hörz und Lothar Kolditz so-
wie Beiträge aus der Diskussion zu den Vorträgen. 
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Kennzeichnend für ein zufälliges Ereignis ist, dass es nicht mit Sicherheit vorausgesagt 
werden kann. Diese Feststellung wird allgemeine Zustimmung finden, was sich aber ändert, 
sobald nach dem Grund für die Unsicherheit der Voraussage gefragt und aus dieser Betrach-
tung verschiedene Deutungen des Zufalls gegeben werden. 


Für die hier angestellten Überlegungen wird eine einzige Voraussetzung zu Grunde gelegt, 
nämlich die, dass im Ereignisbereich des Zufalls die zuständigen Naturgesetze uneinge-
schränkt gelten.  


Würfelvorgang 


Wir wenden uns zunächst dem klassisch physikalisch-mechanischen Ereignisgebiet zu und 
betrachten mit dieser Voraussetzung als praktisches Beispiel die Verhältnisse beim Würfeln. 
Es wird ein idealer Würfel angenommen. Die Sicherheit, mit einem Wurf eine bestimmte Zahl 
zu erhalten, ist gering. Je mehr Würfe unternommen werden, umso näher kommt die relative 
Häufigkeit ‒ das ist die Anzahl der aufgetretenen positiven Ereignisse im Vergleich zur Ge-
samtzahl an Würfen ‒ dem Wahrscheinlichkeitswert 1/6. 


Der Ablauf des Würfelvorgangs setzt sich komplex aus zahlreichen miteinander und hin-
tereinander wirkenden Vorgängen zusammen, die aber alle den im Ereignisbereich geltenden 
Naturgesetzen unterliegen, also im Einzelnen determiniert sind. Dass nach einem Wurf die 
gerade erhaltene Zahl nicht mit Sicherheit ein zweites Mal zu erreichen ist, hängt mit der ge-
ringen Wahrscheinlichkeit zusammen, genau die gleichen Bedingungen wie beim vorherge-
henden Wurf einzuhalten, was bei geringfügigen Änderungen in Verbindung mit der Kom-
plexität aller ablaufenden Vorgänge ein abweichendes Resultat ergibt. Eine Rolle spielt dabei 
die Haltung der Würfelhand, Würfelhöhe, Luftverhältnisse, der dem Würfel mitgeteilte Im-
puls, Drehimpuls, die Beschaffenheit der Würfelauftreffstelle, der genaue Kontakt mit der 
Würfeloberfläche.   


Also halten wir fest: Jeder einzelne Vorgang im Würfelablauf ist naturgesetzlich determi-
niert. Nur wegen der Komplexität der aufeinander folgenden Abläufe ist es nicht möglich, 
eine sichere Voraussage des Ergebnisses zu machen. Die Eingrenzung von Würfelergebnissen 
auf bestimmte Vorgaben kann nur im Rahmen einer Wahrscheinlichkeitsaussage erfolgen, die 
sich mit steigender Anzahl an Würfen asymptotisch einem Grenzwert nähert.  


Die Berechnung einer Wahrscheinlichkeit für ein zufälliges Ereignis ist die allein zur Ver-
fügung stehende Möglichkeit der Eingrenzung und zahlenmäßigen Erfassung des Zufalls.  


Analoges gilt für die Ziehungseinrichtung von Lottozahlen. Alle Einzelabläufe sind natur-
gesetzmäßig determiniert. Wegen der Komplexität des Gesamtablaufes kann aber nur eine 
Wahrscheinlichkeitsangabe für das Ergebnis gemacht werden, die natürlich einen umso gerin-
geren Wert annimmt, je mehr Ergebnisse für die Voraussage gefordert werden, z. B. 6 be-
stimmte Lottozahlen.  


Überschneidung von Ereignisketten und freier Wille 


Bisher haben wir einfache Ereignisketten betrachtet, deren Teilvorgänge kausal determiniert 
sind. Die komplexe Entwicklung der laufenden Vorgänge in Ereignisketten mit ausschließlich 
anorganischen Materialien wie bei der Ziehung von Lottozahlen, beinhaltet viele hintereinan-
der und auch mit gleichzeitigen Verzweigungen ablaufende Vorgänge, die von außen nach 
Starten der Ziehung nicht mehr beeinflusst werden können, aber alle im Einzelnen kausal 
sind.  


Wir betrachten nun zwei verschiedene Ereignisketten, die nicht direkt voneinander abhän-
gen. Als Beispiel nehmen wir zwei Autofahrer, die an verschiedenen Orten im gleichen Zeit-
raum starten und deren Bahn sich begegnet. Wann und wo dieser Begegnungspunkt eintritt, 
hängt unter anderem von den Startbedingungen, Geschwindigkeiten, Straßen- und Verkehrs-
lagen ab, als Zufall zunächst wenig bemerkenswert. Dramatisch aber wird der Vorgang, wenn 
der Kreuzungspunkt an unübersichtlicher Stelle liegt, einer der Fahrer z. B. riskant überholt 
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und es zum Zusammenstoß kommt. Dieser Zufall hat keinen absoluten Charakter, sondern 
hängt von Bedingungen in der Ereigniskette ab. 


Beginn und Ablauf der beiden Ereignisketten hängen nicht direkt voneinander ab. Die 
Startzeitpunkte werden aber auf bestimmte Ursachen zurückzuführen sein. Der Beginn der 
Ketten muss im gleichen Ereignisbereich liegen und auch zeitlich vergleichbar sein. Auch 
wenn hier keine direkte Abhängigkeit festgestellt werden kann, so muss doch eine bedingte 
formuliert werden.  


Die Fahrtgestaltung unterliegt Vorgaben, wird aber auch von den Eigenschaften der Fahrer 
beeinflusst. Im Rahmen des Fahrplanes wird sie vom Willen der Fahrer gesteuert. Dieser Wil-
le ist bedingt frei. 


So zeigt dieses Beispiel, dass Determiniertheit und freier Wille nicht diametral entgegen-
stehen. Determiniertheit einerseits schließt andererseits den freien Willen nicht aus. Bemer-
kenswert ist, dass in jedem Fall die Bedingtheit zutrifft.                 


In diesem Zusammenhang sei auf einen Abschnitt im Vortrag „Deterministisches Chaos 
und Gesellschaft“ [1] hingewiesen, wo zum Problem Genveranlagung und freier Wille Stel-
lung bezogen wurde. Genveranlagung bedeutet keineswegs vorbestimmtes Verhalten, das 
nicht zu beeinflussen ist. Ausschalten des freien Willens durch Genveranlagung ist eine irre-
führende Schwarz-Weiß-Darstellung, vergleichbar mit der abzulehnenden Formulierung, dass 
Determiniertheit und freier Wille einander ausschließen. 


Ausgehend von der Betrachtung zweier sich überschneidender Ereignisketten erfolgt die 
Erweiterung auf eine große Anzahl solcher Ketten. Ereignisketten ohne Überschneidung kön-
nen ausgeklammert werden, da sie keine registrierten Zufallsereignisse verursachen.  


Es sind dabei verschiedene Kategorien von Ereignisketten anzunehmen, die sich in ihrer 
Häufigkeit unterscheiden. Im Einklang mit der großen Zahl an Vorgängen tritt eine statisti-
sche Verteilung ein, deren weitere Erschließung durch Abschätzen von Wahrscheinlichkeiten 
vorzunehmen ist. Je häufiger eine Kategorie auftritt, umso größer sind die Überschneidungs-
möglichkeiten, was die Wahrscheinlichkeitsangaben zu ihrem Eintreten beeinflusst. Alle Er-
eignisketten sind in ihren Abschnittsabläufen determiniert. In allen Fällen erfolgt deutliche 
Annäherung an die Wahrscheinlichkeitsgrenzwerte bei genügend großer Anzahl an Einzel-
vorgängen.  


Der Zufall wird mit dem jeweiligen Beginn der voneinander unabhängigen, sich aber über-
schneidenden Ereignisketten wahrscheinlich und hat keinen absoluten, sondern einen beding-
ten Charakter. 


Radioaktivität 


Verlassen wir das klassisch physikalische Gebiet und gehen zu Vorgängen im Quantenbereich 
über. Der oft herangezogene Ereignisbereich in diesem Zusammenhang ist die Radioaktivität. 
Als konkretes Beispiel wird die Radioaktivität des Kaliumisotops 40 erläutert.  
Das Element Kalium kommt in der Natur in verschiedenen Atomsorten als Gemisch der Iso-
tope mit den Massenzahlen 39, 40 und 41 vor. Alle haben 19 positiv geladene Protonen im 
Kern, die der Ordnungszahl im Periodensystem der Elemente entsprechen. Die Isotope unter-
scheiden sich durch eine verschiedene Anzahl an ungeladenen Neutronen, nämlich 20, 21 und 
22. In der Elektronenhülle des neutralen Kaliumatoms kompensieren jeweils 19 negative 
Elektronen die Kernladung.  


Unser Körper enthält die natürliche Kaliumisotopen-Mischung und zwar neben 39K 
(93,26%) und 41K (6,73%) einen Anteil von 0,01% 40K. Dieses Kaliumisotop zeigt zwei radi-
oaktive Zerfallsarten: 


- einen β-Zerfall zu 89,3%, bei dem unter Aussendung von Elektronen aus dem Kern 
die Ordnungszahl im Periodensystem um eine Einheit ansteigt, es entsteht 40Ca. Das 
aus dem Kern ausgesendete Elektron bildet sich bei der Umwandlung eines Neutrons 
in ein Proton, 
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- einen K-Einfang zu 10,7%, bei dem ein Elektron aus der Elektronenhülle vom Kern 
aufgenommen wird2. Dabei erniedrigt sich die Ordnungszahl, aus einem Proton wird 
durch Vereinigung mit dem eingefangenen Elektron ein Neutron gebildet. Das Ergeb-
nis ist das Edelgas 40Ar, das in statu nascendi mit einer Lücke im tiefsten energeti-
schen Niveau der Elektronenschale entsteht. Beim Auffüllen dieser Lücke aus höheren 
Elektronen-Niveaus tritt die charakteristische Röntgenstrahlung von Argon auf.  


Beide Vorgänge haben spezifische Halbwertszeiten, d. h., von einem genügenden Vorrat an 
Atomen zerfällt nach Ablauf der Halbwertszeit jeweils die Hälfte. Die Summe der Halbwerts-
zeiten für beide radioaktiven Vorgänge bei 40K beträgt  


1,27 · 109 a, 


was umgerechnet mit dem Gehalt an 40K für eine etwa 70 kg schwere Person eine Aktivität 
von 5550 Becquerel (Zerfälle pro Sekunde) bedeutet. Das hat die Menschheit seit jeher aus-
gehalten und ist nur ein Teil der übrigen Strahleneinwirkung, der wir einschließlich der kos-
mischen Strahlung ausgesetzt sind. Für andere Lebewesen trifft Analoges zu. 


Nun aber zurück zur Zufallsbetrachtung. Wenn wir 10 Atome 40Kalium betrachten, so 
können wir nicht erwarten, dass in angemessener Zeit mit Sicherheit eines der Atome zerfällt. 
Die Wahrscheinlichkeit dazu ist bei der Halbwertszeit von 1,27 · 109 a äußerst gering und 
noch geringer natürlich bezüglich des Zerfalls von mehr als einem dieser 10 Atome.  


Erst die Anwesenheit von zahlreichen radioaktiven Atomen gewährleistet die sichere Vor-
aussage, dass in der Halbwertszeit die Hälfte des Vorrates zerfallen wird. Die dazu erforderli-
che Vorratsgröße steigt natürlich mit der Halbwertszeit (vgl. Fußnote 3). 


Wenn wir eine größere Menge Kaliumteilchen beobachten, können wir zwar mit Sicherheit 
erwarten, dass radioaktive Zerfälle eintreten, wissen aber nicht, bei welchen Kaliumteilchen 
dieses Ereignis abläuft.  


An dieser Stelle ergibt sich ein wichtiger Unterschied zu der häufig vertretenen Meinung, 
der radioaktive Zerfall hätte einen objektiven Charakter im Gegensatz zum subjektiven Wür-
felbeispiel, da ein Grund für den Zeitpunkt des radioaktiven Zerfalls eines bestimmten Teil-
chens nicht vorhanden sei. Dies halte ich für eine nicht zutreffende Interpretation der Vorgän-
ge. 


Auch im Ereignisbereich des Kerns gelten die Quantengesetze der Kernkräfte als Naturge-
setze. Diese sorgen für einen geregelten Ablauf der Vorgänge im Kern und für die damit ver-
bundenen Kerneigenschaften. Ihre Erkundung ist noch keineswegs abgeschlossen. Aus einer 
gültigen Theorie müsste ableitbar sein, welche Kernzusammensetzungen zu den verschiede-
nen Radioaktivitätsarten mit entsprechenden Halbwertszeiten führen. Immer längere Halb-
wertszeiten ergeben schließlich praktisch stabile Kerne. 


Plausibel ist z. B. die hypothetische Annahme, dass Austauschvorgänge zwischen den 
Kernbestandteilen zu Schwingungen mit Energieverteilungen führen, die zu einer bestimmten 
radioaktiven Zerfallsbereitschaft in dem Maße führen, wie es mit der Halbwertszeit gemessen 
wurde.  


Die Zusammensetzung des 40K-Kernes verursacht im Einklang mit dieser Annahme eine 
bestimmte Wahrscheinlichkeit für Zustände mit unterschiedlichen Energieinhalten, die als 


                                                 
2  Die Bezeichnung K-Einfang rührt von dem energetisch am tiefsten liegenden Elektronen-Niveau in der Elekt-


ronenhülle des Kerns her, das mit K-Schale nach dem Bohrschen Atommodell benannt wird. 
3  Eine Abschätzung der im Körper vorhandenen Kaliumteilchen soll die Größenordnungen an radioaktiven 


Spezies verdeutlichen, die die Einhaltung einer Halbwertszeit von 1,27 · 109 a gewährleisten. Eine 70 kg 
schwere Person enthält im Schnitt 175 g Kalium, wobei es sich um 4,48 mol handelt, das sind 4,48 · 6,02 · 
1023 = 2,70 · 1024 Atome. 


 Der Anteil an 40K beträgt darin 2,70 · 1020 Atome, was selbst die Sekundenanzahl der Halbwertszeit von 1,27 · 
109 a, das sind 1,27 · 109 · 31,5 · 106 = 4,00 · 1016 Sekunden, um 4 Größenordnungen übersteigt.  
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besondere Schwingungskonstellationen verstanden werden können und die diesen Kern cha-
rakterisierende Radioaktivität auslösen.  


Die Zuordnung von Schwingungsvorgängen im Kern beinhaltet auch für die Kernbestand-
teile einen Teilchen-Welle-Dualismus, wie er für die Elektronenhülle ohne weiteres akzeptiert 
wird. Für den Ablauf der Vorgänge ist außerdem die Möglichkeit des Tunneleffektes von Be-
deutung.  


Der Tunneleffekt ist die in der Quantenmechanik auf Grund der Schrödinger-Gleichung 
vorhandene Möglichkeit für ein Teilchen, eine Barriere zu überwinden, obwohl seine Energie 
nicht die Höhe der Barriere erreicht. Die Durchtunnelung der Barrierenwand ist mit einer 
durch das Quadrat der Ψ-Funktion verknüpften Wahrscheinlichkeit verbunden.  


Die Wahrscheinlichkeit für die Durchdringung der den Kern zusammenhaltenden Ener-
giebarriere wird umso größer, je höher sich der energetische Zustand einzelner Kerne im Lauf 
der Austausch- bzw. Schwingungsvorgänge einstellt. Dies sind alles Bedingungen, die den 
radioaktiven Zerfall regulieren, sich also nicht mit dem Kriterium eines absoluten Zufalls ver-
einbaren lassen. 


Diese Betrachtung entspricht wieder dem Erscheinungsbild des Zufalls bei genügend hoher 
Anzahl an Möglichkeiten. Mit steigender Anzahl erfolgt eine ständige Annäherung an den 
durch die Halbwertszeit bestimmten Wert. Es ist aber zugleich ein Hinweis darauf, dass auch 
die Quantengesetze der Kernkräfte das Einzelgeschehen deterministisch in den für diesen Er-
eignisbereich geltenden Regeln bestimmen und die ablaufenden Ereignisketten beherrschen. 
Andernfalls wäre eine feste Halbwertszeit nicht zu erwarten.  


Damit ist eine Verbindung an die Auffassung Albert Einsteins hergestellt, der nicht akzep-
tieren wollte, dass das quantenmechanische Einzelereignis rein zufällig ist: „Der würfelt 
nicht“ war sein diesbezüglicher Ausspruch. 


Kosmische Vorgänge  


Verlassen wir nun den sicheren Boden der mit direkten Messwerten zu belegenden Ereignis-
bereiche der Zufälle und gehen zu Entstehungsvorgängen des Kosmos über. Bei den verschie-
denen Modellen, die neben dem zentralen Urknallmodell entwickelt wurden, soll keine Fest-
legung auf ein bestimmtes Modell erfolgen, sondern nur die Forderung gestellt werden, dass 
keine inneren logischen Widersprüche in einer Theorie auftreten und die Überprüfbarkeit von 
Folgeerscheinungen gegeben ist, wie etwa die kosmische Hintergrundstrahlung bezüglich der 
Urknallauffassung beim Standardmodell. 


Die zuständigen Naturgesetze erfassen auch im Kosmos die Wechselwirkungen zwischen 
den vorhandenen Kräften und gelten somit für das gesamte Geschehen. Es ergibt sich allge-
mein das Bild eines Deterministischen Chaos. Die verschiedenen Modelle sind an der Über-
einstimmung ihrer Voraussagen mit der feststellbaren Realität zu messen. 


Auch beim Deterministischen Chaos sind sämtliche in der Regel nichtlineare Teilvorgänge 
naturgesetzlich determiniert. Eine Voraussage des Endergebnisses mit einer definierten Unsi-
cherheit kann in diesen Ereignisbereichen nur im Rahmen der Ljapunov-Zeit erreicht werden 
[1]. Überschreitung der Zeit ergibt eine gesteigerte Unsicherheit. Es sei z. B. darauf hingewie-
sen, dass die ermittelte Ljapunov-Zeit für unser Planetensystem 4 Millionen Jahre beträgt [3]. 
Exakte Ereignisberechnungen in Vergangenheit und Zukunft sind nur im Rahmen dieser Zeit 
gegeben. Beim Deterministischen Chaos sind die Ereignisbereiche abgegrenzt, wie das eben-
falls für die anderen allgemeinen Zufallsbetrachtungen der Fall ist.  


Von vornherein nicht überprüfbare Theorien wie die gesteigerte Multiversumtheorie mit 
101000 000 Parallelwelten oder sogar unendlich vielen sind von dieser Aussage her in ihrer Gül-
tigkeit zu bezweifeln [4], vgl. auch [5], und das nicht nur, weil sie gegen das Prinzip des 
Franziskaner-Mönchs William von Occam (1285-1349) verstoßen, dass immer der Theorie, 
die mit den wenigsten Entitäten auskommt, der Vorzug zu geben ist, sondern weil zu der 
Nichtüberprüfbarkeit die Verletzung logischer Grundprinzipien kommt. Eine logisch zu for-
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dernde begrenzte Anzahl an Teilchen ist mit dieser Zahl an Parallelwelten nicht vereinbar. 
Derzeitige Schätzungen der Anzahl der Atome im Universum gelangen zu einer Größenord-
nung von 1078. 


Wie auch immer die Suche nach einem gültigen kosmischen Modell weiter verläuft, das in 
der Lage ist, die Vereinigung von Einsteins Allgemeiner Relativitätstheorie und der Quanten-
physik, die sogenannte Quantengravitation, zu erreichen, so bleibt doch als unausweichliches 
Kriterium die Überprüfbarkeit der Voraussagen und die Erklärung von festgestellten Vorgän-
gen im Kosmos. Das gilt für alle Kandidaten, die eine Lösung versuchen, die Quantengeomet-
rodynamik, die Schleifentheorie, die dynamische Triangulation sowie die asymptotische Si-
cherheit und natürlich auch für die um Vereinheitlichung aller Kräfte bemühte Stringtheorie, 
die mit der Multiversumtheorie verbunden ist (vgl. [6]). Alle diese Denkrichtungen stehen für 
die weitere Suche nach den für die Abläufe im Kosmos geltenden Gesetzen, die die Ereignis-
ketten beherrschen und bedingte Zufälle im deterministischen Chaos verursachen. 


Schlussbemerkung 


Als Resümee zu den hier gegebenen Ausführungen soll auf die Einhaltung der am Anfang 
gemachten Voraussetzung hingewiesen werden. Für alle Ereignisbereiche gilt, dass die zutref-
fenden Naturgesetze bestimmend für das Geschehen sind. Die Naturgesetze beschreiben die 
in den Bereichen herrschenden Kräfte und die mit ihnen verbundenen Wechselwirkungen. 
Der Charakter der Gesetze kann sich von Ereignisbereich zu Ereignisbereich ändern, auch der 
Charakter der Determiniertheit von Einzelereignissen (vgl. z. B. die Möglichkeit des Tunnel-
effektes im quantenmechanischen Bereich). Das Auftreten eines gesetzlosen Bereiches gibt es 
nicht, weder im Mikro- noch im Makrokosmos. Er wäre mit den von uns wahrzunehmenden 
geregelten Abläufen im gesamten Kosmos nicht zu vereinbaren.  


In diesem Lichte stellt sich der gesamte Mikro- und Makrokosmos zwar nicht als ein durch 
eine einzige Weltformel zu erfassendes Gebilde, sondern in ganzheitlicher Betrachtung mit 
befriedigender Wahrnehmung als eine harmonisch funktionierende Einheit dar. 


Im Vortrag war nicht die Frage, ob es den Zufall gibt, sondern vielmehr wurde versucht, 
den Charakter des Zufalls aus einer naturwissenschaftlichen Sicht zu bestimmen. Ein zufälli-
ges Ereignis ist nicht mit Sicherheit vorauszusagen, jedoch sind die einzelnen Vorgänge, die 
zum Ereignis führen, in ihrem Ablauf determiniert. Überschneidungen von Ereignisketten 
sorgen neben Verzweigungen für das Ansteigen der Komplexität, was die sichere Voraussage 
des eintretenden Ereignisses verhindert, dessen Eingrenzung nur mit einer Wahrscheinlich-
keitsbetrachtung näher zu erfassen ist, wobei die Annäherung an einen Wert umso stärker ist, 
je mehr Vorgänge gleichen Charakters ablaufen.  


Es gibt keinen absoluten Zufall. Der Zufall ist immer Bedingungen unterworfen und mit 
Beginn und Ablauf sich überschneidender nur bedingt unabhängiger Ereignisketten verbun-
den.  


Mit dieser Betrachtung gehe ich in allen Ereignisbereichen von dem eingangs formulierten 
Lehrsatz des Leukipp aus, erweitere ihn aber mit den Erkenntnissen der Neuzeit durch die 
Wörter absolut und bedingt: 


Nichts geschieht absolut zufällig, sondern alles aus bedingten Gründen und mit Not-
wendigkeit.  
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Adalbert Feltz  


Anmerkungen zum Vortrag von Lothar Kolditz „Zufall – Betrachtungen 
aus naturwissenschaftlicher Sicht“ 
 


 
1. Die Darlegungen beschreiben mit dem Ansatz „kennzeichnend für ein zufälliges Ereignis 


ist, dass es nicht mit Sicherheit vorausgesagt werden kann“ und der an den Anfang gestell-
ten Voraussetzung, „dass im Ereignisbereich des Zufalls die zuständigen Naturgesetze un-
eingeschränkt gelten“, das Phänomen „Zufall“ zweifellos treffend und umfassend. Die da-
mit verbundene Aussage ist grundlegend und bedeutsam für alle weiteren Erörterungen. 
Den Zufall durch die Wahrscheinlichkeit zu beschreiben, mit der ein bestimmtes Ereignis 
im Einklang mit den Naturgesetzen eintritt, ist dann m. E. nur eine andere Version der glei-
chen Feststellung.   


2. Die Veranschaulichung des Phänomens „Zufall“ basiert im Vortrag auf Beispielen aus der 
klassischen Physik wie dem Würfeln, dem Ziehen von Lottozahlen oder der Überschnei-
dung von Ereignisketten im Straßenverkehr. Es wird dann davon ausgehend der Versuch 
unternommen, das Geschehen im Kosmos mit dem Bild eines Deterministischen Chaos 
und den daraus ableitbaren Wahrscheinlichkeitsaussagen gleichfalls durch Wechselwir-
kungen zu beschreiben, wie sie aus der klassischen Physik geläufig sind. Das trifft für be-
stimmte Teilfragestellungen zweifellos zu, z. B. auf die Beurteilung der Stabilität unseres 
Planetensystems. Insgesamt verstrickt sich die Kosmologie unserer Tage angesichts 
Schwarzer Löcher, einer mit dem Abstand zunehmend beschleunigten Fluchtgeschwindig-
keit und dem  Ursprung eines „tellerartigen“ Drehmoments der Galaxien oder von Gama 
Burst Ereignissen immer mehr in Widersprüche zu etablierten physikalischen Begriffen 
und Gesetzen, die aber doch Werkzeuge unseres Denkens sind.     


3. Die im Mikrokosmos mit der Quantenmechanik verknüpften Zufallsphänomene bleiben im 
Vortrag nach meinem Verständnis unberücksichtigt. Eine zentrale Stellung nimmt hinsicht-
lich dieser Fragestellung die Beugung am Doppelspalt ein: Ein definierter Strom von C60-
Molekülen ergibt hinter dem Doppelspalt auf einem Schirm ein Treffermuster, das auch in 
der Mitte zwischen den Spalten eine Intensität liefert. Letztere unterbleibt,  wenn man je-
weils einen Spalt abdeckt. Flugbahn und Geschwindigkeit sind bestimmt, die Ankunft am 
Ziel dagegen ist im Teilchenbild der klassischen Physik unbestimmt. Kausalität ist gege-
ben, Determinismus im Sinne von Vorherbestimmtheit der klassischen Physik fehlt. Das 
geschilderte Zufallsgeschehen entzieht sich in der Begriffswelt der klassischen Physik un-
serem Verständnis. Hier gilt der Zufall des Würfelns nicht! Die Welt bleibt aber trotzdem 
erkennbar, da wir sie auf mathematischer Ebene widerspruchsfrei beschreiben können, in-
dem wir die Interferenz von Teilchenwellen in Betracht ziehen. Damit bleibt die unter 
Punkt (1) allgemein gültig formulierte Kennzeichnung von Zufall gewahrt.  


4. Die Radioaktivität als ein Beispiel für das Wirken von Zufall aus dem Quantenbereich zu 
verwenden, ist zwar vielfach üblich, erscheint mir aber bedenkenswert. Dazu zwei Ein-
wände: 
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‒  Bekanntlich folgt das Zerfallsgeschehen einem Zeitgesetz, bei dem die Abnahme der 


Anzahl radioaktiver Atome N um -dN pro Zeitintervall dt stets proportional ist der noch 
vorhandenen Anzahl von N Atomen: -dN/dt = λλλλ∗∗∗∗N. Der Proportionalitätsfaktor λ ist 
mit der Halbwertszeit gemäß λλλλ = ln2/ττττ1/2 verknüpft.  


 Man kann dieses Gesetz ohne messende Beobachtung sofort ableiten, wenn nur eine 
hinreichend große Anzahl von Einzelindividuen vorliegt, die eine bestimmte Wahr-
scheinlichkeit λ für eine Umwandlung in sich tragen. Dann ist die Wahrscheinlichkeit, 
dass ein Einzelindividuum das Zeitintervall ∆t überlebt, w = 1-λλλλ∗∗∗∗∆∆∆∆t. Die Wahrschein-
lichkeit, die Gesamtzeit t = k∗∗∗∗∆∆∆∆t zu überleben, ist w′ = (1-λλλλ∗∗∗∗∆∆∆∆t)k, und statt dessen kann 
man auch schreiben w′ = [(1-λ∗∆t)-1/λ∆t]-λt, und wenn ∆t ⇒ 0, folgt w′ = e-λt ⇒  


Nt/N0= e-λλλλt 


 Es ist damit m. E. völlig offen, welches physikalische Geschehen die Zerfallsbereit-
schaft λ verursacht. Es ist offenbar vor allem das „schöne“ Wahrscheinlichkeitsgesetz 1. 
Ordnung, das dazu verleitet, die Analogie zu zerfallsbereiten großen organischen Mole-
külen mit ihren inneren Schwingungsmoden herzustellen, die infolge stochastischer Su-
perposition von Schwingungsamplituden nach einem solchen Zeitgesetz zerfallen.  


‒  Auch Neutronen unterliegen dem radioaktiven Zerfall, Halbwertszeit 10,3 Minuten: 
Was schwingt da? Welche Energie fluktuiert wie? Von daher, meine ich, ist der radio-
aktive Zerfall nur quantenmechanisch zu begreifen, damit allenfalls mit einer mathema-
tisch beschreibbaren Unschärfe des Energiezustandes, die ggf. eine Tunnelwahrschein-
lichkeit für die Emanation eines Elektrons einschließt. Da wird m. E. „nicht gewürfelt“.  


5. Es gibt sicher keinen Zufall ohne ursächliche Auslösung = Kausalität (wozu braucht man 
da noch die Begriffsbildung „absoluter Zufall“?). Im Rahmen der klassischen Physik gilt 
außerdem die Determiniertheit auch im Fall zufälliger Ereignisse (Chaostheorie) – für die 
Ebene der Quantenmechanik gilt das offenbar nicht.  


 Warum sollte aber ein Ereignis im Rahmen einer realistischen Präzisionsvorgabe in unse-
rem Leben  nicht auch streng determiniert sein? Unter eindeutigen Randbedingungen einer 
Fragestellung gibt es doch auch den Fall nur einer richtigen Antwort, die dann objektiv 
wahr ist. Die Verknüpfung mit dem freien Willen ist doch eine ganz andere Ebene, und die 
Frage wurde m. W. von Aristoteles aufgeboten und in den Schulen idealistischer Philoso-
phie bis heute fortgetragen. M. E. sollte man da, wo es überprüfbar angebracht ist, stets 
präzise (determinierte) Aussagen anstreben. Allzu gerne lässt man sich ein „Hintertürchen“ 
der Unschärfe mit der Begründung eines sogenannten freien Willens offen, und sei es 
drum, sich nicht festzulegen – und das kann ja auch bequem sein. 
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Lothar Kolditz: Antwort auf Adalbert Feltz 


 
Die Anmerkungen von Adalbert Feltz betreffen einen wesentlichen Teil meines Vortrages, bei 
dem mir durchaus die Diskrepanz zu herrschenden Meinungen bewusst ist, nämlich die mit 
der Quantenmechanik verknüpften Zufallsphänomene. Ich habe darauf auch im Vortrag hin-
gewiesen. Ich weiß, dass z. B. Anton Zeilinger einen anderen Standpunkt vertritt.  


Der Doppelspaltversuch von Markus Arndt mit Fullerenen (C-60) in der Abteilung von 
Zeilinger in Wien zeigt das Zutreffen des Teilchen-Welle-Dualismus auch bei größeren Teil-
chen als bisher festgestellt. Das Beugungsmuster wird durch die Eigenschaften der Materie-
welle hervorgerufen, bedarf also nach meiner Ansicht keiner zusätzlichen Unbestimmtheits-
überlegungen für Teilchen.  


Dass im Quantenbereich kein Würfelcharakter für die Vorgänge zuständig ist, bestreite ich 
nicht. Im Ereignisbereich der Quantenmechanik gelten selbstverständlich andere Gesetze als 
im klassisch-physikalisch-mechanischen Bereich. Es kommt mir aber darauf an zu betonen, 
dass auch im Quantenbereich Gesetze gelten, die die ablaufenden Vorgänge beschreiben. Wir 
kennen bislang nur einen geringen Teil davon, zum Beispiel eben nicht das Wechselspiel der 
Kräfte im Atomkern, das zur Radioaktivität führt. Die Formulierung des Schwingungsbildes 
ist lediglich eine Hypothese, die zu überprüfen ist und natürlich durch eine andere Auffassung 
ersetzt werden muss, wenn sie widerlegt wird. 


Ein Neutron ist nach heutiger Auffassung aus zwei down-Quarks und einem up-Quark auf-
gebaut, das wären in diesem Fall die Schwingungspartner. 


Ein absoluter Zufall, der ohne ursächliche Auslösung eintritt, ist auch nach meiner Ansicht 
nicht anzunehmen. Es gibt aber die gegenteilige Auffassung, weshalb die Bezeichnung abso-
luter Zufall berücksichtigt werden muss. Gerade der radioaktive Zerfall ist als objektiver Zu-
fall bezeichnet worden, was auch als absoluter Zufall aufgefasst wurde. 
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Teilhabekapitalismus   
Fordistische Wirtschaftsentwicklung und Umbruch in Deutschland im Zeitraum von 
1950 bis 2010 
 


 
 
Der nachstehende Text basiert auf einer Ausarbeitung der Autoren im Rahmen der Berichter-
stattung zur soziökonomischen Entwicklung in Deutschland, welche 2012 im VS Verlag für 
Sozialwissenschaften / Springer Fachmedien in Wiesbaden erschienen ist.1  
Diese Arbeit wurde 2011 durch die Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und For-
schung des Senats von Berlin im Rahmen des Leibniz-Projekts „Theorie und Praxis – Neugier 
und Nutzen. Aktuelle Beiträge aus den Wissenschaften“ dankenswerterweise gefördert.  
 
 
 


1. Entstehung und Niedergang eines Regimes wirtschaftlicher Entwicklung 


Die wirtschaftliche Entwicklung der Nachkriegszeit beruht auf einem Regime wirtschaftlicher 
Entwicklung, das im Folgenden Fordistischer Teilhabekapitalismus genannt werden soll und 
dessen Funktionsweise im Abschnitt 2 dargestellt wird. Entstanden in den USA der 1940er-
Jahre (vgl. Land 2009a und b) wurde es nach dem Weltkrieg zum wirtschaftlichen Entwick-
lungsmodus der kapitalistischen Weltwirtschaft insgesamt und etablierte sich mit jeweiligen 
nationalen Besonderheiten und komplementären Spezialisierungen auch in Kanada, West- 
und Nordeuropa sowie in Japan, etwas später in Taiwan, Südkorea und Thailand und ansatz-
weise in Lateinamerika.2 Die welt- und volkswirtschaftliche Dynamik dieses Regimes wirt-
schaftlicher Entwicklung bestimmte auch das deutsche „Wirtschaftswunder“ der Nachkriegs-
zeit (Abb. 1). 
 
 
 
 
 
 


                                                 
1  Teilhabekapitalismus – Fordistische Wirtschaftsentwicklung und Umbruch in Deutschland 1950-2009, in: 


Forschungsverbund Sozioökonomische Berichterstattung (Hrsg.): Berichterstattung zur soziökonomischen 
Entwicklung in Deutschland. Teilhabe im Umbruch. Zweiter Bericht, Wiesbaden 2012, S. 111-152. 


2 Die Entwicklung in den staatssozialistischen Ländern stellt eine eigenständige Problematik dar und ist nicht 
Gegenstand dieser Ausarbeitung (vgl. dazu Busch 2009a).  
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Abb. 1: Einkommen pro Kopf in Kaufkraftparitäten US $ 1870-1992, Deutschland, Ita-
lien, Großbritannien, USA. BIP pro Kopf in 1990 Geary-Khamis Dollar   


 
 Quelle: Maddison, A. (1995); Datenbank (2009). 


 
Abbildung 1 zeigt, dass diese Entwicklung nach der Weltwirtschaftskrise von 1929 und der 
anschließenden Depression (die in den USA bis 1938 dauerte) begann, in den anderen Indust-
rieländern – hier gezeigt für Großbritannien, Italien und Deutschland – aber erst nach dem 
Einbruch durch den 2. Weltkrieg. Die Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts (BIP) der 
Nachkriegszeit lagen dabei deutlich über denen der vorangegangenen Periode (vgl. Tabelle 1).  


Tabelle 1: Durchschnittliche Wachstumsraten des BIP pro Kopf (in %)  
 Deutschland Italien Großbritannien USA 


1871-1938 1,65 1,29 0,95 1,51 


1939-1992 2,96 3,27 1,85 2,52 


1939-1975 3,24 3,58 1,88 2,86 


1950-1975 5,09 4,74 2,22 2,31 


1976-1992 2,36 2,57 1,78 1,77 


Quelle wie Abb. 1. 


 
Ende der 1960er- bis Mitte der 1970er-Jahre kam es zu ersten Anzeichen für Dysfunktionali-
täten, etwa seit Ende der 1970er-Jahre ging die Dynamik der Produktivitätsentwicklung und 
des wirtschaftlichen Wachstums weltweit und auch in Deutschland auf etwa die Hälfte des 
Niveaus der 1950er- und 1960er-Jahre zurück. Die Ölkrisen markierten den Beginn eines 
Umbruchs, der bis in die Gegenwart reicht und in dessen Verlauf grundlegende Merkmale des 
fordistischen Teilhabekapitalismus erodierten, zentrale institutionelle Regulationen aufgelöst 
wurden und neue Entwicklungstrends erkennbar wurden. Die Raten der Produktivitätssteige-
rung fielen von einem vergleichsweise hohen Niveau zwischen 3 und 8 Prozent auf weniger 
als zwei Prozent in den 1970er Jahren, und zwar mehr oder weniger in allen entwickelten In-
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dustrieländern. Seitdem schwanken sie zwischen null und drei Prozent, erreichen selten auch 
einmal vier Prozent. Entsprechendes kann für die Wachstumsraten des BIP gezeigt werden.  


Sowohl die Herausbildung eines neuen Typs wirtschaftlicher Entwicklung im bzw. nach 
dem 2. Weltkrieg als auch dessen Erosion und der seit den 1970er-Jahren zu beobachtende 
Umbruch sind nicht auf die deutsche Volkswirtschaft beschränkt. Alle entwickelten kapitalis-
tischen Industrieländer zeigen im Großen und Ganzen dieses historische Geschehen – wobei 
Niveaus und Zeitpunkte etwas variieren.3 Weder der Aufstieg noch die Erosion dieses Re-
gimes wirtschaftlicher Entwicklung können daher im Prinzip auf spezielle Merkmale einer 
nationalen Kapitalismusvariante, etwa den Rheinischen oder den Angelsächsischen Kapita-
lismus, zurückgeführt werden.  


Bei der weiteren Darstellung der Merkmale des Aufstiegs, der Erosion und des Umbruchs 
dieses Regimes wirtschaftlicher Entwicklung orientieren wir uns an den Konjunkturzyklen, 
die auch meist für die Ordnung der empirischen Daten verwendet werden.4 Wir unterscheiden 
dabei in dem Beobachtungszeitraum von 1950 bis 2009 sieben Konjunkturzyklen, deren Ver-
lauf wir an der zyklischen Veränderung der Raten der Veränderung der Produktivität, des 
BIP, der Erwerbslosigkeit und der Inflation bestimmen. Aus statistischen Gründen wird je-
weils das Jahr mit einem Tiefpunkt des BIP-Wachstums als das letzte eines Zyklus und das 
Folgejahr als das erste des folgenden Zyklus gewählt.5  


Die folgende Abbildung 2 zeigt den Konjunkturverlauf für die deutsche Volkswirtschaft.  
Abb. 2: Konjunkturverlauf der deutschen Volkswirtschaft 1950 bis 2009 


 


                                                 
3 Länder, die erst zwischen 1950 und 1975 zu kapitalistischen Industrieländern geworden sind (beispielsweise 


Südkorea), und Schwellenländer, die noch in den 1980er oder 1990er Jahren große traditionelle bzw. nichtka-
pitalistische Wirtschaftssektoren hatten (beispielsweise Mexiko), weisen einen modifizierten Verlauf auf, 
ebenso natürlich staatssozialistische Länder, die wir hier nicht näher betrachten können.  


4 Zyklen bzw. Durchschnittswerte von Zyklen enthalten jeweils einen Auf- und einen Abschwung, Dekaden-
durchschnitte können dagegen zwei Auf- oder Abschwünge enthalten und sind daher nicht vergleichbar.  


5 Soweit internationale Aspekte eine Rolle spielen, gehen wir für diese nicht konjunkturtheoretische Analyse 
der Vergleichbarkeit wegen vereinfachend davon aus, dass die Zyklen weltweit etwa synchron verlaufen. Tat-
sächlich ist dies oft der Fall, z.B. 1975, 1982 und 2009, aber nicht immer. So ist der Tiefpunkt „1991“ in den 
USA und in Großbritannien, in Deutschland, Frankreich, Schweden und Japan erst 1993 auszumachen.  


BIP-Produktivität, Wachstum (real), Erwerbslosenquo te und Inflation in Zyklen
(bis 1960 ohne Saarland, bis 1991 alte Bundesländer, ab 1991 Deutschland insgesamt 2009 geschätzt)
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Der erste Zyklus, der wahrscheinlich schon vor 1950 begonnen hat und bis 1958 reicht, kann 
in Deutschland als die Konstitutionsphase des neuen Regimes wirtschaftlicher Entwicklung 
betrachtet werden.6 Hohe Wachstumsraten der Produktivität und des BIP, sinkende Arbeitslo-
sigkeit und eine niedrige Inflationsrate charakterisieren das Geschehen. Der zweite Zyklus, 
1959-1967, ist durch hohe Wachstumsraten der Produktivität und des BIP-Wachstums, stabile 
Vollbeschäftigung und noch niedrige, aber langsam steigende Inflationsraten charakterisiert. 
Hier handelt es sich um die Phase des weitgehenden Funktionierens dieses Regimes wirt-
schaftlicher Entwicklung. Die Krise von 1967 ist allerdings schon spürbar und führt zur ersten 
Verunsicherung in Politik und Gesellschaft.  


Im dritten Zyklus 1968 bis 1975 scheint die wirtschaftliche Entwicklung mit Wachstums-
raten der Produktivität von preisbereinigt fast 6 Prozent und des BIP von fast 6 Prozent zu-
nächst auch noch uneingeschränkt zu funktionieren. Allerdings steigt die Inflationsrate auf 
das höchste Niveau des gesamten Beobachtungszeitraums, was auf eine Wachstumsbeschleu-
nigung an der oberen Leistungsgrenze der deutschen Volkswirtschaft hinweist. Bemerkens-
wert ist das Ende dieses Konjunkturzyklus, weil es den Beginn des Niedergangs markiert, 
dem schon verborgene Erosionsprozesse vorangegangen sein müssen. Es handelt sich um den 
Konjunktureinbruch, der mit der Ölkrise 1973 begann und 1975 seinen Tiefpunkt hatte und 
der erstmalig nach dem Krieg zu einem – wenn auch noch geringem – Schrumpfen des BIP 
führt, vor allem aber steigt die Arbeitslosigkeit erstmalig auf mehr als 3 Prozent und geht im 
nächsten Aufschwung kaum wieder zurück. Die Zeit anhaltender Massenarbeitslosigkeit hat 
begonnen.  


Der folgende Zyklus von 1976 bis 1982 bringt zwar eine kurze Erholung, in der fast wieder 
die vorangegangenen Wachstumsraten erreicht werden – aber nur für kurze Zeit. Er ist ge-
kennzeichnet durch einen kurzen Aufschwung und eine lange Rezession von 1980 bis 1983 
mit bis dahin ungeahnten Erwerbslosenraten von über 6 Prozent. Die Inflationsrate ist anhal-
tend hoch trotz der geringen Wachstumsrate, die für den gesamten Zyklus weniger als 3 Pro-
zent betragen.  


Die darauf folgende Erholung im 5. Zyklus ist erst zögerlich, erreicht aber gegen Ende der 
1980er-Jahre für kurze Zeit wieder Wachstumsraten um die 4 bis 5 Prozent. In diesen Zyklus 
fallen der Beitritt der DDR, die Wirtschafts- und Währungsunion und die Vereinigung der 
beiden deutschen Staaten; dies ist die Ursache für die Sonderkonjunktur 1990/91, aber auch 
für das Ansteigen der Erwerbslosenquote auf fast 10 Prozent. 


Der sechste Zyklus von 1994 bis 2003 kann als zähe Dauerkrise beschrieben werden. Pro-
duktivität und BIP-Wachstum dümpeln auf einem Niveau unter 2 Prozent dahin, die Erwerbs-
losenquote steigt, die Inflation sinkt, erstmalig machen sich Deflationstendenzen bemerkbar. 


Wäre es 2008 nicht zu der Weltfinanzkrise und der dadurch ausgelösten Weltwirtschafts-
krise gekommen, hätte man den anschließenden 2004 begonnenen Zyklus mit etwas Mut zur 
Spekulation als Beginn einer Erholung und vielleicht sogar als Zeichen für den Auftakt eines 
möglicherweise neuen Typs kapitalistischer Wirtschaftsentwicklung deuten können. Im Früh-
jahr 2008 sah es nämlich noch so aus, als könne das Wirtschaftswachstum des siebten Zyklus 
erstmalig höher ausfallen als das des vorangegangenen Zyklus, nämlich 1,8 bis 2 Prozent ge-
genüber 1,6 Prozent für 1994-2003. Die Finanzkrise hat diese Perspektive jedoch vereitelt. 
Wir werden mit einem Produktivitäts- und einem BIP-Wachstum deutlich unter einem Pro-
zent für den gesamten Zyklus zu rechnen haben und die Deflationstendenzen haben 2009 
noch einmal deutlich zugenommen. 


Der gesamte Verlauf lässt sich aus der hier zugrunde liegenden Konzeption wirtschaftli-
cher Entwicklung als Evolutionszyklus im Sinne Schumpeters (1912 und 1939 bzw. 1961) 
beschreiben, als ein Aufstiegs-, Erosions- und Demontageszenarium, wobei Erosion und De-
montage als Umbruch mit offener Perspektive verstanden werden. 


                                                 
6 Zum historischen Verlauf vgl. Abelshauser 2004: 106ff. 
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Abb. 3: Deutschland: Wachstumsraten der Produktivität und des BIP 


 
 
Im folgenden Abschnitt 2 werden wir die aus unserer Sicht konstitutiven Komponenten des 
nach dem 2. Weltkrieg entstandenen Regimes wirtschaftlicher Entwicklung bestimmen und 
empirisch darstellen.  


Die Abschnitte 3 und 4 beschäftigen sich dann mit den Phänomenen und den Erklärungen 
des Umbruchs.  


2. Die konstitutiven Komponenten des Teilhabekapitalismus  


Kern des fordistischer Teilhabekapitalismus genannten Regimes wirtschaftlicher Entwicklung 
ist die Kombination von drei Elementen: 
− Erstens: Fordistische Massenproduktion. Jede Massenproduktion nutzt Skaleneffekte, eco-


nomies of scale, als Ressource der Produktivitätssteigerung. Das Besondere der fordisti-
schen Massenproduktion besteht in der Kopplung von Massenproduktion und Massenkon-
sumtion über die Masseneinkommen, vor allem also über die Arbeitnehmereinkommen. 
Vor dem Zweiten Weltkrieg wurde Massenproduktion schon zum Prinzip der Rüstungs-
produktion, aber erst während (in den USA) bzw. nach dem Zweiten Weltkrieg wurde sie 
zum Kern der Innovationsprozesse in der industriellen Konsumgüterproduktion und in mo-
difizierter Form auch in vielen Investitionsgüterindustrien. Damit aber wurde die Steige-
rung der Arbeitsproduktivität durch economies of scale zur wichtigsten Produktivitätsres-
source – das ist der erste Unterschied des Fordistischen Teilhabekapitalismus von voran-
gegangenen Kapitalismustypen.  


− Zweitens: Produktivitätsorientierte Lohnentwicklung. In der Zeit vor dem Zweiten Welt-
krieg bzw. vor der Weltwirtschaftsdepression (1929-1938) stiegen die Reallöhne zwar 
auch, blieben aber im Mittel deutlich hinter der Produktivitätsentwicklung zurück (vgl. da-
zu insbesondere Lutz 1984). Seit den 1950er Jahren steigen die Löhne in allen o.g. Volks-
wirtschaften im Mittel mindestens genauso schnell wie die volkswirtschaftliche Produktivi-
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tät.7 Dies gilt bis Ende der 1970er Jahre. Folge ist eine positive Rückkopplung von Mas-
senproduktion, Masseneinkommen und Massenkonsumtion.  
 Erst durch die ständig steigenden Masseneinkommen und die steigende Massenkon-
sumtion konnten die economies of scale und die fordistische Industrieorganisation zum 
zentralen Innovationsfeld dieses Entwicklungstyps werden. Und erst mit der fordistischen 
Massenproduktion war eine Ökonomie der systematischen Steigerung der Lohneinkommen 
und der wachsenden Konsumtion der abhängig Beschäftigten möglich. Fordistische Mas-
senproduktion und produktivitätsorientierte Lohnentwicklung gehören zusammen. Die 
über die produktivitätsorientierte Lohnentwicklung vermittelte positive Rückkopplung von 
Massenproduktion und Massenkonsum ist das Geheimnis der globalen Dynamik dieses 
Regimes wirtschaftlicher Entwicklung wie auch des deutschen Wirtschaftswunders – aber 
sie ist zugleich auch die Krux und der Keim des Niedergangs.  
 Volkswirtschaftlich wichtig für das Funktionieren des Entwicklungsregimes ist, dass 
nicht nur der private Konsum und die privatwirtschaftlichen Investitionen der Unterneh-
men, sondern auch der öffentliche Konsum, die Transfereinkommen und die staatlichen 
Investitionen etwa im Maße der Produktivität wachsen. Die produktivitätsorientierte Lohn-
entwicklung schließt die Kopplung der meisten Massentransfereinkommen an die Produk-
tivität ebenso ein wie die Steigerung der staatlichen, kollektiven und ggf. auch der privaten 
Ausgaben für Sozialleistungen, Infrastruktur, ggf. Bildung und öffentliche Dienstleistun-
gen, die zwar nicht in jedem Jahr, aber summarisch im mehrjährigen Mittel (und tendenzi-
ell eher antizyklisch) etwa mit der Produktivität steigen. Die Kopplung der Löhne an die 
Produktivität ist die Voraussetzung, auf welcher Wohlfahrts- und Sozialstaat möglich wur-
den.  


− Drittens: Ein Weltmarktregime der komparativen Vorteile. Der Weltmarkt wuchs nach dem 
Zweiten Weltkrieg wieder erheblich schneller als die nationalen Volkswirtschaften, weil 
diese sich komplementär auf differente Produktpaletten bzw. unterschiedliche Funktionen 
im evolvierenden globalen Massenproduktionsregime spezialisieren. Damit wird der 
Weltmarkt neben der produktivitätsorientierten Lohnentwicklung zur zweiten essentiellen 
Rückkopplung von Massenproduktion und Massenkonsum, mit der globale Effekte, globa-
le economies of scale, für Innovationen nutzbar wurden.8 Bereits vor dem Ersten Weltkrieg 
war der Weltmarkt ein zentraler Orientierungspunkt des kapitalistischen Entwicklungspro-
zesses gewesen, aber zwischen 1914 und 1945 dominierten nationalstaatliche Innovations-
strategien, die bis zu Autarkiebemühungen reichten. Erst nach dem zweiten Weltkrieg ent-


                                                 
7 Wichtig ist, dass die durchschnittlichen Löhne aller Arbeitskräfte im Maß der Produktivität der gesamten 


Volkswirtschaft (also gesamtes BIP pro Erwerbstätigem bzw. pro Arbeitsstunde) steigen, unabhängig von den 
unterschiedlichen Steigerungsraten der einzelnen Branchen.  


 Die unterschiedlichen Lohnniveaus und unterschiedliche Lohnsteigerungen einzelner Branchen haben also 
nicht differente Branchenproduktivitätssteigerungen zur Ursachen (dann müssten Ärzte wenig und Fließband-
arbeiter viel verdienen). Ursache dafür sind einerseits differente Aufwendungen für die Erlangung der erfor-
derlichen Qualifikationen und den Zugang zu einem Beruf, dann auch kulturelle Gründe, Traditionen, Mono-
pole. Andererseits aber die aktuelle und die mittelfristige Marktlage, also Abweichungen der Nachfrage nach 
bestimmten Qualifikationen vom Angebot, regionale Differenzen bei erschwerter Wanderung usw. 


 In einer Volkswirtschaft würden sich die Löhne verschiedener Branchen und Regionen vollständig ausglei-
chen, wenn die Aufwendungen für den Zugang (Berufsausbildung und andere) gleich hoch wären und wenn 
die Kosten des Berufswechsels bzw. die regionale Wanderung null wären. Da dies nicht der Fall ist, differie-
ren die Lohnniveaus entlang dieser Determinanten (vgl. Flassbeck/Spiecker 2000, 2001, 2007). 


8 Ein Weltmarkt komparativer Vorteile mit komplementär entwickelten Funktionen der Unternehmen und der 
Volkswirtschaften erfordert, dass Exporte und Importe beide schneller steigen als die Produktivität bzw. das 
BIP, aber beide etwa in gleichem Maße, so dass die Handelsbilanzen der einzelnen Volkswirtschaften mittel-
fristig ausgeglichen sind. Dies ist klar zu unterscheiden von einem Weltmarktregime, bei dem Importe und 
Exporte stark differieren, weil einzelne Länder versuchen, Exportüberschüsse durchzusetzen und ihre Welt-
marktanteile zu Lasten anderer Länder zu vergrößern, die dann gezwungen sind, Importüberschüsse hinzu-
nehmen und sich zu verschulden.  
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stand eine positive Rückkopplung zwischen Massenproduktion, Massenkonsum und 
Weltmarkt (vgl. Abelshauser 2004: 34ff). 
 In Deutschland wurden der Maschinen- und Anlagenbau als Branche und die diversi-
fizierte Qualitätsproduktion, vor allem die Produktion von Produktionsmitteln – Produkti-
onsmitteln für die Massenproduktion – und komplexen Konsumgütern, wie PKW, zu dem 
herausragenden Exportgut, während die Massenproduktion von Konsumgütern wie Texti-
lien, Bekleidung und Schuhen, Massen-Elektrotechnik und später auch von EDV und Un-
terhaltungselektronik eher in anderen Ländern expandierte.9  
„So wichtig die fordistische Massenproduktion in der Nachkriegszeit auch geworden ist, so 
wenig bedeutete ihr später Einzug […] den Bruch mit den Regeln der diversifizierten Qua-
litätsproduktion.“ (Abelshauser 2004: 59) 
 Auch ein Regime der diversifizierten Qualitätsproduktion, das den deutschen Mitge-
gebenheiten und dem entstandenen deutschen Institutionensystem (Abelshauser 2004: 31, 
43 und 59) entsprach, nutzt bezogen auf die Weltwirtschaft Funktionen in einem globalen 
Massenproduktionssystem, folgt also zumindest mittelbar der economies of scale, die zu-
mindest bei den Anwendern, z.B. den Käufern von Druck- oder Textilmaschinen, das Se-
lektionskriterium für Investitionen bildet.  


 


2.1. Innovationsbasierte Entwicklung: Wachstum durch steigende Arbeitsproduktivität  


Die wirtschaftliche Entwicklung im Deutschland der Nachkriegszeit beruht – wenige Jahre 
(1950-1954) ausgenommen – nicht auf einem zusätzlichen Einsatz an Arbeit, sondern aus-
schließlich auf der Steigerung der Arbeitsproduktivität (BIP pro Arbeitsstunde). Zwar nimmt 
die Zahl der Erwerbstätigen in den 1950er- und 1960er-Jahren zu (Abb. 4), insbesondere 
durch die Kriegsrückkehrer, die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte und seit den 1980er 
Jahren durch die zunehmende Beschäftigung der Frauen. Aber der Zunahme der Zahl der Er-
werbstätigen steht vor allem in den 1960er und 1970er Jahren eine sinkende Zahl der Arbeits-
stunden pro Kopf gegenüber, so dass die Gesamtmenge der Arbeitsstunden aller Erwerbstäti-
gen insgesamt stetig abnimmt. Im Jahr 2005 wurden im vereinigten Deutschland nicht mehr 
Arbeitsstunden geleistet als 1960 in Westdeutschland. 
 
  


                                                 
9 Nach Trischler (2007: 58) beruht der deutsche Weltmarkterfolg „nicht in erster Linie […] auf den Märkten 


der besonders forschungsintensiven Spitzentechnologien und auch nicht auf den Märkten der Massenproduk-
tion, sondern auf diversifizierter Qualitätsproduktion in den Märkten der Hochtechnologien. Im ‚Modell 
Deutschland‘ verbindet sich ein primär mittelständisch und dezentral ausgerichtetes Produktionssystem mit 
einem vornehmlich auf Verbesserungsinnovationen statt auf Basisinnovationen, auf Hochtechnologien statt 
auf Spitzentechnologien beruhenden Innovationssystem.“ Es ist klar, dass diese Spezialisierung komplemen-
tärer Adaptionen der anderen Weltmarktteilnehmer bedurfte, die man nur verstehen kann, wenn die econo-
mies of scale eines globalen Massenproduktions- und Massenkonsumtionsregimes vorausgesetzt wird, in das 
allerdings auch die Rohstofflieferanten, die agrarischen Entwicklungsländer und die staatssozialistischen In-
dustrieländer mit besonderen Rollen eingebunden sind. Vgl. auch Abelshauser 2004:43. 
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Abb. 4: Deutschland: Arbeitsstunden, und Erwerbstätige 1950 – 2007 
Nicht Erwerbstätige: Nicht Erwerbspersonen plus Erwerbslose bzw. Bevölkerung minus Er-
werbstätige. 


 


Die Produktivität je Arbeitsstunde erhöhte sich zwischen 1950 und 2007 jährlich um fast 4,0 
Prozent. Sie ist damit nicht nur die entscheidende Quelle des Wachstums, sondern neben der 
Zunahme der Erwerbstätigenanzahl auch die Basis für die Verkürzung der Arbeitszeit. Das 
heißt, der Produktivitätszuwachs wurde nicht vollständig in ökonomisches Wachstum umge-
setzt, sondern diente darüber hinaus einer Verringerung der Arbeitszeit. Tabelle 2 zeigt, dass 
die Produktivität bezogen auf die Arbeitsstunde immer schneller gestiegen ist als die Produk-
tivität in BIP je Erwerbstätigem, d.h. die Arbeitszeit pro Erwerbstätigem hat in allen Zyklen 
abgenommen. Im ersten Zyklus stieg das BIP schneller als die Produktivität pro  Erwerbstäti-
gem und auch schneller als die pro Stunde, d.h. die Zahl der Erwerbstätigen und die Gesamt-
zahl der Arbeitsstunden haben zugenommen. Das hat mit der hohen Zuwanderung von Er-
werbstätigen in den Nachkriegsjahren zu tun, stellt also eine besondere Konstellation dar. Das 
gilt auch für den V. Zyklus, ist hier aber auf die Zunahme von Erwerbstätigen und Arbeits-
stunden durch den Vereinigungseffekt von 1990 zurückzuführen. In allen anderen Zyklen, 
und das ist typisch für eine intensiv-erweiterte Reproduktion, deren Quelle die Steigerung der 
Produktivität pro Stunde ist, stieg das BIP langsamer als die Produktivität pro Stunde. Das 
bedeutet: in der Regel hat die Gesamtzahl aller geleisteten Arbeitsstunden abgenommen. 
Gleichzeitig wuchs aber die Zahl der Erwerbstätigen, wobei die Arbeitsstunden pro Kopf 
stärker sanken als die Zahl der Erwerbstätigen stieg. Dies ist Ausdruck der Verteilung einer 
insgesamt sinkenden Arbeitsmenge auf mehr Erwerbstätige, bedingt vor allem durch die 
wachsende Erwerbstätigkeit von Frauen. 
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Tabelle. 2: Wachstum der Produktivität und des BIP in Konjunkturzyklen in Prozent   


Zeitraum Jahresdurchschnittliche Zuwachsrate der 
Produktivität (preisbereinigt) 


Jahresdurchschnittliche Zuwachsrate des 
BIP 


 BIP pro  
Arbeitsstunde 


BIP pro  
Erwerbstätigem 


Preisbereinigt Nominal 


(I) 1951-1958 7,14 5,74 8,26 11,64 


(II) 1959-1967 5,78 4,58 4,79 8,08 


(III) 1968-1975 4,88 3,57 3,78 9,66 


(IV) 1976-1982 2,61 1,89 2,43 6,58 


(V) 1983-1993 2,57 1,80 2,711 5,60 


(VI) 1994-2003 2,00 1,27 1,56 2,48 


(VII) 2004-2009 0,60 -0,08 0,42 1,87 


1) Ohne den Wiedervereinigungseffekt, welcher in den Jahren 1990 bis 1992 mehr als die Hälfte des Zuwachses 
ausmachte, hätte der reale Zuwachs im fünften Zyklus nur ca. 2,5% betragen.  


 
Die Grundlage dieser Produktivitätssteigerung sind Innovationen, aber nicht jedwede, sondern 
selektiv begünstigt solche, die zu den beiden zentralen fordistischen Rückkopplungen – Mas-
senproduktion und Massenkonsumtion, Massenproduktion und Weltmarkt – passen, weil sie 
zu positiven Skaleneffekten, bei denen hohe Aufwendungen für allgemeine Kosten (z.B. für 
Forschung und Entwicklung und große Anlagen), auf eine große und wachsende Zahl von 
Produkten umgelegt und die Kosten pro Produkt gesenkt werden können. Die Innovationen, 
die den Produktivitätsschub der 1950er und 1960er Jahre möglich gemacht haben, basieren 
fast alle auf Inventionen, die in die Vorkriegszeit zurückreichen, vor allem den Innovationen, 
die mit der Entwicklung der Kraftfahrzeuge, der Elektrotechnik, der Haushalts- und der Pet-
rolchemie und dem Maschinenbau zusammenhängen.  


Die Durchsetzung dieses Typs wirtschaftlicher Entwicklung ist mit der Auflösung des tra-
ditionellen Sektors verbunden (vgl. Lutz 1984). Die zuvor traditionellen Landwirtschafts- und 
Handwerksbetriebe produzierten für den Eigenbedarf und für lokale Märkte, Familie und Be-
trieb waren aber noch nicht getrennt, Familienarbeit dominierte, Lohnarbeit war die Ausnah-
me, Versorgung, nicht Kapitalverwertung bestimmte ihre Funktionsweise. In den 1950er und 
1960er Jahren wandelten sich diese Betriebe in kapitalistische Unternehmen mit Lohnarbeit, 
Spezialisierung auf eine enge Produktpalette und an der Kapitalverwertung ausgerichteten 
Effizienzkriterien. Das Ergebnis war erstens eine Verringerung der Anzahl der Betriebe, eine 
Vergrößerung der Betriebe hinsichtlich des Produktionsvolumen und der Anzahl der Arbeits-
kräfte und bei Landwirtschaftsbetrieben eine Vergrößerung der landwirtschaftlichen Nutzflä-
che und der Zahl der Tiere pro Betrieb. Damit verbunden war ein erheblicher Produktivitäts-
schub, die Gesamtzahl der benötigten Arbeitskräfte ging binnen zehn Jahren auf weniger als 
die Hälfte zurück. Für die Sozialstruktur hatte diese Transformation des traditionellen in einen 
kapitalistischen Sektor erhebliche Konsequenzen. Ein bestimmter Typ kleiner Selbständiger 
verschwand, der Arbeitnehmer und die Lohnarbeit wurden in Bereichen (und Regionen) ty-
pisch, in denen sie vorher Ausnahme waren.  


Die folgenden Abbildungen zeigen beide Prozesse. Bis etwa 1970 steigt die Zahl der Ar-
beitnehmer, während die der Selbständigen in gleichem Maße zurückgeht.  
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Abbildung 5: Arbeitnehmer und Selbständige 1950 bis 2007 


 
 
Dabei erfolgt dieser Rückgang vor allem in der Landwirtschaft und (in geringerem Maße) in 
der gewerblichen Wirtschaft, während die Zahl der Selbständigen im Handel, Gastgewerbe 
und Verkehr in etwa gleich bleibt und in den anderen Dienstleistungen seit den 1980er Jahren 
erheblich steigt. Die Zahl der Selbständigen sinkt, von 6,3 Millionen (1950) auf 3,1 Millionen 
(1990) in Westdeutschland und 4,4 Millionen (2007) im vereinigten Deutschland.10 Anteils-
mäßig bedeutet dies beinahe eine Halbierung. Dementsprechend wächst der Anteil der Ar-
beitnehmer von 63,4% auf 81,4%, wobei deren Zahl auch absolut zunimmt, von 18,7 Millio-
nen 195011 auf 35,2 Millionen 200712. Da sich dieser Trend über den gesamten Zeitraum er-
streckt, lässt er sich als Ausweitung der Erwerbsarbeitsgesellschaft mit einer ausgeprägten 
Dominanz abhängiger Beschäftigungsverhältnisse interpretieren. Bis Mitte der 1960er Jahre 
wird die Zunahme der Arbeitnehmer hauptsächlich vom produzierenden Gewerbe getragen, 
seit den 1970er-Jahren durch die Bereiche Handel, Verkehr, Gaststätten und sonstige Dienst-
leistungen. Dabei nehmen zunächst die staatlichen Dienstleistungen, später dann auch die 
privaten und unternehmensbezogenen Dienstleistungen stark zu (vgl. Abb. 6 und 7).  
 
 
 
 
 
 
 


                                                 
10 Für die DDR gilt dies analog: 1955 betrug die Zahl der Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen 


hier 1,6 Millionen, 1989 waren es nur noch 184.000 (Statistisches Amt 1990: 127). Addiert man die Angaben 
für Ost- und Westdeutschland, so erhält man für 1955 eine Selbständigenzahl von 7,6 Millionen.  


11 In der alten Bundesrepublik waren es 13,7 Millionen, in der DDR 5,0 Millionen (vgl. StatBA 2006: 76; Statis-
tisches Amt 1990: 17) 


12 Rund 14% davon sind geringfügig entlohnte Beschäftigte (vgl. StatBA 2005: 69). 
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Abbildungen 6 und 7: Selbständige und Arbeitnehmer nach Wirtschaftsbereichen 


 
 
 


 
 
Die Transformation des traditionellen Sektors in kapitalistische Unternehmen schuf ein Bün-
del typischer sozialer Problemlagen, die mit dem Übergang der Menschen in die Lohnarbeit 
und der Reduzierung der Gesamtzahl der benötigten Arbeitskräfte, aber auch mit der Auflö-
sung der traditionellen Einheit von Betrieb und Familie und der Dorfgemeinschaft als Produk-
tionsverbund zusammenhingen und auf die an anderer Stelle noch einzugehen sein wird. In 
den 1960er Jahren stand die Bewältigung dieser Probleme des sozialen Wandels im Mittel-
punkt der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik. Ursachen, Erscheinungsformen und Bewältigungs-
strategien für diesen Typus sozialer Probleme unterscheiden sich aber erheblich von den neu-
en sozialen Problemlagen, die im und nach dem Umbruch entstanden sind und die den Hin-
tergrund der aktuellen sozialen Frage bilden. 


Welche Folgen hatte die Durchsetzung des fordistischen Teilhabekapitalismus für die 
Branchenstruktur? Empirisch kann diese Frage nur grob behandelt werden, weil vergleichbare 
detaillierte volkswirtschaftliche Daten dazu erst seit den 1990er Jahren existieren, also einem 
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Zeitpunkt, zu dem die Herausbildung dieses Typs wirtschaftlicher Entwicklung bereits abge-
schlossen war und seine Erosion begonnen hatte. Für die relativ grobe Branchenstruktur der 
1950er und 1960er Jahre lässt sich ein Rückgang der Landwirtschaft (kapitalistische Trans-
formation des traditionellen Sektors) zu Gunsten der gewerblichen Wirtschaft feststellen. Der 
Dienstleistungssektor wächst bis in die 1970er-Jahre etwa so schnell wie die gewerbliche 
Wirtschaft, in den 1980er-Jahren und danach aber erheblich schneller.  
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Tabelle 3: Wachstumsraten der Wertschöpfung der Branchen (preisbereinigt, Kettenindex) 


BIP-Zyklen 


Alle Branchen 


Wachstumsraten 
preisbereinigt 


Land- und Forst-
wirtschaft,  


Fischerei 


verarbeitendes  


Gewerbe 
Baugewerbe 


Handel und  


Gastgewerbe  


Verkehr,  


Nachrichten 


Finanzierung,  


Vermietung,  


Unternehmens-
dienstleistungen 


andere öffentliche 
und private  


Dienstleistungen 


1951-1958 8,30 3,34 11,13 9,23 7,94 6,54 8,00 7,00 


1959-1967 4,82 1,91 5,70 4,78 5,42 4,01 7 5,50 


1968-1975 3,61 1,77 3,81 -0,11 3,24 3,19 5,21 5,64 


1976-1982 2,42 2,56 1,63 0,25 2,48 4,19 4,44 2,94 


1983-1993 2,73 -0,02 1,28 1,02 3,52 3,68 5,01 2,31 


1994-2003 1,71 0,08 1,38 -2,66 2,07 3,48 3,01 1,54 


2004-2009 1,96 3,63 4,18 -0,96 2,05 3,85 1,66 0,76 
         


bis 1975 5,63 2,35 6,96 4,83 5,62 4,62 5,21 5,64 


ab 1976 2,26 1,02 1,86 -0,69 2,66 3,77 3,84 2,01 


Mittel 3,66 1,63 3,99 1,71 3,90 4,11 3,96 2,46 


 
Der Anteil der Landwirtschaft geht erheblich zurück, nach 1980 sinkt auch der Anteil der Industrie. Diese Entwicklung wird zuweilen als Schrumpfung 
interpretiert. Das ist falsch, weil man in einer Volkswirtschaft keine funktionale Rangordnung der Branchen aufstellen kann – es sei denn, es handelt 
sich um Zweige, die ausschließlich Luxusgüter darstellen, also weder als Produktionsmittel noch zur Reproduktion der Arbeitskraft benötigt werden, 
(Sraffa 1978: 26). Die Landwirtschaft ist bezogen auf ihr Produktionsvolumen nicht geschrumpft, sie hat ihre Produktion von 1950 bis 2009 preis-
bereinigt sogar mehr als verdoppelt, verbunden mit einer gewaltigen Steigerung der Arbeitsproduktivität. Der Rückgang der Beschäftigtenzahl ist aus-
schließlich Ausdruck gestiegener Produktivität und nicht gesunkener Produktionsmengen.  
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Die Industrie hat ihr Produktionsvolumen preisbereinigt auf mehr als das Achtfache gestei-
gert. Da die Produktivität der Industrie aber noch schneller steigt als die Industrieproduktion, 
sinkt auch die Zahl der Erwerbstätigen in der Industrie, insbesondere nach 1975. Im Dienst-
leistungssektor ist die Produktion zu konstanten Preisen etwa in gleichem Maße wie in der 
Industrie gestiegen, nicht aber die Produktivität. Das liegt daran, dass in vielen Dienstleis-
tungsbereichen keine Steigerung der technischen Arbeitsproduktivität13 möglich ist, so in den 
meisten personenbezogenen Dienstleistungen, in der Wissenschaft und der Bildung. Ein Leh-
rer kann nicht Jahr für Jahr drei oder fünf Prozent mehr Schüler pro Stunde unterrichten und 
ein Arzt die Zahl der Patienten pro Tag nicht kontinuierlich steigern. Ein Industriearbeiter 
dagegen kann die Zahl der produzierten Produkte pro Stunde endlos steigern, durch Automa-
tion, durch neue Maschinerie, veränderte technische Abläufe und nicht zuletzt durch Wechsel 
zu anderen Produkten. Wirtschaftliche Entwicklung ist daher auch damit verbunden, dass der 
Anteil der Beschäftigung in solchen Zweigen mit den höchsten Möglichkeiten der technischen 
Produktivitätssteigerung relativ sinken muss, was aber gerade nicht für eine Bedeutungsmin-
derung spricht, sondern im Produktivitätssteigerungspotenzial dieser Branchen begründet ist.  


2.2. Lohnentwicklung im Teilhabekapitalismus  


Die Lohnentwicklung und der darüber vermittelte Massenkonsum sind qualitativ und quanti-
tativ die zentrale Form der Teilhabe in diesem Typ wirtschaftlicher Entwicklung. Der Unter-
suchung der Lohnentwicklung von 1950 bis heute haben wir daher einen eigenen Abschnitt 
gewidmet, dessen wichtigste Ergebnisse sind: 


1. Die Kopplung steigender Arbeitnehmereinkommen an die Entwicklung der volkswirt-
schaftlichen Arbeitsproduktivität lässt sich für die Zeit von 1950 bis 1975 eindeutig und zwei-
felsfrei nachweisen, und zwar sowohl für Deutschland als auch im internationalen Vergleich 
(Tabelle 4, international liegen vergleichbare Daten erst ab 1960 vor). In allen Ländern außer 
Griechenland, Korea und den USA14 lag die Rate der Lohnsteigerungen sogar leicht über der 
der Produktivität. Es gibt mehrere Hinweise darauf, dass dies vor dem Zweiten Weltkrieg 
nicht galt.15 Die Kopplung der Löhne an die Produktivitätsentwicklung scheint also (wie theo-
retisch unterstellt) eine sozioökonomische Neuerung des Nachkriegskapitalismus zu sein, die 
in den USA der 1940er-Jahre erstmalig systematisch etabliert wurde (Land 2009a: 75f), und 
die Schumpeter schon 1942 als neuartig bemerkte, aber mir großen Bedenken sah, weil er 
glaubte, eine so hohe Lohnentwicklung würde die unternehmerische Investitionstätigkeit un-
tergraben (vgl. Schumpeter 1996/1942: 381f, Land 2009b). 


2. Für alle Industrieländer ist dieser Zusammenhang für die Zeit nach 1975 gelockert, d.h. 
die Lohnsteigerungsrate liegt im Mittel leicht unter der Rate der Produktivitätssteigerung, in 
einigen Jahren erheblich darunter. Der Quotient aus Lohnsteigerung und Produktivitätssteige-
rung liegt zwischen 0,57 (Italien) und 0,95 (Dänemark) bzw. 0,98 (Korea). Der Quotient für 
Deutschland beträgt 0,79, d.h., die Lohnsteigerung betrug seit 1976 im Mittel 79 Prozent der 
Produktivitätssteigerung. Vor 1975 lag der Quotient bei 1,16. Wir interpretieren dies als Ero-


                                                 
13 Unter technischer Arbeitsproduktivität verstehen wir das Verhältnis des Produktionsergebnisses in sachlicher 


Form (Produktmenge in Stück oder anderen technischen Mengenausdrücken) pro Arbeitszeit, unter betriebs-
wirtschaftlicher Produktivität die betriebliche Wertschöpfung pro Arbeitseinheit, unter volkswirtschaftlicher 
Produktivität das Bruttoinlandsprodukt der Volkswirtschaft pro Erwerbstätigem bzw. pro Arbeitsstunde.  


14 Griechenland und Korea hatten noch starke traditionelle Sektoren. Die USA haben für 1960 bis 1975 einen 
Wert von 0,92. Sie hatten die höchsten Lohnsteigerungen aber vor Beginn des Beobachtungszeitraums, näm-
lich in den 1940er- und 1950er-Jahren. In den 1960-Jahren machten sie eine Wirtschaftskrise durch, die über-
durchschnittlich zu Buche schlägt. Der Wert wäre mit hoher Wahrscheinlichkeit auch größer 1, wenn Daten 
für 1950er- und 1940er-Jahren einbezogen worden wären. Leider liegen dafür aber keine vergleichbaren Da-
ten vor.  


15 Hoffmann gibt für Deutschland 1,9 % als Durchschnitt für 1850 bis 1950 (ohne Berücksichtigung von Kriegs-
jahren) an und resümiert, dass „in der Vorkriegszeit das reale Arbeitseinkommen langfristig weniger zunimmt 
als die Arbeitsproduktivität.“ (Hoffmann 1965: 94, vgl. auch Helmstädter 1971: 194, 208f.) 
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sion der Lohnregulation des fordistischen Teilhabekapitalismus und als das wichtigste Um-
bruchsphänomen. 
 
Tabelle 4: Produktivität, Lohn pro Arbeitnehmer und  Quotient beiderfürdie Zeiträume 
1961-1975 und 1976-2009 im internationalen Vergleich  


 
Anmerkung: Wenn der Quotient aus Lohn pro Arbeitnehmer und Produktivität (Spalten 5 und 8) größer als 1 ist, 
sind die Löhne schneller gestiegen als die Produktivität, ist er kleiner als 1, so sind die Löhne langsamer gestie-
gen. 


 
3. Auch in Deutschland entkoppeln sich Lohn- und Produktivitätsentwicklung in den 


1980erJahren, zunächst aber in geringerem Maße als in Großbritannien und in den USA (vgl. 
Abb. 8). 
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Abb. 8: Durchschnittliche jährliche Steigerung der Realeinkommen in den Zyklen  


Quelle: Eigene Berechnungen, Datenbasis Ameco. 


 
Die Abbildung zeigt, dass Großbritannien nach 1976 die deutlichste Senkung der Realein-
kommensentwicklung durchmachte, dann folgen die USA, mit etwas geringerem Ausschlag 
sinkt auch in Deutschland und den anderen EU-Ländern die Reallohnentwicklung unter die 2- 
Prozent-Marke. In Deutschland gibt es dann nach 1990 noch mal eine Reallohnsteigerung, vor 
allem in Ostdeutschland und wegen der Sonderkonjunktur der deutschen Einheit auch in den 
alten Bundesländern. Nach 2000 ist in Deutschland eine nochmalige sehr starke Senkung der 
Reallohnentwicklung auf faktisch Null festzustellen – und das zu einem Zeitpunkt, zu dem 
nicht nur in Irland, sondern auch in Großbritannien, den USA, Frankreich und der EU insge-
samt die Zeit des Zurückbleibens der Reallohnentwicklung hinter der Produktivität zu Ende 
geht.  


Die folgende Abbildung 9 zeigt die Entwicklung der Arbeitnehmereinkommen und der 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen seit 1950 (1950=100), relativ zur Entwicklung 
der Produktivität. Zunächst sehen wir, dass bis etwa 1973 Löhne und Unternehmenseinkom-
men etwa parallel ansteigen, und zwar entsprechend der Entwicklung der Produktivität. Dabei 
liegen die Unternehmenseinkommen leicht über der Linie der Arbeitnehmereinkommen, die 
Lohnquote (Abb. 10) sinkt in den 1950er-Jahren leicht und stagniert in den 1960er-Jahren, 
aber ohne dass der Zusammenhang von Lohn- und Produktivitätsentwicklung beeinträchtigt 
wäre.  


Mitte der 1970er-Jahre fällt die Entwicklung der Unternehmenseinkommen zurück, stag-
niert faktisch, während die Lohneinkommen bis 1980 unverändert ansteigen und bis 1990 in 
etwas geringerem Maße weiter steigen. Daher liegt die Entwicklung der Lohneinkommen von 
1973 bis 1984 bei zwar steigender, aber noch moderater Arbeitslosigkeit über der der Unter-
nehmenseinkommen.  
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Abb. 9: Entwicklung der Arbeitnehmer und der Unternehmens- und Vermögensein-
kommen im Verhältnis zur Produktivität, 1950=100* 


 
 
 
Erst nach 1983 bis 1990 steigen die Unternehmenseinkommen wieder, diesmal deutlicher als 
vorher, sie steigen nun wieder schneller als die Löhne und auch deutlich schneller als die Pro-
duktivität. Hier zeigt sich zum ersten Mal die Erosion der Lohnregulation: die Unternehmens-
einkommen steigen deutlich schneller, die Löhne langsamer als die Produktivität. Diese Ent-
wicklung setzt sich mit einer kleinen Unterbrechung durch die deutsche Einheit bis heute fort, 
erfährt aber nach 2003 noch einmal eine dramatische Verstärkung. Jetzt heben die Unterneh-
menseinkommen völlig ab und verlieren den Bezug zur Produktivitätsentwicklung, wie um-
gekehrt die Arbeitnehmereinkommen real stagnieren, zeitweise sogar sinken und sich von der 
Produktivitätsentwicklung nach unten immer weiter entfernen. Die Effekte der Produktivitäts-
steigerung kommen seit 2000 fast ausschließlich den Unternehmens- und Vermögensein-
kommen zugute. Die Lohnregulation des fordistischen Teilhabekapitalismus ist nach 2004 in 
Deutschland faktisch suspendiert.  


Die entsprechende Entwicklung kann auch an der (bereinigten) Lohnquote verfolgt wer-
den, die in den 1950er Jahren leicht fällt, in den 1970er Jahren steigt, seit den 1980er Jahren 
wieder fällt – unterbrochen von der deutschen Einheit – und seit 2004 dramatisch abstürzt 
(vgl. Arbeitsgruppe 2012: 91ff.). 
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Abb. 10: Lohnquote Deutschland 


 
Ein weiterer wichtiger Gesichtspunkt ist die Entwicklung der Sozialtransfers, der Sozialleis-
tungen des Staates und des Staatskonsums. Zu den Merkmalen des Teilhabekapitalismus ge-
hörte, dass die Transfereinkommen, insbesondere die Altersrenten als der umfangreichste 
Transfer, ebenfalls mit der Produktivität steigen, in Deutschland vermittelt über ihre Bindung 
an die Lohnentwicklung. Die Sozialbeiträge (Renten-, Arbeitslosen-, Kranken- und Pflegever-
sicherung) sind bis 1975 im Mittel nominal um 22 Prozent gestiegen, das BIP nominal um 
knapp 10 Prozent. Diese überdurchschnittliche Steigerungsrate ist vor allem auf den Auf- und 
Ausbau der Rentenversicherung und des Gesundheitswesens zurückzuführen. Der Anteil der 
Sozialbeiträge am BIP stieg von 8 (1950) auf 22 Prozent in den 1970er Jahren. Seit den 
1980er Jahren bleibt die Steigerungsrate der Sozialbeiträge hinter der Wachstumsrate des BIP 
zurück, dementsprechend sinkt der Anteil am BIP wieder. Seit 1998 liegt die Wachstumsrate 
der Sozialbeiträge mit nominal 1,3 Prozent jährlich wegen der stagnierenden Lohnentwick-
lung trotz Beitragssatzsteigerungen deutlich unter der Inflationsrate, d.h. die finanzielle Basis 
des beitragsfinanzierten Sozialsystems schrumpft.  
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Tabelle 5: Sozialbeiträge in den Zyklen 


BIP-Zyklen Anteil am BIP 
Anteil am  


Volkseinkommen 


1951-1958 8,54 10,75 


1959-1967 10,04 12,76 


1968-1975 22,08 28,30 


1976-1982 22,32 28,76 


1983-1993 21,70 28,04 


1994-2003 19,45 26,10 


2004-2009 18,62 24,60 


   


1992-2009 19,09 25,43 


   


1950-1975 13,28 16,92 


1976-2009 20,78 27,19 


Mittelwert 17,47 22,66 


 
 
Ein ähnliches Bild zeigt die Entwicklung des Staatskonsums und der monetären Sozialleis-
tungen. Der Anteil aller Sozialleistungen am BIP betrug in den 1950er-Jahren rund 15 Prozent 
und Anfang der 1970er-Jahre rund 20 Prozent und er stieg nach 1975 auf derzeit 30 Prozent, 
ist also insgesamt auch schneller gestiegen als das BIP. Diese Steigerung ist auf den Anstieg 
monetärer Sozialleistungen auf Grund gestiegener Erwerbslosigkeit zurückzuführen.  
Tabelle 6: Sozialleistungsquote verschiedener Länder im Vergleich 
 Deutschland Belgien Frankreich Großbritannien Italien 


1959-1967 18,40 15,97 17,57  16,37 


1968-1975 22,98 19,70 19,71 16,58 17,90 


1976-1982 29,16 27,61 25,11 21,39 20,17 


1983-1993 27,35 27,98 27,86 24,06 23,32 


1994-2003 28,78 27,23 29,72 26,79 24,71 


2004-2007 29,50 29,50 31,40 26,55 26,20 


      


1950-1975 21,01 18,10 18,79 16,58 16,98 


1976-2007 28,39 27,75 28,08 24,51 23,24 


Mittelwert 26,04 24,68 25,12 23,19 21,68 


Quelle: Statistisches Taschenbuch 2009 (stb9_18). 


 
Die Versuche, die Sozialleistungsquote in den 1980er-Jahren wieder zu reduzieren, wurden 
durch die wachsende Arbeitslosigkeit und die zunehmenden sozialen Probleme konterkariert. 
Ein Vergleich mit den anderen Ländern zeigt, dass es sich dabei nicht um eine der deutschen 
Einheit geschuldete Besonderheit handelt, auch in Belgien, Frankreich, Großbritannien und 
Italien steigen die Sozialleistungen im Umbruch tendenziell schneller als das BIP. 
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Zwischenbetrachtung: Teilhabe im Teilhabekapitalismus  


Teilhabe bezog sich bislang auf die Lohnentwicklung, die volkswirtschaftlich größtenteils 
zum Arbeitnehmereinkommen gehörenden monetären und sachlichen Sozialleistungen und 
das damit gegebene quantitative Konsumvolumen der Bevölkerungsmehrheit. Dies sind auch 
die Parameter, in denen sich diese Art der Teilhabe volkswirtschaftlich ausdrückt. Die Beson-
derheit dieses Regimes wirtschaftlicher Entwicklung im Unterschied zu vorangegangenen 
Kapitalismustypen besteht nicht darin, dass der Lohn höher ist als zum bloßen Überleben nö-
tig wäre, auch nicht darin, dass er die bloßen Reproduktionskosten der Arbeitskraft über-
schreitet und auch nicht darin, dass er überhaupt steigt. Der Unterschied besteht darin, dass er 
im Maße der Produktivität steigt, und zwar systematisch, dauerhaft und regelrecht, also insti-
tutionell verankert – jedenfalls solange dieses Regime funktionierte. In 30 Jahren bis 1980 ist 
der Reallohn fast auf das Fünffache des Werts von 1950 gestiegen, in den darauf folgenden 30 
Jahren dagegen kaum noch. 


Aus der Marxschen Perspektive war für den Kapitalismus konstitutiv, dass die Effekte 
steigender Produktivität überwiegend dem Kapital zufließen (Marx, MEW 23: 338f), während 
die Lohnarbeiter im Grenzfall ein bloß gleich bleibendes Realeinkommensniveau hinnehmen 
mussten, das durch die sachlichen Reproduktionserfordernisse der Arbeitskraft bestimmt 
wird, ein historisch-kulturelles und moralisches Element eingeschlossen (ebd.: 185). Dies gilt 
für den fordistischen Teilhabekapitalismus nicht mehr: Kapital und Arbeit profitieren empi-
risch nachweisbar exakt in gleichem Verhältnis von der Produktivitätssteigerung, die Marx-
sche Mehrwertrate bleibt daher konstant, und zwar in allen entwickelten kapitalistischen In-
dustrieländern, nicht nur in Deutschland. Der volkswirtschaftliche Ausdruck dieser Art von 
Teilhabe über wachsende Löhne und wachsenden Konsum wird oft als bloß quantitativer Zu-
wachs missdeutet. Aber das wachsende BIP und die wachsenden Einkommen sind der quanti-
tative Ausdruck eines qualitativen Wandels der Produktions- und Lebensweisen. Es entsteht 
eine ganze Welt neuer Produkte, neuer Konsumgüter, anderer Infrastrukturen, anderer Woh-
nungen, Häuser, Städte, Geräte, Möbel und anderer Bedürfnisse und Lebensweisen, auch 
wenn diese „Konsumgesellschaft“ aus heutiger Sicht borniert und die Wohnanlagen, öffentli-
chen Gebäude und Möbel der 1960er Jahre als langweilige billige Massenware erscheinen. 
Damals waren sie der Gipfel der Modernität und Ausdruck der Emanzipation vom Elend der 
Kriegs- und der Vorkriegszeit.  


Zur Teilhabe im Teilhabekapitalismus gehören steigende Löhne und über den sich qualita-
tiv und quantitativ erweiternden Konsum hinausgehende Elemente wie Schutzrechte (Ar-
beits-, Unfall- und Gesundheitsschutz, Kündigungsschutz) und Mitbestimmungsrechte, darun-
ter zunächst die betriebliche Mitbestimmung, die 1952 mit dem Betriebsverfassungsgesetz 
neu konstituiert und 1972 und 1976 ausgebaut wurde. Diese Art der Teilhabe basiert auf stan-
dardisierten Inhalten und kollektive bzw. normierten Schutzrechten. Es bestehen aber keine 
oder nur sehr geringe Möglichkeiten für die Arbeitnehmer, die Entwicklungsrichtungen der 
Gesellschaft zu gestalten oder wenigstens mitzugestalten und mitzubestimmen.  


2.3. Außenhandel 


Zu den grundlegenden Merkmalen dieses Typs wirtschaftlicher Entwicklung gehört, dass der 
Außenhandel schneller wächst als die einzelnen Volkswirtschaften, also economies of scale-
Effekte durch komplementäre Entwicklung der Produktpaletten mobilisiert werden (Welthan-
del nach dem Muster komparativer Vorteile). Dies soll hier kurz empirisch belegt werden.  


In Tabelle 7 sehen wir für beide Zeiträume 1961-1975 und 1976-2009 (mit der irrelevanten 
Ausnahme Malta, einem Land dessen Binnenwachstum auf die Zunahme des Tourismus zu-
rückzuführen ist), dass in allen Ländern der Export und der Import schneller wachsen als das 
BIP. Es wird also mehr exportiert und auch mehr importiert, d.h. die Breite der im Inland her-
gestellten Produktpaletten nimmt ab, aber die Stückzahlen nehmen zu. Dies ist als Ausdeh-
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nung des Handels nach dem Prinzip komparativer Vorteile zu deuten, bei dem alle Handels-
partner zumindest der Möglichkeit nach positive Effekte für die Produktivitätsentwicklung 
realisieren können. Der Anteil des Exports bzw. des Imports lag für kleine Länder bei bis zu 
50 Prozent, für große wie Deutschland bei etwa 20 Prozent und für sehr große bei 5 Prozent 
(USA). Er stieg bis 2009 an, für kleine Länder auf Werte von 70 bis 80 Prozent, in Deutsch-
land auf inzwischen über 40 Prozent und in den USA auf über 10 Prozent.  


Bis in die 1970er Jahre war das Verhältnis von Exporten und Importen relativ ausgegli-
chen, d.h. auch für Länder, die traditionell exportorientierte Volkswirtschaften hatten, wuchs 
der Import in gleichem Maße wie der Import, so dass die Handelsbilanzen ausgeglichen blie-
ben. Ausnahmen waren Korea (Export wächst deutlich schneller als der Import) oder Spanien 
(Import wächst schneller als Export).  
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Tabelle 7: Steigerungsraten des BIP, des Exports, des Imports sowie Exportüberschüsse im internationalen Vergleich für 1961-1975 und 1976-
2009 


blau: Importüberschuss, rot: Exportüberschuss 
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Auch nach 1975 bleibt das Wachstum von Export und Import größer als das des BIP der ein-
zelnen Volkswirtschaften. Aber die Differenzen zwischen Export und Import wachsen: auf 
der einen Seite stehen Länder mit wachsenden Exportüberschüssen (Luxemburg, Irland, Nie-
derlande, Norwegen, Schweden, Deutschland), auf der anderen Seite solche mit wachsenden 
Importüberschüssen (USA, Griechenland, Spanien, Frankreich, Portugal, Großbritannien). 
Zugleich steigen die Handelsbilanzüberschüsse bzw. -defizite. Deutschland hatte 1998 einen 
Exportüberschuss von 1,36 Prozent des BIP, 2007 betrug dieser 7 Prozent. Die Länder der 
Europäischen Union ohne Deutschland hatten 1998 einen Exportüberschuss von 1,76 Prozent, 
2008 ein Defizit von einem Prozent. 


Während das Wachstum von Exporten und Importen über dem Wachstum des BIP eine 
florierende Wirtschafts- und Handelsentwicklung belegen, solange beide in gleichem Maße 
wachsen, belasten Export- bzw. Importüberschüsse das internationale Finanzsystem, weil sie 
zu unausgeglichenen Handelsbilanzen und wachsenden Gläubiger- bzw. Schuldnerpositionen 
führen. Wir sehen darin ein Umbruchsphänomen, das mit einer Veränderung der Spielregeln 
des internationalen Handels zusammenhängt: Während der fordistische Teilhabekapitalismus 
im Kern auf Spielregeln komparativer Vorteile bei der Expansion der Massenproduktion unter 
Nutzung der economies of scale beruhte, bei denen alle Handelspartner der Möglichkeit nach 
Produktivitätseffekte realisieren konnten, hat sich mit der sogenannten Globalisierung seit den 
1980er Jahren das Modell des Wettbewerbsstaates durchgesetzt, bei dem die Marktteilnehmer 
versuchen, durch Wettbewerbsvorteile (Lohnniveau, Steuerniveau, Regelungsdichte, Umwelt- 
und Sozialstandards usw.) anderen Marktanteile wegzunehmen, also Effekte durch Umvertei-
lung anstreben. Ein solches Welthandelssystem kann langfristig nicht stabil sein, weil die sich 
ständig ausdehnenden großen Gläubiger- bzw. Schuldnerpositionen niemals durch Handel 
ausgeglichen werden können und früher oder später zu platzenden Finanzblasen führen müs-
sen.  


Deutschland wies fast immer einen leichten Außenhandelsüberschuss auf, der seit den 
1960er-Jahren bis 1984 aber fast immer unter drei Prozent lag. Zwischen 1980 und 1990 
wuchs er auf über fünf Prozent, ging dann in Folge der deutschen Einheit wegen des Außen-
handelsdefizits der neuen Bundesländer und dem großen Bedarf Ostdeutschlands wieder zu-
rück. Seit 1994 stiegen Exporte und Importe wieder auf 47 bzw. 40 Prozent des BIP (2008). 
Der seit 2000 neuerlich entstandene Außenhandelsüberschuss ist mit über sieben (2007) bzw. 
sechs (2008) Prozent des BIP so hoch wie noch nie.  


Die Bundesrepublik Deutschland verfolgte seit der Bewältigung der Zahlungsbilanzkrise 
1950/51 eine stabilitätsorientierte merkantilistische Außenwirtschaftspolitik verfolgt (vgl. 
Herr 1992: 193, 334f.). Der Kern dieser Politik besteht in dem Versuch, die innere Stabilität 
der Währung durch eine rigide geldpolitische Bekämpfung der Inflation zu sichern und mit 
einer Unterbewertung der Währung im Ausland in Einklang zu bringen. Möglich gemacht hat 
dies die Deutsche Bundesbank, indem sie die Aufrechterhaltung der Währungsstabilität der D-
Mark und deren periodisch unabwendbare nominale Aufwertung systematisch mit einer rea-
len Abwertung verbunden hat. Dadurch wurden die deutschen Exporte „gestützt“ und die Im-
porte nach Deutschland „verteuert“. Die Europäische Zentralbank setzt heute diese Politik 
unter veränderten Bedingungen fort, bloß dass jetzt in den Exportüberschussländern, allen 
voran Deutschland, an die Stelle der nationalen restriktiven Geldpolitik lohnpolitische und 
finanzpolitische Maßnahmen treten, um die Inflation niedrig zu halten, was einem währungs-
politischen Abwertungseffekt gleichkommt.  


Die merkantilistische außenwirtschaftliche Strategie der Bundesrepublik während der 
1950er und 1960er Jahre bildete eine willkommene Ergänzung zur produktivitätsorientierten 
Lohnregulation und trug insofern nicht unerheblich zum Entwicklungserfolg des deutschen 
Wirtschaftsmodells bei. Bis Ende der 1960er Jahre stiegen zudem die Preise für Industriegüter 
schneller als für Energie und Rohstoffe, so dass sich die Terms of Trade positiv entwickelten. 
Dies kehrt sich im dritten Zyklus, zu Beginn der 1970er Jahre, dann jedoch um: jetzt fallen 
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die Terms of Trade, da der Preisanstieg der Importe, insbesondere nach den Ölpreisschocks, 
nun den Preisanstieg der Exporte übertrifft. Im Verlaufe der 1980er Jahre kommt es hier zwar 
zu Anpassungsreaktionen, so dass sich die Terms of Trade vorübergehend wieder verbessern. 
Seit Ende der 1980er Jahre entwickeln sich Ausfuhr- und Einfuhrpreisindex in etwa parallel, 
so dass die Austauschrelationen stabil bleiben, die zu Beginn der 1970er Jahre erfolgte 
Trendumkehr aber war irreversibel. Für die nicht Rohstoffe exportierenden Volkswirtschaf-
ten, insbesondere auch für Deutschland, bedeutet dies eine fundamentale Veränderung ihrer 
außenwirtschaftlichen Rahmenbedingungen.  


2.4. Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 


Dieses Thema wird an anderer Stelle ausführlicher behandelt (siehe zum Beispiel SOEB I), 
hier soll nur ein für den makroökonomischen Zusammenhang relevanter Aspekt behandelt 
werden. 


Für die Beschäftigung bis in die 1970er Jahre war eine relativ ausgeglichene Entwicklung 
typisch, die als Vollbeschäftigung bezeichnet wird. Die Arbeitslosigkeit war nur so hoch, wie 
durch konjunkturellen Schwankungen und Strukturwandel unvermeidlich, es gab keine bzw. 
eine nur sehr geringe und nicht auf volkswirtschaftliche Probleme zurückzuführende chroni-
sche Unterbeschäftigung. Ein Sozialsystem, das kurze Arbeitslosigkeit (einige Monate) über-
brückt und durch Strukturwandel freigesetzten Arbeitskräfte mit Umschulungen und Mobili-
tätshilfen wieder in die Erwerbsarbeit zurückbringt oder Erwerbslosigkeit durch Vorruhestand 
beendet, ist für diese Entwicklung angemessen und ausreichend.  


 
Abb. 11: Erwerbslosenquote 1951 bis 2009, Deutschland 


 
Dies wird im Umbruch bekanntlich anders. Seit Mitte der 1970er Jahre steigt die Arbeitslo-
senquote auf mehr als das Doppelte, vor allem aber verändert sie sich qualitativ. Die in den 
Rezessionsphasen der Konjunkturzyklen wachsende Arbeitslosigkeit wird in den anschlie-
ßenden Prosperitätsphasen nur noch eingeschränkt abgebaut. Es entsteht seit den 1970er Jah-
ren eine von Zyklus zu Zyklus wachsende Sockelarbeitslosigkeit über die eine Vielzahl von 
wissenschaftlichen Analysen und Interpretationen vorliegt. Damit sind neuartige soziale Prob-
lemlagen verbunden: Langzeitarbeitslosigkeit, Maßnahmekarrieren, Überflüssigkeit und Per-


0


5


10


15


20


25


20
09


20
07


20
05


20
03


20
01


19
99


19
97


19
95


19
93


19
91


19
89


19
87


19
85


19
83


19
81


19
79


19
77


19
75


19
73


19
71


19
69


19
67


19
65


19
63


19
61


19
59


19
57


19
55


19
53


19
51


Deutschland


Westdeutschland


Ostdeutschland







Ulrich Busch / Rainer Land Leibniz Online,14/2012 
Teilhabekapitalismus   S. 25 v. 67 


 


 


spektivlosigkeit. Aber nicht das Phänomen der Sockelarbeitslosigkeit an sich ist in diesem 
Zusammenhang von Bedeutung, sondern die zu ziehende Schlussfolgerung: die für die Bear-
beitung von Konjunkturschwankungen und Strukturwandel entstandenen institutionell ver-
fassten Sozialsysteme, insbesondere die Arbeitslosenversicherung und die aktive Arbeits-
marktpolitik, sind nun nicht mehr in der Lage, die Regulation des Erwerbssystems konsistent 
sicherzustellen. Dies unterscheidet den Umbruch von der Aufstiegsphase.  


3. Umbruch als Zusammenhang von Erosion und Demontage des 
Teilhabekapitalismus 
3.1. Umbruchphänomene 


Im vorangegangenen Abschnitt wurden die konstitutiven Merkmale des fordistischen Teilha-
bekapitalismus als Regime wirtschaftlicher Entwicklung der Nachkriegszeit dargestellt: Mas-
senproduktion und Massenkonsum, produktivitätsorientierte Lohnentwicklung, Welthandel 
mit komparativen Vorteilen in einem globalen Regime der Massenproduktion, an dem 
Deutschland in der besonderen Rolle eines Herstellers diversifizierter Qualitätsprodukte teil-
nimmt. Bei der empirischen Darstellung wurde diese Entwicklungsweise an volkswirtschaftli-
chen Datenreihen gezeigt, aber auch schon angesprochen, dass sich seit den 1970er Jahren 
Erosionserscheinungen bemerkbar machen und wichtige Regulationszusammenhänge in den 
1980er Jahren und danach gestört oder suspendiert sind. Rekapitulieren wir zunächst diese 
Phänomene, an denen sich Erosion, Niedergang und Umbruch zeigen: 
 
1.  Seit Mitte der 1970er Jahre halbieren sich die Wachstumsraten der Produktivität und des 


Bruttoinlandsprodukts, und zwar mehr oder weniger in allen kapitalistischen Industrielän-
dern (und auch in den staatssozialistischen Industrieländern). 


2.  Die Lohnentwicklung, die bis Ende der 1970er Jahre in hohem Maße an der Produktivi-
tätsentwicklung orientiert war, fällt deutlich hinter die Produktivitätsentwicklung zurück, 
stagniert in manchen Jahren und scheint mit Beginn des neuen Jahrhunderts weitgehend 
von der Produktivität abgekoppelt. 


3.  Im Welthandel wachsen die Außenhandelsanteile weiter, aber es entstehen zunehmend 
Handelsbilanzdifferenzen, weil einige Länder, insbesondere Deutschland, anhaltende Ex-
portüberschüsse, andere anhaltende Importüberschüsse aufweisen, einige daher Gläubiger-
positionen aufbauen, andere sich zunehmend verschulden müssen, um am Welthandel teil-
nehmen zu können. Das System der komparativen Vorteile wird dadurch konterkariert. 


4.  Die Preisentwicklung zwischen Fertigprodukten einerseits und Rohstoffen und Energie 
andererseits kehrt sich Ende der 1960er bis Ende der 1970er Jahre um, die Terms of Trade 
verschlechtern die Wettbewerbssituation vor allem der Produktionsmittelproduzenten und 
der Hersteller technisch komplexer Massenproduktionsgüter gegenüber den Rohstoff- und 
Energielieferanten (außer landwirtschaftlich produzierte Rohstoffe). 


5.  Seit Mitte der 1970er Jahre funktioniert die Regulation des Erwerbssystems nicht mehr 
konsistent, die Arbeitslosenquote wächst über die Schwankungsreserve hinaus, eine von 
Zyklus zu Zyklus wachsende Sockelarbeitslosigkeit und neue, aus „Überflüssigkeit“ (Bude 
2008) resultierende soziale Problemlagen und soziale Segregationen bestimmen das Bild – 
wie oben dargestellt.  


 
Die folgenden Tabellen fassen die Gesamtentwicklung noch einmal zusammen. 
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Tabelle 9-1: Wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands in Zyklen (wichtige Kennzif-
fern) 


 
Die Tabelle 9-1 zeigt den Rückgang der preisbereinigten Wachstumsraten und den nach 1975 
noch stärkeren Rückgang des Wachstums des Konsums, und zwar sowohl des privaten Kon-
sums wie des Staatskonsums. Die Entwicklung des Konsums liegt im Mittel in der Größen-
ordnung des BIP-Wachstums, vor 1975 knapp darüber, ab 1976 im Mittel knapp darunter. Die 
Investitionen liegen deutlich unter der Wachstumsrate des BIP bzw. der Produktivität. (3,11 
zu 3,46 bzw. 3,70, wobei die Investitionen vor allem Anfang der 1990er Jahre (Ostdeutsch-
land) und nach 2004 (Exportboom) darüber lagen. Die Differenz zwischen Kapitalmarktzins 
und BIP-Wachstum zeigt mit einem negativen Vorzeichen die Dominanzumkehr von der 
Sachkapital- zur Finanzkapitalverwertung seit den 1970er Jahren an (vgl. Busch 2009b). 
 


 


In Tabelle 9-2 sind die Daten zur Entwicklung der Arbeitnehmer-, der Vermögens- und Un-
ternehmenseinkommen relativ zu den Wachstumsraten der Produktivität, des BIP und des 
Volkseinkommens dargestellt, die im Abschnitt 2.2. behandelt wurden. Die in Spalte 8 relativ 
zu Spalte 4 erkennbare Entwicklung der Arbeitnehmereinkommen liegt nach 1975 deutlich 
unter der Produktivität (3,09 zu 3,63), obwohl in diesen Zeitraum außerordentliche Lohnstei-
gerungen in Ostdeutschland erfolgt sind. Aber auch für die Periode vor 1975 liegt die nomina-
le Lohnentwicklung knapp unter der Produktivitätssteigerung (8,65 zu 8,94 Prozent jährlich). 
Dies widerspricht scheinbar der o.g. Feststellung, dass die Arbeitnehmereinkommen vor 1975 
im Durchschnitt knapp über der Produktivität gestiegen seien. In Tabelle 9-2 haben wir es mit 
nominalen Werten zu tun, die Feststellung im Abschnitt 2.2. bezog sich auf die Realeinkom-
men. Preisbereinigt ergibt sich eine knapp über der Produktivitätssteigerung liegende Ent-
wicklung, weil die Verbraucherpreisindizes fast immer kleiner sind als der BIP-Deflator. Ta-
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belle 9-3 zeigt die in 2.2. beschriebene Entwicklung der Sozialleistungen und des Außenhan-
dels.  
 
Tabelle 9-3: Veränderungen der Anteile am BIP in Zyklen 


 
 
Zwischenfazit: 
Die volkswirtschaftlichen Phänomene des Umbruchs sind allgemein bekannt, meist als soge-
nannte Wachstumsschwäche, und die damit verbundenen Tendenzen (Lohn, Sozialausgaben, 
Handel) sind grundsätzlich beschrieben, ihre Existenz wird nicht bestritten. Offen und um-
stritten sind aber die Ursachen. Wir betrachten diese Entwicklung als Umbruch, der makro-
ökonomisch durch ein Modell beschrieben werden sollte, das den Zusammenhang von Erosi-
on und Demontage darstellt. Dabei betrachten wir Erosion als einen Prozess, der eine der es-
sentiellen objektiven Voraussetzungen der fordistischen Massenproduktion auflöst und somit 
unabhängig von den Akteursstrategien zu einem schleichenden Verlust der innovativen Po-
tenzialität dieses Regimes wirtschaftlicher Entwicklung führt, was sich schleichend in sinken-
den Steigerungsraten der Produktivität äußern muss – allerdings über viele Vermittlungen.  


Demontage nennen wir hingegen Prozesse, die auf Strategien der verschiedenen Akteure, 
globaler wie nationaler – zurückzuführen sind und die vermittelt über die Interaktionen der 
Akteure das Regulationssystem des Teilhabekapitalismus zerstören. Beide Prozesse zusam-
men erklären auf volkswirtschaftlicher Ebene den Umbruch, weitere Elemente einer Umbru-
cherklärung gehören dann in speziellere Kapitel wie Betrieb, Unternehmen, Konsummuster 
usw.  
 


3.2. Erklärungen des Umbruchs in der Debatte 


Welche Erklärungen für Erosion und Niedergang der Regulation wirtschaftlicher Entwicklung 
werden diskutiert?  
1. Eine mögliche Erklärung liefern Heiner Flassbeck und Friederike Spiecker in einer Viel-


zahl von Artikeln und zwei Büchern (vgl. Flassbeck/Spiecker 2007: 171, Flassbeck 2009). 
Aus ihrer Sicht sind es politisch-strategische Fehlentscheidungen16, die zur Erosion der 
Lohnregulation, der Sozialpolitik und der Finanzpolitik geführt haben und die das interna-
tionale Handels- und Finanzsystem schwer geschädigt haben, insbesondere Entscheidun-
gen der Deutschen Bundesbank und der Europäischen Zentralbank (EZB), Strategien der 
Politik seit den 1980er Jahren, darunter insbesondere die Deregulierung der Finanzmärkte, 
die Lohnmoderation und die Agenda 2010 der Schröder-Regierung, und Strategien der Un-


                                                 
16 „Kurz und gut: Arbeitslosigkeit ist kein Schicksal, sondern Politikversagen, basierend auf einer ungeeigneten, 


falschen ökonomischen Theorie [...] Das hätte alles nicht sein müssen.“ (Flassbeck/Busch/Land 2008:8) 
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ternehmerverbände und der Banken. Dahinter sehen sie eine politisch-kulturelle Verände-
rung: die Durchsetzung der neoklassischen Wirtschaftslehre und ein neoliberales Gesell-
schaftsverständnis, das seit den späten 1970er Jahren an Einfluss gewann. 
Die Beschreibung der Funktionsweise des Wirtschaftssystems unter den Bedingungen von 
Lohnzurückhaltung und der damit verbundenen Gefahren für den Welthandel, die interna-
tionalen Währungs- und Finanzmärkte und die Europäische Union halten wir für überzeu-
gend. Ihre Sicht hat aber eine Krux: es gibt nur subjektive, keine objektiven Ursachen. 
Korrigiert man die Fehlentscheidungen, dann würde alles wieder laufen wie zuvor. Diese 
Sicht teilen wir nicht. Zwar sehen wir auch, dass die von Flassbeck/Spiecker beschriebenen 
Fehlentwicklungen durch Kräfteverhältnisse, Handeln und Entscheiden sozialer und politi-
scher Akteure zustande gekommen sind, sehen dahinter aber einen unhintergehbaren ob-
jektiven Erosionsprozess. Aus unserer Sicht ist die Erklärung von Flassbeck und Spiecker 
eine korrekte Teilerklärung, die aber für sich nicht hinreichend ist.  


2. Eine weitere diskutierte Erklärung ist die Globalisierung, also die Entstehung neuer globa-
ler deregulierter globaler Märkte, global organisierter Produktionscluster (Lutge), multina-
tionaler Unternehmen usw. Wir halten diese These für richtig, soweit damit ein Aspekt der 
Demontage beschrieben wird. Allerdings ist es falsch, die Globalisierung als einfach gege-
ben vorauszusetzen und den Umbruch aus der Globalisierung abzuleiten. Dann wird näm-
lich die Globalisierung zu einer letzten sich selbst erklärenden Ursache gemacht. Das aber 
lehnen wir ab. In unserer Sicht ist die Globalisierung eine Komponente des Umbruchs, die 
auf veränderte Produktionsbedingungen und veränderte Akteursstrategien (der Unterneh-
men, der Finanzmarktakteure, der Staaten, der Arbeitnehmerorganisationen u.a.) zurückzu-
führen ist. Natürlich entstehen diese neuen Strategien, die wir unten als Demontage näher 
beschreiben, als Reaktion auf ähnliche Strategien anderer Akteure: weil die einen deregu-
lieren, müssen es die anderen auch. Weil die einen deregulieren, müssen die anderen Ver-
teidigungswälle aufbauen usw. 
Das ist richtig, aber dabei darf man wissenschaftlich nicht stehen bleiben. Die Frage ist, 
warum setzen sich seit den 1970er Jahren solche Strategien vermehrt durch und warum 
war das vorher nicht der Fall. Wir gehen davon aus, dass die Tendenz zur Deregulation im 
Interesse einzelwirtschaftlicher Vorteile zu Lasten volkswirtschaftlicher Entwicklung und 
weltwirtschaftlicher komparativer Effekte immer ein Aspekt der Kapitalverwertungsinte-
ressen war, ist und bleibt, sich aber erst im Umbruch in diversen Demontagestrategien ge-
gen die ebenfalls vorhandenen Interessen an gesamtwirtschaftlichen Effekten und Win-
Win-Konstellationen durchsetzt. Dies wäre dann erklärungsbedürftig. Globalisierung ist 
aus unserer Sicht keine letzte Ursache, sondern ein Moment in dem komplexen Erklä-
rungszusammenhang unseres Umbruchsmodells.  


3. Eine weitere mögliche Erklärung ist die Tertiarisierungsthese. Diese geht davon aus, dass 
in den 1970er Jahren der Übergang aus der Industrie- in die Dienstleistungsgesellschaft er-
folgte bzw. seinen Höhepunkt hatte. Daran können volkswirtschaftlich zwei Argumente 
festgemacht werden: Erstens ist ein großer Teil der Dienstleistungen nicht zu technischen 
Produktivitätssteigerungen in der Lage (vgl. dazu Fußnote in 2.2. oben). Aus unserer Sicht 
ist zwar eine Verschiebung des Verhältnisses von Industrie und Dienstleistungen bei der 
Wertschöpfung und bei den Beschäftigtenzahlen zu konstatieren, wir lehnen dies aber als 
zentrale Erklärung für den Umbruch ab. Sie modifiziert die sozialstrukturelle Entwicklung 
und ist daher eher als eine den Umbruch begleitende Tendenz, nicht aber als ursächliches 
Umbruchphänomen selbst, darzustellen. Es ist nicht schlüssig, warum eine langsame Ver-
schiebung der Relation von Industrie und Dienstleitungen die Grundlagen der fordistischen 
Sozioökonomie untergraben sollte. Das wäre nur dann der Fall, wenn man die Ausdehnung 
des Dienstleistungsbereichs als Bedeutungsverlust der Industrie interpretiert, was aus unse-
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rer Sicht aber nicht zutrifft, denn sie ist auf eine überdurchschnittliche Produktivitätssteige-
rung der Industrie gegenüber den Dienstleitungen zurückzuführen.17  


Als weitere mögliche Erklärungen wurden die Unterkonsumtionstheorie (nach Hobson 1902) 
und die Überproduktionstheorie (nach Marx) vorgeschlagen, die sinkende Kapitalproduktivi-
tät (resp. steigender Kapitalkoeffizient) – nach unserer Analyse der Daten empirisch nicht 
nachweisbar – und damit verbunden die Theorie des tendenziellen Falls der Profitrate (Marx). 
Wir lehnen diese Ansätze bzw. Theorien als Erklärungen des Umbruchs ab, unabhängig da-
von, welchen Erklärungswert sie in anderen Kontexten haben mögen. 


Von Historikern wird in der Regel auf multiple Ursachenfelder verwiesen (vgl. Jarausch 
2004, 2007). André Steiner führt folgende Ursachen an: das Rekonstruktions- und Aufholpo-
tenzial, die Angebotsbedingungen, haben sich im Zeitverlauf verschlechtert, die Sachkapital-
intensität stieg, daher sank die Grenzproduktivität des Kapitals, der Preisauftrieb bei Öl und 
Rohstoffen verschlechterte die Verwertungsbedingungen, die Mobilität der Beschäftigten hat 
sich verringert, zunehmend gesättigte Konsumgütermärkte und anspruchsvollere Konsumen-
ten förderten die Abkehr von Massenprodukten, das fordistische Produktionsmodell hat seine 
Grenzen erreicht. Zudem war die Deagrarisierung abgeschlossen und die Tertiarisierung be-
gann (Steiner 2006: 346f). Aus unserer Sicht würden wir einigen der angeführten Ursachen 
zustimmen, anderen widersprechen; eine multiple Sicht auf einen historischen Umbruch ist 
aber sicher richtig.  


Wir wollen allerdings versuchen, in dem vielschichtigen Geschehen eine Unterscheidung 
zu treffen: Zunächst wäre theoretisch zu prüfen, ob (a) solche Prozesse identifiziert werden 
können, die einen lange funktionierenden Zusammenhang, das Regulationssystem des Teilha-
bekapitalismus, zwingend auflösen, also auch zu Suchprozessen nach einem Pfadwechsel füh-
ren. Sie wären dann von solchen Prozessen (b) zu unterscheiden, die keine Erosion des Teil-
habekapitalismus zur Folge gehabt hätten, aber unabhängig davon eine modifizierende Wir-
kung haben. Dann gehören in eine multiple Betrachtung natürlich auch Prozesse, die (c) zu-
nächst selbst Folgen der Erosion des Teilhabekapitalismus sind, aber im Geschehen selbst 
wieder auf die ursächlichen Prozesse zurückwirken und die Gestalt des Umbruchs äußerlich 
erheblich beeinflussen und gestalten könnten, während die eigentlichen Ursachen verborgen 
bleiben. Im Folgenden werden wir versuchen, dies skizzenhaft darzustellen.  


Unsere Erklärung des Umbruchs besteht also in einem komplexen multifaktoriellen ge-
danklichen Modell, bei dem allerdings die „Faktoren“ nicht einfach summiert, sondern in ei-
nen Zusammenhang gestellt werden. Die fünf makroökonomischen Komponenten dieses Mo-
dells sind: 


(1) Die schleichende Erosion der Ressourcengrundlage des fordistischen Regimes wirt-
schaftlicher Entwicklung auf Grund negativer Skaleneffekte der hinter der Produktivitäts-
entwicklung zurückbleibenden Ressourceneffizienz, behandelt im Abschnitt 3.3, ein irre-
versibler und nicht abzuwendender Prozess. Er bildet den Hintergrund des globalen Vertei-
lungskampfes, in dem sich veränderte Akteurskonstellationen und Strategien herausbilden. 


Dann folgen u.E. wenigstens vier Demontageprozesse des fordistischen Regulationsregimes, 
die aus Akteursstrategien und den Wechselwirkungen verschiedener Akteursstrategien zu 
erklären sind. Aber nur vor dem Hintergrund der schleichenden Erosion der Produktivitäts-
grundlage (1) wird verständlich, warum sie sich durchsetzen und zwingend zur Demontage 
des fordistischen Regulationsregimes führen – und warum sie in Zeiten einer funktionieren-
den fordistischen Dynamik durch das Regulationssystem unter Kontrolle gehalten werden 
konnten. Dies sind:  


(2) Suspendierung der produktivitätsorientierten Einkommensregulation; 


                                                 
17  Andre Steiner (2006: 347) untersucht und problematisiert diese These: „Die Konsequenz aus diesen Befunden 


muss sein, das Konzept des sektoralen Strukturwandels in Frage zu stellen und zu historisieren.“ (348) 
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(3) Suspendierung der Einkommensgrundlage des Sozialstaats, teilweise als Folge der 
Suspendierung des Lohnsteigerungsregimes, teilweise aber auch direkt durch politisch 
durchgesetzten Abbau;  
(4) Suspendierung des fordistischen Welthandelsregimes durch den Wettbewerbsstaat und 
die Deregulation der Weltmärkte;  
(5) Transformation des Systems zum Finanzmarktkapitalismus. 


Dieser Zusammenhang von Erosion und Demontage erklärt u. E. komplex und hinreichend 
die Umbruchkonstellation, die sich seit den 1970er und 1980er Jahren in allen entwickelten 
Industrieländern und in der Weltwirtschaft herausgebildet hat. Nur durch die Erosionsthese 
wird der Hintergrund der Demontagestrategien deutlich, wird verständlich, warum sie sich 
durchsetzen konnten und warum sie irreversibel sind, es also nicht einfach möglich ist, zu 
dem alten Regulationsregime zurückzukehren.  


Andrerseits wird der Umbruchsverlauf durch die Akteurskonstellationen, deren wechsel-
seitige Aktionen und die daraus resultierenden Demontagestrategien bestimmt und ist in ho-
hem Maße kontingent. Damit ist auch klar, dass der Umbruchsverlauf keinesfalls eine rationa-
le Reaktion auf die Erosionsprozesse darstellt und daher nicht, auch nicht tendenziell oder 
teilweise, auf die Überwindung der Entwicklungsschranken und die Wiederherstellung des 
alten oder eines neuen funktionierenden Regimes wirtschaftlicher Entwicklung zielt. Es ist 
natürlich möglich, dass sich im Umbruchgeschehen unter vielen Akteursstrategien, die sub-
jektiv mehr oder weniger auf eine Überwindung der Umbruchsprobleme aus der Perspektive 
des jeweiligen Akteurs bzw. der jeweiligen Akteursgruppe zielen mögen, auch solche befin-
den, von denen man später wird sagen können, dass sie Elemente eines die Umbruchsproble-
me tatsächlich überwindenden neuen Regimes wirtschaftlicher Entwicklung geworden sind. 
Das aber ist Folge sozioökonomischer Selektionsprozesse im Kampf um Ressourcen und um 
die Durchsetzung von Strategien. Es ist nicht Folge der Intention oder der rationalen Ent-
scheidung der Akteure. Deren Strategien sind Versuche, mit der schleichenden Erosion ir-
gendwie klar zu kommen, ihre eigenen Interessen dabei zu wahren und die eigenen Existenz-
grundlagen zu erhalten. Einigen wird dies gelingen, andere gehen im Umbruch unter.  


Ein weiterer grundlegender Prozess (6) gehört u.E. vielleicht in ein makroevolutionstheore-
tisches Modell des Umbruchs: es ist der vorn angesprochene Wechsel im Teilhabemodus, der 
Übergang von einem eher standardisierten zu einem eher individualisierten Teilhabemuster.  


Dieser Prozess (6) hat seinen Gründe zunächst (aber nicht nur) im beschriebenen makro-
ökonomischen Lohnregime, das durch eine produktivitätsbezogene Steigerung der Löhne das 
alte kapitalistische Regulationsregime, die Orientierung der Löhne an den Kosten für die Re-
produktion der Arbeitskraft, durchbrach. Mit der Verfünffachung der Reallöhne entstand ein 
umfangreicher Fonds von Konsumressourcen, deren Verwendung für einen sehr großen Teil 
der Bevölkerung nicht mehr dominant durch die ökonomischen Zwänge der Reproduktion der 
Arbeitskraft bedingt war. Historisch erstmalig verfügten die sogenannten arbeitenden Volks-
massen, die Bevölkerungsmehrheit, nicht nur eine kleine Elite, über disponible Ressourcen, 
die sie nach individuellen Präferenzen ohne ökonomische Zwänge einsetzen konnten und mit 
denen der Möglichkeit nach ein Regime individueller Entwicklung neben dem weiter notwen-
digen, aber nicht mehr dominanten Regime der Reproduktion der Arbeitskraft in den Arbeit-
nehmerhaushalten und den Lebenswelten der Individuen entstehen könnte. Die Möglichkeit 
ist noch nicht die Wirklichkeit. Die tatsächliche Disposition dieses freien Einkommensfonds 
muss zwischen den Interessen des Kapitals an der Funktionalisierung des Massenkonsums 
einerseits (vgl. Baumann 2009) und dem Kampf emanzipatorischer und neuer sozialer Bewe-
gungen um Vielfalt, Autonomie und Selbstbestimmung der Lebensweise ausgekämpft wer-
den.  


Der seit den 1960er Jahren und in den 1970er Jahren enorm wachsende Anspruch auf 
Selbstverwirklichung und Individualität, über die eigenen Lebensinhalte – und zunehmend 
auch über die Inhalte und die Art der Ausführung der Arbeit – selbst entscheiden oder mitent-
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scheiden zu können, überschritt zunächst die Möglichkeiten des fordistischen Massenproduk-
tionsregimes. Individualitätsentwicklung durch Teilhabe wird erst im Umbruch ein Thema 
neuer sozialer Bewegungen. In gewisser Weise könnten die flexible Spezialisierung und die 
diversifizierte Qualitätsproduktion als Ausdruck der Suche nach einer neuen technologischen 
Basis für seit den 1970er Jahren entstehende eher individualisierte Teilhabeformen gedeutet 
werden, als Suche nach einer neuen Vermittlung zwischen Massenproduktion und selbstbe-
stimmter Gestaltung der neuen individuellen Lebenswelten, Konsumformen und -inhalte, die 
über das fordistische Teilhaberegime hinausweisen. 


Die damit verbundene Veränderung des Teilhabemodells kann nicht ohne Bezug auf le-
bensweltlichen Konstellationen und neue soziale Bewegungen verstanden werden. Zudem 
sind die Forschungen, die erforderlich wären, um die Transformation des Teilhabemodells 
sozialökonomisch verstehen zu können, bislang unzureichend und nicht abgeschlossen. Bei 
der Einordnung dieses Prozesses in ein Umbruchmodell gibt es aus unserem heutigen Er-
kenntnisstand zwei Möglichkeiten: Entweder handelt es sich hierbei um einen wichtigen, re-
levanten Prozess, der den Verlauf des Umbruchs in hohem Maße mitbestimmt, aber hinsicht-
lich der Ursachen des Umbruchs nicht damit zusammenhängt und für sich analysiert keinen 
Umbruch begründen würde. So würde man vorgehen müssen, wenn der Verlauf der Trans-
formation des Teilhabemodells selbst nicht als eine das fordistische Regulationsregime auflö-
sende Tendenz verstanden bzw. modelliert werden könnte.  


Würde man hingegen die Tendenz zur individualisierten Teilhabe- (und natürlich auch in-
dividualisierten Risiko- und Sicherungsmodellen) und die entsprechenden Orientierungen und 
Erwartungen als zu den essentiellen Bedingungen der fordistischen Regulation im Wider-
sprich stehend behandeln müssen, so wäre diese Tendenz selbst als eine den Umbruch nicht 
nur modifizierende aufzufassen, sondern als einer der den Umbruch auslösenden verstärken-
den Faktoren – im Zusammenhang mit den anderen genannten. Aus unserer heutigen Sicht 
gibt es gute Argumente für die eine wie für die andere Hypothese – eine Entscheidung, wel-
che zutreffend ist, kann erst durch die Forschung, nicht nur die empirische, sondern auch die 
theoretische Forschung, gefällt werden. 
 
4. Umbruch als Erosion  


4.1. Negative Skaleneffekte der Massenproduktion 


Wir gehen davon aus, dass die wichtigste Produktivitätsressource des fordistischen Teilhabe-
kapitalismus, die Produktivitätssteigerung durch positive Skaleneffekte, durch dessen eigene 
Entwicklung untergraben wird. Die Voraussetzung, ohne die keine Massenproduktion expan-
dieren, keine Lohnsteigerungen und kein Massenkonsum entfaltet werden können, ohne die 
Massenproduktion und Lohnsteigerungen nicht mit Kapitalverwertung vermittelt und verein-
bart werden können, wird auf eine unvermeidliche und irreversible Art und Weise untergra-
ben, und zwar durch negative Skaleneffekte.  


Gegen Ende der 1960er Jahre und vor allem in den 1970er Jahren nehmen diese negativen 
Skaleneffekte u.E. so stark zu, dass sie die positiven Skaleneffekte der Arbeitsproduktivitäts-
steigerung durch Massenproduktion untergraben – und zwar weltweit. Die positiven Skalenef-
fekte bestehen weiter, aber die entgegenwirkenden negativen Effekte, die noch in den 1950er 
und 1960er Jahren klein, wenn auch schon spürbar waren, werden seit den 1970er Jahren der-
art groß, dass sie sich auf die resultierende wirtschaftliche Entwicklung auszuwirken beginnen 
und die positiven Effekte der economies of scale schließlich weltwirtschaftlich und volkswirt-
schaftlich aufheben. Vor allem: diese negativen Skaleneffekte steigen bei wachsender Produk-
tion immer weiter an, auch gegenwärtig und in der absehbaren Zukunft. 


Was sind negative Skaleneffekte? Positive Skaleneffekte liegen vor, wenn die Kosten pro 
Produktionseinheit sinken, je mehr produziert wird, weil nicht stückbezogene allgemeine 
Kosten – in der fordistischen Massenproduktion sind das vor allem Kosten für Forschung und 
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Entwicklung und für Maschinerie, Anlagen und Infrastruktur, aber auch für Verwaltung und 
Vertrieb – auf mehr Produkte verteilt werden. Positive Skaleneffekte sind besonders dann von 
Bedeutung, wenn der Anteil allgemeiner Kosten hoch und der stückbezogener Kosten gering 
ist, beispielsweise viel für Forschung oder Produktionsanlagen und wenig für Material ausge-
geben werden muss. 


Das Umgekehrte gilt bei negativen Skaleneffekten. Negative Skaleneffekte liegen vor, 
wenn das zweite Stück teurer ist als das erste, weil bestimmte Kostenbestandteile umso höher 
werden, je mehr man produziert. Traditionell sind diese Skaleneffekte aus der Landwirtschaft 
bekannt. So bauen Johann Heinrich von Thünens „Kreise“ auf negativen Skaleneffekten auf, 
die durch die Entfernung der Agrarproduktion vom Verbraucher entstehen. Marx entwickelte 
seine Grundrententheorie (Differenzialrente I) auf der Voraussetzung negativer Skaleneffekte 
durch die Inbetriebnahme weniger fruchtbarer Böden bei wachsender Produktion. 


Auf den ersten Blick mag es scheinen, dass negative Skaleneffekte selten sind und sich auf  
Sonderfälle beschränken. Sie sind aber universell. Die Frage, welche Kostenbestandteile in 
der industriellen Massenproduktion unaufhebbare negative Skaleneffekte hervorrufen, ist heu-
te nicht mehr schwer zu beantworten. Die industrielle Massenproduktion nach dem Zweiten 
Weltkrieg hat den Produktionsausstoß weltweit vervielfacht. In fast gleichem Maße wurden 
mehr Rohstoffe und Energie benötigt und Abprodukte in Form von Emissionen (einschließ-
lich Müll) aller Art erzeugt. Alle Rohstoffe einschließlich der Energierohstoffe und der Depo-
nien für Emissionen aber verursachen negative Skaleneffekte, weil die zusätzlichen Rohstoffe 
tiefer liegen, weitere Wege zu den Lagerstätten und Deponien zu bewältigen sind und die 
Aufbereitung mehr Mittel kostet. Zudem steigen die Preise auf Märkten, die eine steigende 
Nachfrage nicht durch wachsende Angebote bedienen können. Tendenziell herrscht also 
Mangel an Energie, Rohstoffen und an Deponien für die Emissionen, beispielsweise, weil die 
Emission von CO2 beschränkt und an den Kauf von möglicherweise knapper werdenden Zer-
tifikaten gebunden ist.  


Diese negativen Skaleneffekte waren in den meisten Fällen zunächst gering. Aber die be-
nötigten und genutzten Ressourcen, Rohstoffe, Energie und Emissionen sind in der Regel 
endlich, auch wenn dies erst sichtbar wird, wenn der Bedarf in die Größenordnung der vor-
handenen Ressourcen kommt. Die Vervielfachung des Bedarfs an Rohstoffen, Energie und 
Deponien im Zuge der Expansion der fordistischen Massenproduktion hat nun den Bedarf 
einiger weltweit wichtiger Ressourcen in die Nähe der jeweiligen Ressourcen bzw. Tragfä-
higkeitsgrenzen gebracht.  
– Schon in den 1960er Jahren wurde die direkte Zerstörung der Umwelt durch die Industrie 


zu einem ökonomischen und sozialen Problem: Flüsse, Gewässer, saurer Regen, Müllde-
ponien. Allerdings konnten diese scheinbar klassischen Umweltprobleme vergleichsweise 
schnell gelöst werden, und zwar einerseits durch Bearbeitung der Umweltschäden (z.B. 
Flusssanierung) und zum anderen durch Veränderung bzw. Ergänzung der Produktions-
technik (Filter, Änderung der Verfahren). Umweltschutz schien die hinreichende Lösung. 


− Das erste globale Problem neuer Art war das Ozonloch. Die Tragfähigkeitsgrenze der At-
mosphäre für FCKW wurde erreicht. In gewisser Weise waren die negativen Skaleneffek-
te der Nutzung von FCKW größer als die positiven, allerdings nur auf einer weltwirt-
schaftlichen bzw. volkswirtschaftlichen Ebene, nicht betriebswirtschaftlich, nicht für die 
Hersteller und nicht für die Nutzer von FCKW. Die Lösung war ein internationales Verbot 
und das Ersetzen dieser Stoffe durch andere, das heute mit Einschränkungen (z.B. für 
China) weltweit gilt. 


− Im Laufe der 1960er Jahre näherte sich der Verbrauch von Erdöl zunehmend dem Produk-
tionspotenzial. Erdöl wurde immer teurer, der steigende Preis führte zu Kartellierung, 
Monopolbildung und wachsender Spekulation. Es kam zu den ersten Ölkrisen 1973 und 
1978ff. Gleichzeitig wurde erkennbar, dass die Endlichkeit der fossilen Energieträger 
überhaupt – und die Endlichkeit anderer wichtiger Rohstoffe – als künftiges Problem der 
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weiteren Industrialisierung ungelöst ist. Steigende Energie- und Rohstoffkosten, wachsen-
de Unsicherheit, politische und auch militärische Auseinandersetzungen um Rohstoffe 
prägten das Bild seither. Zwar gelang es, durch politischen Druck, den Energiepreis für ca. 
20 Jahre wieder zu drücken und temporär neue Ressourcen zu erschließen (Nordseeöl bei-
spielsweise), aber das Grundproblem blieb bestehen und seit den 1990er Jahren macht es 
sich wieder zunehmend bemerkbar. 


− Eine weitere Zuspitzung erfährt das Problem negativer Skaleneffekte von Energie, Roh-
stoffen und Emissionen mit den Erkenntnissen über die vom Menschen verursachten Kli-
maveränderungen. Hier geht es nicht mehr um singuläre Knappheiten oder lokale Schä-
den. CO2 ist eigentlich ein Naturstoff. Vielmehr wird erkennbar, dass eine Industriepro-
duktion mit globalen Ausmaßen, die Ressourcen in der Größenordnung der Naturkreisläu-
fe nutzt, nach einem grundlegend anderen Prinzip funktionieren muss als die bisherige 
industrielle Massenproduktion. Industrieelle Produktion nach dem alten Prinzip funktio-
nierte so, dass man nahm, was es in der Natur gab und zurückführte, was übrig blieb oder 
nicht mehr gebraucht wurde. Solange der Stoff- und Energieumsatz der Menschheit klein 
war gegenüber denen von Naturkreisläufen, erzeugte dieses Naturverhältnis kein globales 
Problem, allenfalls lokale, die man schlimmstenfalls durch Abwanderung lösen konnte. 
Heute aber wird klar, dass industrielle Produktion künftig prinzipiell und in jeder Hinsicht 
umweltkompatibel sein muss. Es dürfen nur Stoffe und Energie aus der Natur entnommen 
bzw. in die Natur abgeben werden, die sich funktional vollständig in die Naturkreisläufe 
einbetten. Es dürfen keine Stoffe in die Natur abgegeben werden, die in der Natur nicht 
vorhanden sind. Die Größenordnung der Entnahme und Abgabe, also des Energiever-
brauchs, des Rohstoffverbrauchs und der Emissionen darf auch bei wirtschaftlichem 
Wachstum nicht steigen, muss in Bezug auf viele Ressourcen und Emissionen sogar abso-
lut sinken, so beim CO2 , anderen Treibhausgasen und vielen anderen Emissionen. Die Er-
haltung der Natursysteme und die Gestaltung der Schnittstellen zwischen Industrie und 
Natur wird selbst Teil der Forschung und Entwicklung neuer Produkte und Verfahren. 


Alle drei Problemkreise, klassische Umweltschäden, Tragfähigkeitsgrenzen bei Ressourcen 
und Kompatibilitätsprobleme an den Schnittstellen zwischen Gesellschaft, Wirtschaft und 
Natur, haben negative Skaleneffekte zur Folge; negative Skaleneffekte, die bei wachsender 
Massenproduktion zunehmen, wie die positiven Skaleneffekte auch. Die Frage ist nur, wo die 
Kurven sich schneiden, also wann global gesehen und im Mittel die negativen Skaleneffekte 
in die Größenordnung der positiven angewachsen sind oder diese weltwirtschaftlich sogar 
überschreiten. Bekanntlich wird vermutet, dass die sogenannten externen Effekte der industri-
ellen Umweltzerstörung und des globalen Bevölkerungswachstums, also negative Skalenef-
fekte, die sich in betriebswirtschaftlichen Kostenrechnungen nicht niederschlagen, sondern in 
den Kassen der Allgemeinheit oder der Betroffenen, bereits heute die Gewinne der Industrie-
produktion überschritten haben könnten, so dass die Weltwirtschaft heute schon per Saldo mit 
Verlust arbeitet.  


4.2. Empirische Belege 


Im Folgenden wollen wir dafür eine Reihe von empirischen Belegen darstellen, die allerdings 
weder erschöpfend sein können, noch einen definitiven empirischen Beweis erbringen kön-
nen. Für einen Beweis müsste man die positiven und die negativen Skaleneffekte weltwirt-
schaftlich berechnen bzw. ein Modell der weltwirtschaftlichen Entwicklung haben, das diese 
Skaleneffekte berücksichtigt. Dies ist aber bislang nicht möglich, weil theoretische Voraus-
setzungen, Modelle und Daten dafür nicht gegeben sind und auf absehbare Zeit auch nicht 
verfügbar sein werden – vor allem nicht, wenn es um Effekte geht, die nur in langen Zeitrei-
hen erkennbar sind. Möglich sind Plausibilitätsannahmen zur Veranschaulichung unserer 
Thesen.  
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4.2.1. Verbrauch und Effizienzentwicklung bei Naturressourcen in Deutschland 


In gesonderten Ausarbeitungen werden die Daten für den Verbrauch wichtiger Naturressour-
cen (Primärenergieverbrauch, Rohstoffverbrauch, Wasserentnahme und -abgabe, Treibhaus-
gase, Versauerungsgase, Abfall und Siedlungs- und Verkehrsfläche) in Relation zur Entwick-
lung des BIP und der Arbeitsproduktivität analysiert. Datengrundlage ist die Umweltökono-
mische Gesamtrechnung des Statistischen Bundesamtes in der Fassung von 2007. Dabei stel-
len wir fest, dass die wirtschaftliche Entwicklung bis in die 1970er und 1980er Jahre fast aus-
schließlich mit einem fast proportional steigenden Ressourcenverbrauch verbunden war, also 
extensiv erfolgte.18 Dies entspricht exakt unserer These. In den 1980er Jahren aber gibt es ers-
te Anzeichen für eine Veränderung. Der Ressourcenverbrauch steigt bezüglich einiger Res-
sourcen nicht mehr so schnell wie die Produktivität und das BIP, die allerdings auch mit ge-
ringerem Tempo steigen als noch in den 1960er Jahren. Bei den Versauerungsgasen wird 
erstmalig eine Umkehr erkennbar: die Ressourceneffizienz steigt in den 1980er Jahren deut-
lich schneller als das BIP, daher gehen die Emissionen absolut zurück, in Deutschland nach 
2000 fast auf Null. Im Laufe der folgenden zwei Jahrzehnte wird eine dominant intensive Re-
produktionsweise auch bei anderen Naturressourcen erreicht. Wir werten dies einerseits als 
Ausdruck dafür, dass in den 1960er und 1970er Jahren tatsächlich Tragfähigkeitsgrenzen er-
reicht wurden, was wahrscheinlich unstrittig ist. Dies würde unsere These vollauf belegen. 
Zweitens sind dies erste Anzeichen dafür, dass die Transformation in einen ressourceneffi-
zienten Typ wirtschaftlicher Entwicklung versucht wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


                                                 
18 Unter extensiver Entwicklung verstehen wir ein Wachstum, bei dem Input und Output in gleichem Maße 


wachsen. Intensives Wachstum findet Ausdruck in der Veränderung von Relationen, wie der Arbeitsprodukti-
vität (BIP pro Arbeitsstunde) oder der Ressourceneffizienz (Energie pro BIP). Daher verändert sich auch das 
Verhältnis von Input und Output, der Output wächst schneller als der Input, unter Umständen wächst der Out-
put bei quantitativ konstantem oder sogar sinkendem Input. Intensives Wachstum ist aber immer mit einer 
Veränderung der Qualität der Prozesse, Ressourcen und Produkte verbunden, weshalb dafür zuweilen auch 
der Terminus qualitatives Wachstum verwendet wird.  
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Abb. 12: Jährliche Veränderung des Verbrauchs wichtiger Ressourcen in Dekaden. .  


 
Quelle: StatBA: Umweltgesamtrechnung 2007. 


 
Abbildung 12 zeigt, dass über den Gesamtzeitraum (1961-2006) nur bei den Versauerungsga-
sen die Steigerung der Effizienz größer als das wirtschaftliche Wachstum war. In den 1960er 
Jahren wachsen faktisch alle Ressourcennutzungen extensiv, auch in den 1970er Jahren über-
wiegt noch die extensive Komponente, aber schon in den 1980er Jahren wachsen der Primär-
energieverbrauch, der Rohstoffverbrauch und die Emission von Treibhausgasen nicht mehr. 
Die intensive Komponente verstärkt sich in den 1990er Jahren weiter, allerdings muss dieser 
Effekt teilweise auf die Deindustrialisierung und die Modernisierung der ökologisch rück-
ständigen Betriebe in Ostdeutschland zurückgeführt werden. Diese Einmaleffekte konnten 
deshalb im folgenden Zeitraum (2000-2006) nicht wiederholt werden. Der Primärenergiever-
brauch stieg nach 2000 trotz gesunkenen Wirtschaftswachstums wieder etwas an, auch die 
Senkung des Verbrauchs anderer Ressourcen fällt nicht mehr so hoch aus wie in der Vorde-
kade. Lediglich bei Abfall, Wasser und Abwasser, die vorher nicht so günstige Entwicklungen 
aufwiesen, sind nach 2000 Fortschritte zur vorangegangenen Dekade zu konstatieren.  
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Abb. 13: Durchschnittliche Veränderung der Ressourceneffizienz im Vergleich mit der 
Veränderung der Arbeitsproduktivität. Bis 1990 alte BRD, ab 1991 Deutschland  


 
Quelle wie Abb. 12. 


 
Mit der Jahrhundertwende (2000) wurde in Deutschland rechnerisch der Übergang zu einem 
überwiegend intensiven Reproduktionstyp, bezogen auf die Naturressourcen, eingeleitet. Die 
Ressourceneffizienz steigt außer bei der Siedlungsfläche schneller als die Produktivität. Es ist 
aber nicht gesichert, dass es dabei auch bei ggf. wieder deutlich ansteigenden Wachstumsra-
ten bleibt. Zudem reicht das Maß der Effizienzsteigerung für einen Wechsel des Entwick-
lungspfades, für einen neuen, ressourcenintensiven Typ wirtschaftlicher Entwicklung, bei 
Weitem noch nicht aus. Trotzdem könnte diese Tendenz auf ein neues Reproduktionsregime 
des Kapitalismus verweisen, dessen zentrale Entwicklungsressource nicht mehr die Arbeits-
produktivität, sondern die Ressourceneffizienz wäre. Wenn man das annimmt, wäre der Um-
bruch nicht nur Erosion des fordistischen Teilhaberegimes auf Grund negativer Skaleneffekte 
der Ressourcenbelastung, sondern zugleich auch der Suchprozess nach einem diese Grenze 
überwindenden Evolutionsmodus.  


4.2.2. Preise und Terms of Trade. Weltwirtschaft 


Im Folgenden soll die Entwicklung des Rohölpreises, der Preise für Energie und Rohstoffe 
überhaupt und der Terms of Trade näher analysiert werden. 
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Abb. 14: Preisentwicklung für Rohstoffe und Energie 1960 – 2006 


 
 
Abb. 15: Terms of Trade für Deutschland 1970 - 2006 


 
Abb. 14 und 15: Quelle der Daten: HWWI Rohstoffpreisindex, Deutsche Bundesbank 1988, Universität Münster, 
eigene Berechnungen 


Dabei zeigt sich, dass in den 1970er-Jahren eine dramatische Umkehr der Situation zu bemer-
ken ist. Die Energie- und Rohstoffpreise steigen auf mehr als das Doppelte und die Terms of 
Trade verschlechtern sich zu Ungunsten der Exporteure von Fertigprodukten. Beides interpre-
tieren wir als Ausdruck der bereits in den 1960er Jahren angewachsenen negativen Skalenef-
fekte der Massenproduktion, die in externen Schocks – den Ölkrisen der 1970er Jahre – auf-
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brechen und die Weltwirtschaft irreversibel verändern. Zwar konnten die Auswirkungen in 
den 1980er Jahren teilweise kompensiert und korrigiert werden – nicht zuletzt durch politi-
schen Druck auf die Ölexporteure, Erschließen neuer Ölquellen, allerdings kaum durch stei-
gende Ressourceneffizienz und absolut sinkenden Verbrauch von Energie, Rohstoffen und 
Emissionen. In den Abbildungen ist zu erkennen, dass sich die Preise und die Terms of Trade 
nach 1984 wieder auf das Niveau vor den Schocks hin bewegen. Aber seit 1999 steigen die 
Preise wieder, überschreiten den vorherigen Höchststand und haben im Jahr 2008 vor der 
Wirtschaftskrise alle Rekorde gebrochen. 


Diese Entwicklung zeigt u.E., dass die Weltwirtschaft bezogen auf Energie und einige an-
dere wichtige Rohstoffe seit den 1970er Jahren in der Nähe der Tragfähigkeitsgrenze operiert, 
also die Wachstumsdynamik der fordistischen Massenproduktion nicht beibehalten kann. 
Auch die Debatte über den Peak Oil, das globale Olfördermaximum, das im Juli 2006 erreicht 
worden sein soll, kann als Beleg herangezogen werden.  
 
5. Umbruch als Demontage des Teilhabekapitalismus 


5.1. Reaktionen der Akteure 


Die Ölkrisen von 1973-1975 und 1979-1981 waren der erste dramatische Ausdruck des Kern-
problems des fordistischen Entwicklungsregimes: Ressourcen, vor allem fossile Energie, eini-
ge Rohstoffe und Reservoirs für Emissionen, wurden knapp. Zwar waren die Ölkrisen unmit-
telbar die Folge politisch motivierter Preispolitik der erdölexportierenden Staaten der OPEC, 
aber diese wäre natürlich unmöglich gewesen, wenn es weltweit und auch in anderen Regio-
nen genügend Öl gegeben hätte. Die Tatsache, dass wichtige Öl- und Rohstoffressourcen in 
den entwickelten Industrieländern schon verbraucht waren oder nur zu bis dahin untragbaren 
Kosten erschlossen werden konnten, war die Voraussetzung für die politische Funktionalisie-
rung des Ölpreises. Insofern brach in den Ölkrisen nicht nur ein aufgestautes politisches Prob-
lem, sondern auch ein aufgestautes Ressourcenproblem plötzlich aus. Allerdings hatte diese 
außenpolitische Oberflächengestalt der Ölpreisexplosionen eine fatale Folge: es schien so, als 
bestünde die wichtigste Gegenstrategie darin, politischen Druck auf die Ölländer und andere 
Rohstoffexporteure zu machen, sie durch Veränderung von Weltmarktregeln, globale Finanz-
politik, politische Erpressung und Kriege zu zwingen, die von den Industrieländern benötigten 
Ressourcen wieder zu günstigen Konditionen bereitzustellen, was bis in die 1990er Jahre auch 
gelang. 


Die Ölkrisen waren der Ausgangspunkt eines weitreichenden wirtschaftspolitischen Strate-
giewechsels der Industrieländer, nicht nur und nicht zuerst in Deutschland, der eine Reaktion 
auf die Erosion des fordistischen Teilhabekapitalismus darstellt, die wir im Weiteren als De-
montage bezeichnen, weil zentrale Komponenten der Regulation des Teilhabekapitalismus 
außer Kraft gesetzt oder eingeschränkt werden. Es handelt sich um eine Reaktionsweise, die 
die Ursachen nicht beseitigt, die negativen Skaleneffekte der zurückbleibenden Ressourcenef-
fizienz nicht aufheben kann, die aber temporär zu einer Kompensation der Folgen zumindest 
für bestimmte Akteursgruppen führen kann.   
− Ausgangspunkt war die neomonetaristische Umsteuerung der Geldpolitik in den 1970er 


und 1980er Jahren, 
− es folgte die Suspendierung der produktivitätsorientierten Lohnpolitik seit den 1980er 


Jahren (einschließlich des Abbaus von Sozialausgaben, die ja volkswirtschaftlich fast 
vollständig Arbeitnehmereinkommen darstellen),  


− die Veränderung der Weltmarkstrategie: Globalisierung und Wettbewerbsstaat (der inter-
nationale Wettbewerb wird nicht mehr überwiegend mittels Innovationen, Funktions- und 
Arbeitsteilung und komparativen Vorteilen gestaltet, sondern als Wettbewerb um Welt-
marktanteile, ausgetragen über Standortkonditionen wie Steuer- und Lohnniveau, Sozial- 
und Umweltstandards, reduzierter Finanzmarktaufsicht, Steueroasen usw.)  
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− Entstehung globaler bzw. transnationaler Produktionsnetzwerke, Contract Manufacturung 
sowie Rekonstruktion fordistischer Strukturen in der internationalen Arbeitsteilung, 
dadurch Erosion herkömmlicher Arrangements auf betrieblicher, aber auch nationaler und 
regionaler Ebene (Lütche 2001, 2002, 2004) 


− Deregulierung der Finanzmärkte, die in einen Finanzmarktkapitalismus und schließlich 
die größte Weltfinanz- und Weltwirtschaftskrise seit 1929 führte. 


Einige der aus der Demontage resultierenden Tendenzen sind vorn bei der Behandlung der 
Komponenten des fordistischen Entwicklungsregimes bereits dargestellt worden: die Suspen-
dierung der produktivitätsorientierten Lohnentwicklung und die damit zusammenhängende 
Untergrabung der Finanzierung der Sozialsysteme im Abschnitt 2.2., die Veränderung des 
Welthandelsregimes im Abschnitt im Abschnitt 2.3. Die Veränderungen in Produktion und 
Unternehmen müssen weiter untersucht werden. In diesem Abschnitt ist noch die Entstehung 
des Finanzmarktkapitalismus als eine Folge der Demontagestrategien darzustellen. 
 


5.2. Finanzmarktkapitalismus und gegenwärtige Weltfinanzkrise 


Der gegenwärtige Finanzmarktkapitalismus verkörpert gegenüber dem traditionellen Finanz-
kapitalismus, wie er sich zu Beginn des 20. Jahrhunderts durch den Zusammenschluss von 
Bank- und Industriekapital herausgebildet hat, aber auch gegenüber dem bank- und kreditba-
sierten, korporatistischen und staatlich regulierten Industriekapitalismus der fordistischen Ära, 
ein eigenständiges Modell. Sein Auftreten markiert eine neue Stufe in der Evolution der kapi-
talistischen Produktionsweise, welche neue Wachstums- und Produktivitätspotenziale mobili-
siert, zugleich aber auch untrügliche Zeichen wirtschaftlicher und gesamtgesellschaftlicher 
Erosion erkennen lässt. Der Finanzmarktkapitalismus stellt ein ökonomisches System dar, in 
dem die Finanzmärkte und die auf diesen Märkten agierenden Akteure für die ökonomische 
Regulation und die gesamtgesellschaftliche Reproduktion eine herausragende Rolle spielen.  


Wichtige Impulse für die Durchsetzung des finanzmarktkapitalistischen Regimes gingen 
von einer grundlegend veränderten institutionellen Konfiguration aus: Wurde das ökonomi-
sche Beziehungsgefüge bisher wesentlich durch den Kredit, als einem Vertrag zwischen Bank 
und Unternehmen, dominiert, so rückt jetzt die Aktie ins Zentrum. Damit erfahren die Fi-
nanzmärkte, insbesondere die Kapitalmärkte (Börse), eine enorme Aufwertung. Ihre Funkti-
ons- und Verwertungslogik wird nunmehr bestimmend für die Wirtschaft insgesamt. Dies hat 
gravierende Auswirkungen auf die Akteursstruktur und die Interessenlage in der Gesellschaft. 
Waren bisher Kreditbanken und Manager der Produktionsunternehmen die zentralen Akteure 
im Wirtschaftsleben und deren Ziele einer langfristig-stabilen Kapitalakkumulation die be-
stimmenden Interessen, so geben jetzt die Kapitaleigner, die Aktionäre, den Ton an, vor allem 
die institutionellen Anleger, die Investmentgesellschaften, Investment- und Pensionsfonds, 
Versicherungen usw. Da diese international aufgestellt sind, erhält das gesamte Wirtschafts-
geschehen von vornherein eine globale, auf den Weltmarkt bezogene Ausrichtung. Zentrales 
Kontrollinstrument sind die Eigentumsrechte der Aktionäre, welche sich bei ihren Entschei-
dungen vor allem von kurzfristigen Renditeerwartungen und den Analysen internationaler 
Rating-Agenturen leiten lassen. Dem entspricht der Shareholder-Value als Steuerungsprinzip 
von Unternehmen und „Bindeglied zwischen einem unsteten, fragilen Umfeld und einer fle-
xiblen Produktionsweise, die diese Unsicherheiten in (betrieblichen) Organisationskontexten 
zu bearbeiten sucht“ (Dörre/Brinkmann 2005: 86f.). Zugleich trägt dieser Trend der Globali-
sierung Rechnung, indem sie mit einer Entnationalisierung des Kapitals, seiner Verwertung 
und Akkumulation, verbunden ist, wofür die Entflechtung der „Deutschland-AG“ steht.  


Ein weiteres Unterscheidungsmerkmal betrifft die Rolle, den Einfluss und die Machtbe-
fugnisse des Staates und der nationalen Finanzpolitik. Mit dem Übergang zum globalen Fi-
nanzmarktkapitalismus agiert der Staat zunehmend defensiv. Lediglich im Krisenfall wird er 
zum Akteur und „Helfer in der Not“. Dieses Engagement dient vor allem der Aufrechterhal-
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tung der finanzkapitalistischen Ordnung, der sozialen Befriedung der Bevölkerung und der 
Sozialisierung der Kosten, die durch die Krise und die Krisenprävention entstanden sind. In 
der Folge steigt die Staatsverschuldung massiv an, wodurch der Spielraum der Finanzpolitik 
eingeengt wird. Durch eine Reduzierung der Staatsausgaben, erzwungenes Sparen und Maß-
nahmen zur Begrenzung des Schuldenanstiegs („Schuldenbremse“) wird der Boden für eine 
dauerhafte Austeritätspolitik bereitet. Kontrastierend dazu realisiert die Finanzbranche schon 
bald nach der Krise wieder Maximalgewinne – ganz wie es vom Modell des Finanzmarktkapi-
talismus erwartet wird. 


Unter dem Regime flexibler Wechselkurse als Funktionsbedingung für globale Devisen- 
und Kapitalmärkte, der vollständigen Liberalisierung des Güter-, Personen- und Kapitalver-
kehrs, der Emission immer neuer Finanzprodukte (Derivate, Optionen, Swaps, Futures usw.) 
und der massenhaften Verbriefung von Forderungen und Verbindlichkeiten erfolgte eine 
Transformation des Finanzmechanismus, wodurch den nationalstaatlichen Steuerungsaktivitä-
ten und dem finanzpolitischen Instrumentarium der Staaten nach und nach der Boden entzo-
gen wurde. Eine Einschränkung der Rolle des Geldes und der monetären Instrumente ist hin-
gegen nicht zu beobachten. Eher das Gegenteil, auch wenn die Machtposition bestimmter 
Institutionen wie der Kreditbanken, der nationalen Finanzaufsicht und des Fiskus gegenüber 
früher geschwächt erscheint. Die starken Positionen haben nunmehr die Finanzmarktakteure 
inne, insbesondere die großen und global operierenden Kapitalgesellschaften, institutionellen 
Anleger und Rating-Agenturen. Dies wird auch quantitativ evident, indem die Finanzvolumi-
na, die von diesen bewegt und kontrolliert werden, den Umfang der Budgets mittelgroßer 
Staaten übersteigen und die Gewinne der Finanzbranche die Gewinne anderer Branchen weit 
übertreffen.19  


Im Lichte des Varieties-of-Capitalism-Ansatzes erscheint der finanzmarktkapitalistische 
Umbau als Übergang von einer „koordinierten“ zu einer „liberalen“ Marktökonomie (vgl. 
Hall/Soskice 2001). Dies scheint aus heutiger Sicht, nachdem das ganze Ausmaß dieser 
Transformation sichtbar wird, jedoch entschieden zu kurz gegriffen. Zum einen, weil der fi-
nanzmarktorientierte Umbau keineswegs nur das Regulationsregime betrifft, sondern funda-
mentale Determinanten der Wirtschaftsordnung. Zum anderen, weil mit dieser Transformation 
eine Bedeutungsverschiebung verbunden ist, die sich nicht allein auf die Finanzsphäre be-
schränkt, sondern die gesamte Wirtschafts- und Gesellschaftsverfassung betrifft.  


Der Übergang zum Finanzmarktkapitalismus impliziert eine Bedeutungszunahme des 
Geldkapitals gegenüber dem produktiven Kapital. Die Spezifik des Geldkapitals besteht aber 
darin, dass es, obwohl Moment des gesamtwirtschaftlichen Kreislaufs, Geldkapital ist, zins-
tragendes Kapital, sowohl seiner Form als auch seiner Verwertungslogik nach. Dies findet in 
der Formel G-G’ und der darin zum Ausdruck kommenden „eigentümlichen Zirkulation“ 
(Marx 1894: 352) seinen prägnantesten Ausdruck. Indem das Geldkapital im Finanzmarktka-
pitalismus zur bestimmenden Größe wird, wird der volkswirtschaftliche Gesamtprozess der 
spezifischen Verwertungslogik desselben, der Logik der Verzinsung, unterworfen. Das heißt, 
das Geldkapital und der ihm inhärente Zinsmechanismus bestimmen nunmehr die Funktions-
weise des Kapitalkreislaufs insgesamt, das Akkumulationsregime und die ökonomische Re-
produktion der Gesellschaft. Damit sind eine Reihe substanzieller Veränderungen im Repro-
duktions- und Verwertungsprozess des Kapitals verbunden: So kommt es zwangsläufig zu 
einer relativen „Entkopplung von Produkt- und Kapitalmarkt“ (Kühl 2003: 78) bzw. zu einer 
relativen „Verselbständigung“ der monetären gegenüber der realwirtschaftlichen Sphäre.20 
                                                 
19  So lag die Bilanzsumme der vier deutschen Großbanken 2010 bei mehr als 2.000 Mrd. €, die Gesamteinnah-


men des deutschen Staates dagegen nur bei 1.080 Mrd. € (Deutsche Bundesbank 12/2011: 24*, 54*). In den 
USA betrug der Anteil der Gewinne der Finanzbranche an den Gewinnen der Gesamtwirtschaft im Jahr 2007 
mehr als 40% (Peukert 2010: 64). 


20  Inwieweit eine solche Verselbständigung der Geldsphäre gegenüber der realen Ökonomie möglich ist bzw. 
tatsächlich zu konstatieren ist, bleibt umstritten. Vgl. dazu Heine/Herr 1996; Bischoff 2008. 
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Dies zeigt sich unter anderem in einer divergierenden Entwicklung, einem Auseinanderdrif-
ten, beider Sphären. Ferner in einer deutlichen Ausdifferenzierung der Finanzsphäre in eine 
Vielzahl unterschiedlicher Märkte, wovon die abgeleiteten, die sekundären und tertiären 
Segmente, die für die Gesamtentwicklung wichtigsten sind, was den (unzutreffenden) Ein-
druck einer absoluten Entkopplung beider Sphären hervorruft.  


In seiner terminologischen Bedeutung umfasst der Begriff Finanzmarkt den Geldmarkt (als 
Markt für kurzfristige Transaktionen von Liquiditätstiteln) und den Kapitalmarkt (als Markt 
für langfristige, vor allem der Investitionsfinanzierung dienenden Geldanlagen bzw. Kredite). 
Heute aber fächert sich bereits der Geldmarkt weit auf, indem zwischen Liquiditätstiteln ver-
schiedener Liquiditätsgrade und unterschiedlichen Fristen unterschieden wird. Hinzu kommen 
die Devisen- und Sortenmärkte, die zusammen den Währungsmarkt bilden. Allein hier belau-
fen sich die Umsätze auf ein Vielfachen des transnationalen Güterhandels. Zum Kapitalmarkt 
zählen neben den klassischen Kreditmärkten für Unternehmen, Regierungen und Privatperso-
nen der Primärmarkt für Wertpapiere, auf dem sich Unternehmen und Regierungen durch die 
Ausgabe von Aktien oder die Auflage von Anleihen über die Börse direkt beim Publikum 
finanzieren, der bedeutend größere Sekundärmarkt für Wertpapiere, auf welchem bereits 
emittierte Papiere gehandelt, be- und verliehen sowie besichert werden und der Markt für ab-
geleitete Finanzprodukte (Derivate), welche sich auf finanzielle Forderungen und Verbind-
lichkeiten in der Zukunft beziehen bzw. der Immunisierung gegen Zins- und Wechselkursän-
derungen dienen (vgl. Huffschmid 2002: 25). Das Handelsvolumen auf den internationalen 
Finanzmärkten hat sich in den letzten zwei Jahrzehnten explosionsartig vergrößert. So wuchs 
der Aktienhandel an den europäischen Wertpapierbörsen von 1990 bis 2000 auf das 
13,6fache, von 1,4 Billionen USD auf 19,1 Billionen USD. Gleichzeitig erhöhte sich die 
Marktkapitalisierung (der Kurswert der Aktien) in der Europäischen Union von 65% auf 
161% und in der Eurozone sogar von 21% auf 89% des BIP. In Deutschland lag dieser Wert 
1999 bei 67,8% (ECB 2001: 10; Beckmann 2007: 55). Besonders rasant gestiegen ist das 
Handelsvolumen bei Finanzinnovationen. Inzwischen übersteigt dessen Umfang das Volumen 
von Aktien und Anleihen bei Weitem. Zwischen 1987 und 1998 erhöhte sich das nominale 
Volumen der Derivate von 1,6 auf 65,9 Billionen USD. Das ist ein Anstieg auf das Vierzigfa-
che! Für 2001 wurde das Gesamtvolumen aller Finanzderivate auf mehr als 120 Billionen 
USD geschätzt. Ende 2007, bei Ausbruch der Finanzkrise, waren es bereits 596 Billionen 
USD (Der Spiegel 13.10.2008: 28). Arbeitstäglich werden an den Börsen Derivate im Umfang 
von mehr als zwei Billionen USD gehandelt. Dies entspricht einem Jahresumsatz von 696 
Billionen USD. Da nur rund ein Fünftel des Derivatehandels an den Börsen abgewickelt wird, 
vier Fünftel aber außerbörslich, ist der Gesamtumfang dieser Geschäfte noch weit höher. Al-
lein das Handelsvolumen der Zinsfutures lag 2001 bei 420 Billionen USD (Huffschmid 2002: 
52) und ist seitdem weiter gestiegen.  


Kein anderer Markt ist, was Produkte und Handelspraktiken anbetrifft, derart innovativ wie 
der Finanzmarkt. Finanzinnovationen verdrängen die klassischen Geld- und Kapitalmarkttitel; 
die Verbriefung von Krediten (Securitization) und der Handel mit derivaten Papieren ersetzt 
mehr und mehr das klassische Bankgeschäft. Auf diese Weise tritt der Kapitalmarkt an die 
Stelle der Banken. Aber selbst für diese werden die Einnahmen aus dem Wertpapierhandel, 
aus Fusionen und Börsenplatzierungen zunehmend wichtiger als das Einlagen- und Kreditge-
schäft. Dies führt zu Umstrukturierungen in der Finanzbranche, zu Neupositionierungen und 
Machtverschiebungen. Damit verbunden ist eine qualitative Neuausrichtung der Märkte, ihre 
zunehmende Integration und globale Vernetzung, die Komplexität und Kompliziertheit der 
Geschäftsmodelle, aber auch die Produktpalette, welche heute überwiegend Derivate und Fi-
nanzinnovationen enthält und nur noch zum kleineren Teil klassische Bankprodukte und -
leistungen.  


Auf diese Weise entstand neben dem primären, produktiven Verwertungsprozess ein se-
kundärer, spekulativer, größtenteils „fiktiver“ Prozess, der sich durch die Emission und Zirku-
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lation von Derivaten zudem „reflexiv vervielfältigt“ und der inzwischen den primären Prozess 
volumenmäßig übersteigt (Deutschmann 2005: 63). Hierin offenbart sich die im Finanz-
marktkapitalismus fortgeschrittene Trennung von Kapitaleigentum und Kapitalfunktion, fa-
talerweise aber auch der Vorrang des Rentiers, Finanzinvestors und Spekulanten gegenüber 
dem produktiven Unternehmer. Erscheinungsformen „fiktiven Kapitals“ sowie eine Flut von 
zum Teil zweifelhaften Finanzinnovationen werden zu Schlüsselgrößen für das Geschehen 
auf den Finanzmärkten; ihre Bewegungen, Kursschwankungen usw. generieren bedeutsame 
Ver- und Entwertungsprozesse und geben den Ausschlag für Prosperität oder Ruin.  


In diesem Zusammenhang kommt es zu eklatanten Verschiebungen in den Akteurs- sowie 
Macht- und Entscheidungsstrukturen: Aktionäre und Finanzinvestoren gewinnen an Einfluss, 
ebenso Analysten und Fondsmanager, während Industriemanager, Kreditbanker und Finanz-
politiker an Macht, Einfluss und Ansehen verlieren. Waren es früher vor allem Geschäftsban-
ken, Versicherungen und Unternehmer, die auf den Geld- und Kapitalmärkten Geschäfte tä-
tigten, so sind dies heute überwiegend institutionelle Anleger, Investment-, Hedge- und Pen-
sionsfonds, Investmentbanken, Off-Shore-Banken usw., welche hier enorme Vermögen ein-
setzen und diese (spekulativ) verwerten.21 Für 2006 wurde das derart verwaltete Vermögen 
weltweit auf mehr als 55 Billionen USD geschätzt. Das entsprach 70% des Gesamtumfangs 
der Geldvermögen von 78,7 Billionen USD. In Deutschland verdreifachte sich dieser Umfang 
zwischen 1990 und 2001 fast auf 1,47 Billionen USD. Auf die Europäische Union entfiel ein 
Vermögensumfang institutioneller Anleger von 15,6 Billionen USD (International Financial 
Services 2006: 4; DAI 2003: 08.8).  


In den einzelnen Ländern verteilt sich das institutionell verwaltete Vermögen sehr unter-
schiedlich: So entfällt in den USA der größte Teil auf Pensionsfonds, während in Deutsch-
land, Frankreich und Großbritannien rund 50% dieses Vermögens auf Versicherungen entfal-
len. Überall jedoch sind Umfang und Anteil der Investmentfonds spürbar gewachsen. In 
Deutschland erhöhte sich das Fondsvermögen von 5 Mrd. € 1970 auf 129 Mrd. € 1990. Im 
Jahr 2000, im Zenit der Börseneuphorie, waren es 932 Mrd. € (BVI 2002: 64). Die Rolle der 
institutionellen Anleger ist keineswegs auf Finanztransaktionen beschränkt; ihr Einfluss er-
streckt sich bis in die Politik. Sie geben global geltende Regeln für die Bonitätsbewertungen 
von Staats- und Unternehmensanleihen vor, definieren internationale Corporate Governance 
Codes, beeinflussen durch ihr Kaufverhalten die Wertentwicklung von Unternehmen und 
ganzen Branchen und unterstützen oder konterkarieren damit die Wirtschaftspolitik.  


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


                                                 
21  In den USA hielten die institutionellen Anleger 2005 Kapitalanlagen im Umfang von 26,5 Billionen USD, das 


entspricht mehr als dem Zweifachen des Wertschöpfungsvolumens (International Financial Services 2006: 4).  
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Tabelle 10: Zahl der Aktionäre und Fondsbesitzer in Deutschland (in 1000) 
 1988 1998 2000 2002 2004 2007 2010 2011 1. 


Hj. 
Aktionäre 3.192 4.515 6.211 5.000 4.605 4.047 3.654 3.693 
Fondsbesitzer - 3.185 8.365 8.637 7.843 7.947 6.036 6.085 
Gesamtzahl  6.789 11.828 11.549 10.504 10.317 8.385 8.312 
   8 9 4 7   


Quelle: Deutsches Aktieninstitut (DAI) www.dai.de (03.01.2012)  


 
Die seit den 1990er Jahren zu beobachtende „neue Investmentkultur“ (Stroczan 2002) erfasst 
auch in Deutschland breite Kreise der Bevölkerung. So waren zuletzt rund sechs Prozent der 
Bevölkerung direkt in Aktien investiert und knapp zehn Prozent indirekt, über Fonds, am Ka-
pitalmarkt präsent (vgl. Tabelle 10). Diese Zahlen dokumentieren zwar gegenüber dem Jahr 
2000 einen Rückgang des privaten Engagements am Aktienmarkt, bedeuten aber keine grund-
sätzliche Korrektur. Die Präsenz von insgesamt 8,3 Millionen Bürgern bzw. privaten Haushal-
ten am Kapitalmarkt, der trotz Finanzkrise voranschreitende Umbau der Altersvorsorge und 
die Zunahme privaten Kapitalsparens sind Ausdruck des finanzkapitalistischen Umbaus, nicht 
nur der Wirtschaft, sondern der gesamten Gesellschaft. Die damit verbundenen Veränderun-
gen betreffen letztlich alle Bereiche, auch kommunale, soziale und kulturelle Institutionen 
sowie Unternehmen außerhalb der Finanzbranche. Ihre Abhängigkeit von den Finanzmärkten 
steigt selbst dann, wenn der externe Finanzbedarf rückläufig ist und finanzielle Reserven an-
gesammelt werden. Um diese Gelder einer angemessenen Verwertung zuzuführen bzw. we-
nigstens ihren Realwert zu erhalten, bleibt den Kommunen, Kulturvereinen, Kirchen, Kran-
kenhäusern und KMU oftmals angesichts der niedrigen Verzinsung für sichere Anlagen nur 
der Kapitalmarkt. Wird davon in großem Stil Gebrauch gemacht, so verlieren die Investitio-
nen in Produktivkapital gegenüber einem spekulativen Finanzinvestment an Bedeutung. Es 
zeigt sich hierin ein parasitär-spekulativer Zug, indem versucht wird, die Gewinnerzielung 
von ihrer Basis, der Gewinnerwirtschaftung, zu lösen. Dies mag im Einzelfall und temporär 
gelingen, ist im volkswirtschaftlichen Maßstab und auf Dauer aber unmöglich. Jedes Ponzi-
Spiel endet wie ein „Kettenbrief“ – mit dem Ruin der Beteiligten.  


Beim Finanzmarktkapitalismus handelt es sich weder um ein „Spielcasino“ noch um ein 
„Kettenbrief-Unternehmen“, sondern um ein für die Kapitalverwertung durchaus effizientes 
System. Bestimmte Züge dieser Art, charakteristische Fehlentwicklungen und Tendenzen, 
sind diesem Modell jedoch eigen. Dies resultiert objektiv aus der Dominanz der Finanzsphäre 
gegenüber der Realsphäre, den „Verrücktheiten des Geldes“, wie Marx es nennt, und der Lo-
gik der modernen Kreditökonomie, worin die Spekulation zum „Normalfall finanzökonomi-
scher Transaktion“ (Vogl 2010/11: 95) wird. Versteht man unter Kapitalismus „eine bestimm-
te Art und Weise, das Verhältnis zwischen ökonomischen Prozessen, Sozialordnung und Re-
gierungstechnologien nach den Mechanismen der Kapitalreproduktion zu organisieren“ 
(Ebd.: 131), so ist der Finanzmarktkapitalismus eben dasjenige Wirtschaftssystem, wo diese 
Organisation entsprechend den Mechanismen der Finanzmärkte erfolgt. An die Stelle der Ka-
pitallogik tritt die Geldlogik, an die Stelle des Primats des Produktivkapitals die des Geldkapi-
tals. Insofern ähnelt der Finanzmarktkapitalismus in bestimmter Hinsicht, insbesondere, was 
die Herkunft der Profite anbetrifft, eher dem Monetarismus kapitalistischer Frühzeit und dem 
Handelskapitalismus als dem klassischen Industriekapitalismus des 19. Jahrhunderts.  


Für die Gesamtreproduktion relevante Prozesse verschieben sich von der Realsphäre in die 
Finanzsphäre und es kommt zu politischen, ökonomischen und sozialen Umstrukturierungen 
in der Gesellschaft. Davon werden die Einkommensströme erheblich tangiert, mehr aber noch 
die Vermögensakkumulation und die Verschuldung. Es kommt zu massiven Vermögensum-
schichtungen und zu einer strukturellen Neuordnung der betrieblichen und privaten Vermö-
gen. Dabei spielen spekulative Verwertungsprozesse, die zur Vermögenskonzentration und -
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zentralisation beitragen, aber auch enorme Vermögensentwertungen und -verluste, wie sie 
früher nur durch Kriege und ähnliche Katastrophen ausgelöst wurden, eine wichtige Rolle. 
Auf der anderen Seite, als Pendant zu den Geldvermögen, türmen sich enorme Schuldenberge 
auf, werden Riesensummen an Krediten ausgereicht und verschulden sich Staaten, Banken, 
Privathaushalte und Unternehmen. Im Verlauf der jüngsten Krise nahmen beide Prozesse, die 
Konzentration nominaler Vermögen und die Anhäufung riesiger Schuldenberge, völlig neue, 
bisher unbekannte Dimensionen an. Zugleich wird es immer schwieriger, echte ökonomische 
Werte von fiktiven Größen zu unterscheiden und das wahre Ausmaß der Gewinne und Verlus-
te exakt zu beziffern.22  


Mit den spekulativen Ver- und Entwertungsprozessen vollzog sich eine finanzwirtschaftli-
che Transformation, welche die globale Umverteilung von Ressourcen und Potenzialen zum 
Ergebnis hat. Dadurch öffnet sich möglicherweise aber auch „ein Fenster zur Lösung der 
wichtigsten globalen Probleme“ (Eichhorn/Sollte 2009: 23). Um dies zu netzen, bedarf es 
politischen Handelns!  


Die Veränderungen, die der Übergang zum Finanzmarktkapitalismus mit sich gebracht hat, 
bedeuten weit mehr als einen bloßen Modellwechsel innerhalb der kapitalistischen Wirt-
schaftsordnung. Sie bestimmen das Produktions- und Akkumulationsregime, die Art und 
Weise der Regulierung der gesamtwirtschaftlichen Reproduktion und das Verhältnis von 
Wirtschaft, Staat und Zivilgesellschaft. Damit geht eine Machtverschiebung einher, sowohl 
innerhalb der einzelnen Staaten und Staatengruppen als auch zwischen diesen. Darüber hinaus 
zwischen den Institutionen, Interessengruppen, Branchen, Klassen und sozialen Schichten. 
Die Stichworte hierfür lauten Globalisierung – nicht nur des Handels, sondern auch der Pro-
duktion und der Verwertung, Liberalisierung, Deregulierung, Privatisierung, Kommerziali-
sierung und Finanzialisierung – aller Bereiche der Gesellschaft. Im Ergebnis dieser Prozesse 
kommt es zu einer massiven Um- und Neuverteilung des gesellschaftlichen Reichtums, des 
Zugriffs auf die Ressourcen in der Welt und der Realisierungschancen von Zukunftspotentia-
len. Es eröffnen sich dadurch völlig neue Möglichkeiten für Wachstum und Innovativität; es 
wachsen aber auch Unsicherheit, Ungewissheit und Risiken, wie die finanzmarktinduzierten 
Krisen der Jahre 1987, 1991/93, 2000/02 und 2007/09 anschaulich zeigten.  


Der „Finanzmarktkapitalismus“ stellt den Höhepunkt der Demontage des Teilhabekapita-
lismus dar, in dem die Suspension der produktivitätsorientierten Lohnentwicklung, die Ein-
kommensumverteilung, Wettbewerbsstaat, Rückbau der Sozialtransfers und Funktionswech-
sel der Finanzpolitik in einem System der Umverteilung zu Lasten der Volkswirtschaft und zu 
Gunsten der Finanzanleger zusammengefasst sind. Die Deregulierung der Finanzmärkte ist 
der entscheidende Hebel, über den die Kräfteverhältnisse derart verändert wurden, dass diese 
Umverteilungen sozioökonomisch überhaupt durchsetzbar wurden. 


Kapitalverwertung ist zunächst Reproduktion von Kapital und Lohnarbeit durch die Pro-
duktion, Zirkulation, Konsumtion und Investition von Gütern und Leistungen, die durch 
Geldkreisläufe, u.a. auch den Kreislauf des Geldkapitals, reguliert werden. Aus der Perspekti-
ve des Kreislaufs des produktiven Kapitals ist das Geldkapital bloßer Mittler der Produktion 
und Reproduktion. Aus der Perspektive des Finanzkapitals aber erscheint das Sachkapital als 
Mittel zum Zweck der Wertsteigerung des Geldkapitals. Beide Perspektiven sind notwendige, 
aber einseitige Voraussetzungen der Regulation von Kapitalverwertung, die zugleich differen-
te Interessenlagen ausdrücken. Ihr Verhältnis zueinander ist historisch bestimmt und verändert 
sich im Laufe der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise. Stand anfangs ganz 
klar die Produktion im Vordergrund, und damit deren Agenten, die Produktionsunternehmer, 


                                                 
22  So handelte es sich zum Beispiel bei den als „Kosten der Krise“ 2007/09 apostrophierten Verlusten, Wertbe-


richtigungen und Abschreibungen in Billionenhöhe vor allem um die Entwertung von fiktivem Kapital. Die 
„echten“ Vermögensverluste der Aktionäre, Sparer und Steuerzahler waren deutlich geringer. 
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so verändert sich dies im Zeitverlauf dahingehend, so dass heute Finanzakteure im Zentrum 
stehen und deren Interessen des Gesamtprozess bestimmen. 


Die Stellung, die der Finanzsektor gegenwärtig in Wirtschaft und Gesellschaft einnimmt, 
ist Moment und Resultat eines historischen Entwicklungsprozesses, wie er sich seit dem 16. 
Jahrhundert in Europa und in der Welt vollzieht. Dieser Prozess wird gewöhnlich als Sieges-
zug des Geldes gedeutet und mit den Termini Kommodifizierung, Kommerzialisierung, Mone-
tisierung, Börsianisierung und Finanzialisierung umschrieben (vgl. Marx 1894; Sombart 
1911; 1916; Hilferding 1923). Charakteristisch für diesen Prozess ist, dass in seinem Verlauf 
die Beziehungen zwischen Individuen, Unternehmen, Organisationen und Staat zunehmend 
vermittels Geld und über Märkte geregelt werden. Das Geld und die mit ihm verbundenen 
Institutionen wie Banken, Fondsgesellschaften, Versicherungen usw. sowie die entsprechen-
den Märkte werden zu „Schaltstellen“ für die gesamtwirtschaftliche Reproduktion. Die Finan-
zialisierung ist jedoch nicht auf die Wirtschaft beschränkt; sie erfasst vielmehr die Gesamtheit 
der sozialen Beziehungen, auch das menschliche Verhalten (Becker 1982), die „Lebenswelt“ 
(Simmel 1900) und den „Alltag“ (Weber 2010). Man mag dies begrüßen oder verabscheuen – 
es ist eine Konsequenz 500jähriger Zivilisationsentwicklung, worin Geldlogik und Finanz-
wirtschaft fortgesetzt expandierten und so zu ihrer heutigen Reife und Bedeutung gelangt 
sind.  


Betrachtet man die bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft von ihrer Genesis her, so stellt 
man fest, dass das Geld hier von jeher von essentieller Bedeutung war: Im Geld manifestiert 
sich die Kohärenz einer auf Tauschbeziehungen (Arbeitsteilung und Privateigentum) beru-
henden Wirtschaft. Es fungiert in modernen Wirtschaftsgesellschaften als zentrales Informati-
onsmedium und Integrator, als das, was „die Welt im Innersten zusammenhält“ und an dem 
„alles hängt“ (Goethe 1966: 153, 229). Zugleich verkörpert es wie kein anderes Ding den 
„Geist des Kapitalismus“ (Weber 1920: 30). Als „letztes Produkt der Warenzirkulation“ und 
„erste Erscheinungsform des Kapitals“ (Marx 1890: 161) bildet es den logischen und histori-
schen Ausgangspunkt für die kapitalistische Produktionsweise: „Das Kapital kömmt zunächst 
aus der Zirkulation her, und zwar vom Geld […] Geld ist die erste Form, worin das Kapital 
als solches erscheint.“ (Marx 1857/58: 178) Im historischen Verlauf verschmolzen Geld und 
Kapital begrifflich derart miteinander, dass Geldwirtschaft und Kapitalismus heute beinahe 
als identisch anzusehen sind.23  


Die Dominanz des Geldes in den ökonomischen und sozialen Beziehungen trat zuerst im 
Handelskapitalismus des 16. bis 18. Jahrhunderts hervor, wo es als Kaufmanns- und Wucher-
kapital in Erscheinung trat (vgl. Sombart 1916; Marx 1894: 335ff.). Auf den Begriff gebracht 
wurde dies von den Monetaristen und Merkantilisten als den „ersten Dolmetschern der mo-
dernen Welt“ (Marx 1859/60: 133), indem sie Ziel und Zweck allen Tuns im Geld erblickten 
(„Reichtum – das ist Geld“) und den Kapitalismus als Geldwirtschaft begriffen.  


Im 19. Jahrhundert nahmen Kommerzialisierung und Monetisierung von Wirtschaft und 
Gesellschaft weiter zu. An die Stelle von Münzwirtschaft und Staatspapiergeld traten nun aber 
Wechsel, Banknoten und Giralgeld. Das Kreditgeld entwickelte sich zur adäquaten Geldform 
des Industriekapitalismus. Die Basis dafür bildete der Goldstandard, welcher bis 1914 unein-
geschränkt funktionierte. Institutionell entsprach der Ausdehnung der Kreditwirtschaft eine 
Bedeutungszunahme der Banken, ihr Aufstieg zur ersten Wirtschaftsmacht (vgl. Bagehot 
1873). Dabei zeichneten sich frühzeitig regionale ordnungspolitische Unterschiede ab: Für 
Deutschland waren Kartelle und korporatistische Wirtschaftsformen typisch; als Finanzie-


                                                 
23  Dem trägt der allgemeine Sprachgebrauch, worin die Kommerzialisierung, nicht aber das Geld, als konstitutiv 


für den Kapitalismus angesehen wird, nur ungenügend Rechnung. Meistens fungieren Termini wie Marktwirt-
schaft oder Marktgesellschaft als Synonyme für Kapitalismus (vgl. Eisenberg 2009). Eine Ausnahme bildet 
die monetärkeynesianische Schule, welche konsequent von Geldwirtschaft spricht (vgl. Heinsohn/Steiger 
2002: 40).  







Ulrich Busch / Rainer Land Leibniz Online,14/2012 
Teilhabekapitalismus   S. 46 v. 67 


 


 


rungsform überwog der langfristige Kredit der Hausbank.24 Das Bankwesen war nach dem 
Universalbankprinzip organisiert und orientierte sich am Stakeholder-Modell nachhaltiger 
Gewinnerzielung und Kapitalakkumulation. Dem gegenüber entwickelten sich die USA zum 
„Land der Trusts und der anarchischen Konkurrenz“ (Windolf 2005: 13) mit einem Spezial-
banksystem, das heißt Spar-, Kredit- und Investmentbanken sind getrennt, und die Unterneh-
men finanzieren sich vor allem am Kapitalmarkt über Aktien und Anleihen. In der Unterneh-
mensphilosophie herrscht in Übereinstimmung damit das Shareholder-Value-Prinzip vor.  


Beide Entwicklungsmodelle, das deutsche bzw. kontinentaleuropäische bankbasierte und 
das angloamerikanische kapitalmarktorientierte System, bildeten jeweils eigene Strukturen, 
Institutionen, Instrumente und Unternehmenskulturen heraus, die bis heute fortbestehen. An-
fangs besaß das bankbasierte System die größere Strahlkraft und wurde daher, ausgehend von 
Deutschland, von einer Reihe anderer Staaten (Italien, Skandinavien, Mittel- und Osteuropa) 
kopiert. Seit den 1980er Jahren jedoch gilt das marktorientierte System als das für die Kapi-
talverwertung effizientere. Seitdem tendiert die Entwicklung stärker in diese Richtung. Ob die 
Finanzkrise 2008/2009 wegen der besonderen Fragilität der Investmentbanken hier ein Um-
denken bewirkt hat, bleibt abzuwarten. Zumindest aber ist dadurch eine Diskussion über die 
verschiedenen „Finanzkulturen“ in Gang gekommen (vgl. Benedikter 2011). 


Mit dem Übergang zum 20. Jahrhundert erreichte die Entwicklung des Industriekapitalis-
mus eine neue Stufe. Ursächlich hierfür war die zweite Revolution der Produktivkräfte, „die 
elektrotechnische Revolution“ (Kuczynski 1975: 97f.), und die damit einher gehende Kon-
zentration und Zentralisation von Kapital. Parallel dazu vollzog sich die wirtschaftliche und 
machtpolitische Verschmelzung von Industrie- und Bankkapital zum Finanzkapital. Rudolf 
Hilferding hat diesen Prozess 1910 als erster beschrieben25; W. I. Lenin führte die Analyse 
1916 fort. Er erblickte hierin ein „Übergewicht des Finanzkapitals über alle übrigen Formen 
des Kapitals“ und leitete daraus „die Vorherrschaft des Rentners und der Finanzoligarchie“ 
ab. Ferner „die Aussonderung weniger Staaten, die finanzielle ‚Macht’ besitzen“ – als wich-
tigstes Merkmal einer neuen Stufe kapitalistischer Entwicklung, des Imperialismus (Lenin 
1916: 242).  


Mit der Vorherrschaft des Finanzkapitals26 und dessen Omnipotenz in Wirtschaft und Ge-
sellschaft wandelte sich der Industriekapitalismus zum Finanzkapitalismus. Dieser Prozess 
vollzog sich zu Beginn des 20. Jahrhunderts in allen entwickelten Ländern der Welt, aber 
nicht überall auf die gleiche Art und Weise. Ausgehend von den o.g. strukturellen Unter-
schieden zeichneten sich diverse Varianten finanzkapitalistischer Entwicklung ab: In Großbri-
tannien zum Beispiel beteiligten sich die Geldkapitalbesitzer durch den Kauf von Aktien di-
rekt am industriellen Kapital. Die Rolle der Banken blieb dadurch auf die Vermittlung von 
Zirkulationskrediten und die Abwicklung der Geldzirkulation beschränkt. Für die Unterneh-
men bedeutete dies eine verhältnismäßig geringe Abhängigkeit vom Bankkapital. Sie finan-
zieren sich vor allem über die Börse. Ähnlich vollzog sich die Entwicklung in den USA. An-


                                                 
24  Hierzu gehören auch der Sitz von Bankern im Aufsichtsrat, was diesen die Kontrolle der Unternehmen er-


leichtert, sowie die Ausübung des Depotstimmrechts für die Aktionäre durch die Bank (Abelshauser 2005: 
187f.).  


25  „Ein immer wachsender Teil des Kapitals der Industrie gehört nicht den Industriellen, die es anwenden. Sie 
erhalten die Verfügung über das Kapital nur durch die Bank, die ihnen gegenüber den Eigentümer vertritt. 
Andererseits muß die Bank einen immer wachsenden Teil ihrer Kapitalien in der Industrie fixieren. Sie wird 
damit in immer größerem Umfang industrieller Kapitalist. Ich nenne das Bankkapital, also Kapital in Geld-
form, das auf diese Weise in Wirklichkeit in industrielles Kapital verwandelt ist, das Finanzkapital.“ (Hilfer-
ding 1955: 335).  


26  Der von Hilferding geprägte Terminus Finanzkapital ist vom umgangssprachlichen Begriff zu unterscheiden. 
So fasst Wikipedia unter „Finanzkapital“ wenig präzise Banken, finanzielle Kapitalgesellschaften und Aktien-
inhaber, also Institutionen und Personen, die eine Rendite erzielen, indem sie Geld verleihen bzw. anlegen 
oder vergleichbare Kredit- und Geldgeschäfte tätigen. In einer noch weiter gehenden Bestimmung wird jegli-
ches Geldvermögen als Finanzkapital definiert, was eher Verwirrung stiftet als Klarheit schafft.  







Ulrich Busch / Rainer Land Leibniz Online,14/2012 
Teilhabekapitalismus   S. 47 v. 67 


 


 


derswo verfügten die Banken über das Geld der Anleger (Sparer) und verwandelten dieses 
durch die Vergabe langfristiger Kredite indirekt, durch dessen Anlage als zinstragendes Kapi-
tal, in industrielles Kapital. Zudem strebten die Banken stabile Beteiligungen am Industrieka-
pital an. In der Folge verschmolzen beide Kapitalformen miteinander, wofür der Terminus 
Finanzkapital steht.27 Praktisch bedeutete dies die weitgehende Kontrolle der Wirtschaft durch 
Großbanken und Finanzinstitute, zugleich aber auch die geld- und kreditgesteuerte Regulie-
rung der Wirtschaft und die Tendenz zur „Umwandlung der anarchisch-kapitalistischen in 
eine organisiert-kapitalistische Wirtschaftsordnung“ (Hilferding 1915: 322). Der nach 1900 
beschrittene Entwicklungspfad stellte damit zugleich einen Baustein für die Formierung des 
„Rheinischen Kapitalismus“ nach dem Zweiten Weltkrieg dar und prägt in bestimmtem Maße 
bis heute die Struktur des deutschen Finanzkapitalismus.  


Nach der Weltwirtschaftskrise 1929/33 kam es weltweit zu einer Modifizierung des Fi-
nanzkapitalismus, wofür die Begriffe Fordismus bzw. Teilhabekapitalismus stehen. Das for-
distische Produktions- und Konsummodell, das sich durch Massenproduktion und damit ver-
bundene Skaleneffekte, eine produktivitätsorientierte Lohnentwicklung und ein Weltmarktre-
gime komparativer Vorteile auszeichnet, ist während der 1930er Jahre in den USA entstan-
den. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde es auf Westeuropa übertragen. In einigen Ländern 
des RGW wurde eine „staatssozialistische Variante des Fordismus“ praktiziert (Busch 2009a). 
Das fordistische Wirtschaftsmodell erwies sich für den forcierten, politisch gesteuerten und 
staatlich kontrollierten Aufbau und Aufholprozess während der Nachkriegszeit als außeror-
dentlich erfolgreich. Es funktionierte auch in den 1960er Jahren, unter den Bedingungen der 
keynesianisch geprägten Globalsteuerung.  


Dann jedoch, zu Beginn der 1970er Jahre, während der „großen Krise“ und der darauf ein-
setzenden Globalisierung, der Liberalisierung des Güter-, Personen- und Kapitalverkehrs, der 
Einführung uneingeschränkter Währungskonvertibilität und flexibler Wechselkurse, kam es 
zur Erosion des fordistischen Modells, zum Umbruch. Zunächst im internationalen Wettbe-
werb, dann auch national. Als Reaktion hierauf erfolgten markante Reformen im Regulations- 
und Akkumulationsregime der westlichen Industrieländer, deren Kern in einer Aufwertung 
der Märkte und der marktlichen Koordinierung gegenüber bank- und kreditgesteuerten sowie 
staatlichen, insbesondere fiskalisch erwirkten, Regulationsformen zu sehen ist. Damit im Zu-
sammenhang vollzog sich eine Umgestaltung der Produktionsweise – weg von der fordisti-
schen Massenproduktion und hin zu einem postfordistischen Modell flexibler Fertigung 
diversifizierter Qualitätserzeugnisse, weg von traditionellen Formen industrieller Produktion 
und hin zur Erbringung vielfältiger Dienstleistungen (vgl. Abelshauser 2005: 432f.). Auch 
wenn dieser Umbau der Produktionsbasis keineswegs abgeschlossen ist und sich das neue 
Produktionsmodell bisher „weder vollständig noch flächendeckend“ durchgesetzt hat; so prägt 
es doch „mehr und mehr das Antlitz der Arbeitsgesellschaft“. Dazu gehört, dass immer größe-
re Bereiche der gesellschaftlichen Produktion „marktförmigen Steuerungsmechanismen und 
Finanzkalkülen überantwortet“ sind (Dörre/Brinkmann 2005: 86).  


Man kann die gravierenden Veränderungen im ökonomischen Regulationsregime sowie 
die zunehmende Tertiärisierung der Volkswirtschaft als Momente des Umbruchs begreifen, 
aber auch als Reaktion hierauf, als Antwort des Finanzkapitals auf den historischen Wand-
lungsprozess in Wirtschaft und Gesellschaft. Für beide Lesarten gibt es hinreichend Argu-
mente.  


Der sozioökonomische Umbruch als Zäsur in der Evolution des Kapitalismus begann in 
Deutschland Anfang der 1970er Jahre mit der Erosion des fordistischen Produktionsmodells. 


                                                 
27  Einige Autoren sind der Auffassung, das bankbasierte Modell unterscheide sich hinsichtlich der Struktur der 


Unternehmensfinanzierung nur unwesentlich vom angloamerikanischen. Die dazu vorgelegten Untersu-
chungsergebnisse (vgl. Edwards/Fischer 1993; D’Alessio/Overbeck 1998) relativieren die These von den zwei 
Modellen in bestimmter Hinsicht, heben sie m. E. aber nicht auf.  
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Ausschlaggebend hierfür waren die seit Ende der 1960er Jahre dramatisch gesunkene Res-
sourceneffizienz und die davon ausgehende Störung im Rückkopplungsmechanismus des Pro-
duktions- und Sozialmodells. Der dadurch generierte Erosionsprozess wurde durch die nach 
dem Zusammenbruch des Weltwährungssystems von Bretton Woods 1971/72 unabdingbar 
gewordene Neuordnung der internationalen Währungs- und Finanzarchitektur und den geld-
politischen Kurswechsel der Deutschen Bundesbank (1973)28 erheblich forciert. Dies ist kein 
Zufall, spielen doch Geld und Finanzen im Finanzkapitalismus eine zentrale Rolle. Die Politik 
während der Ära Kohl (1982-1998), im Zeichen der „Agenda 2010“ (1998-2002), in der Zeit 
der Großen Koalition (2002-2009) und der jetzigen Koalition, seit 2009, stellen Versuche dar, 
den sozioökonomischen Umbruch interessengeleitet zu bewältigen. Dabei kommt es immer 
wieder zu Rückschlägen, wozu die Durchsetzung des neoliberalen Modells zählt, so dass die-
ser Prozess heute keineswegs abgeschlossen ist, sondern andauert und im Ergebnis offen ist.  


Eine Facette des epochalen Umbruchszenarios ist darin zu erblicken, dass die bank- und 
kreditbasierte Variante des Finanzkapitalismus, das deutsche Modell, gegenüber der marktbe-
stimmten Variante, dem angloamerikanischen Modell, an Boden verloren hat. Oder anders 
ausgedrückt: die marktbasierte Variante hat sich im globalen Maßstab durchgesetzt. Für 
Deutschland und andere kontinentaleuropäische Staaten bedeutet dies den Umbau ihrer bishe-
rigen Ordnung und den Übergang zu einem stärker marktorientierten Typ des Finanzkapita-
lismus. Während der 1990er Jahre schien dieser „Pfadwechsel“ unabweislich (Cattero 1998). 
Eine erste Ernüchterung trat jedoch ein, als 2000 die „dot-com-Blase“ platzte und damit der 
Traum von der New Economy als neuen Wachstums- und Wohlfahrtsmodell zu Ende war 
(vgl. Beck et al. 2002). Das deutsche Modell konnte dadurch vorübergehend seine Überzeu-
gungskraft zurückgewinnen. Mit den spektakulären Wachstumserfolgen der US-Ökonomie, 
Großbritanniens, Irlands und einiger osteuropäischer Staaten, die sich einem marktradikalen 
Kurs verschrieben hatten, zwischen 2002 und 2007, erlangte das finanzmarktorientierte Mo-
dell jedoch von Neuem große Attraktivität, um dann durch die Krise 2008/09 jedoch stärker 
denn je diskreditiert zu werden. Möglicherweise kommt es nun, im Zuge von Finanzmarktre-
formen, zu einer Modifizierung des marktradikalen Modells, vielleicht sogar zu einer Renais-
sance des bank- und kreditbasierten Typs finanzkapitalistischer Regulation. Der neoliberale 
Lösungsversuch der Krise der Staatsfinanzen jedoch und die zu Lasten der nationalen Haus-
halte gehende „Sparwut“ in der Gegenwart (vgl. Busch 2011) zielen eher in eine andere Rich-
tung – in Richtung einer Reorganisation des marktorientierten Modells und der Unterordnung 
der staatlichen Fiskalpolitik unter die Interessen des internationalen Finanzkapitals. 


Finanzkapital und Sachkapital sind im Kapitalismus immer gegeneinander verselbständigt, 
haben immer ein widersprüchliches Verhältnis. Zugleich aber ist die Bewegung des Finanz-
kapitals auf vielfältige Weise an die Bewegung von Waren und Leistungen, produktivem Ka-
pital und Lohnarbeit, an Konsum und Sachinvestitionen zurückgebunden: zunächst und ur-
sprünglich durch die Goldbindung des Geldes, später ersetzt durch die institutionelle Regulie-
rung der Geldemission, durch Regeln der Kreditvergabe, der Währungsmärkte, der Termin-
börsen und der Finanzmärkte überhaupt. Ohne diese Rückbindungen der Bewegung des 
Geldkapitals an die sogenannte Realwirtschaft würden Geld- und Finanzmärkte wie ein Ket-
tenbriefspiel explodieren und schließlich zusammenbrechen. Das zentrale Problem jeder kapi-
talistischen Ökonomie und jedes Finanzsystems ist daher (nach Schumpeter) die „Goldbremse 
an der Kreditmaschine“ (vergl. 1925: 123f, 1927, 1970), die natürlich heute nicht mehr aus 
Gold besteht, sondern aus Regeln, Richtlinien und Kontrollen.  


Entscheidend ist, wie die institutionelle Rückbindung des Finanzsystems an Gütertransak-
tionen der Volkswirtschaft gestaltet ist, welche Belastungen sie aushalten kann, welche Siche-
rungen es gegen selbstreferenzielle Wertsteigerungen, „Blasen“ und die anschließende mas-


                                                 
28  Die Deutsche Bundesbank ging 1973 zu einem neomonetaristischen, allein auf die Sicherung der Geldwert-


stabilität ausgerichteten und sich vor allem an der Entwicklung der Geldmenge orientierenden Kurs über.  
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senhafte Entwertung von Finanzanlagen gibt. Solche Rückbindungen schließen die Bewegung 
des Geldkapitals direkt oder indirekt an wichtige volkswirtschaftliche Parameter wie die 
Preissteigerungsrate, die Produktivität, die Kaufkraftparitäten, die Entwicklung des Kapital-
stocks (über Sicherheiten) ein, überwachen die Entwicklung an den Geld- und Finanzmärkten, 
den Devisen-, Immobilien und Terminbörsen, kurz an allen Märkten, an denen Objekte als 
Finanzanlagen gehandelt werden und in denen es daher zu selbstreferenziellen Wertsteigerun-
gen kommen kann.29  


Trotz der damit verbundenen Gefahren ist die Abweichung der Finanzkapitalverwertung 
von der Bewegung des produzierenden Kapitals eine unabdingbare Notwendigkeit. Diese Er-
kenntnis verdanken wir Marx (1894) und Schumpeter (1912: 197). Marx deckte die relative 
Verselbständigung der Kreditzirkulation und des Kreditgeldes auf und Schumpeter erklärte, 
wie das wirtschaftliche System mit Hilfe finanzieller Operationen wirtschaftliche Entwick-
lung hervorbringt (1961: 118). Aber die Notwendigkeit einer Differenz der Bewegung von 
Geld- und Realwirtschaft ist auch eine der zentralen Lehren, die aus der Stagnation der staats-
sozialistischen Wirtschaften in den 1970er Jahren gezogen werden kann (vgl. Land 1988: 
63f). Strikte und starre Kopplungen des Finanzkapitals an die sogenannte Realwirtschaft, wie 
sie immer wieder von den Erfindern neuer Geldsysteme ohne selbstreferenzielle Geldschöp-
fungsmechanismen vorgeschlagen werden (Kennedy 1990, Huber/Robertson 2008), würden 
die Evolutionsmaschine in kapitalistischen Volkswirtschaften ausschalten und die wirtschaft-
liche Entwicklung über Nacht zum Erliegen bringen. Nur dadurch, dass die Finanzkapitalver-
wertung mit Kreditemissionen und einer Aufwertung von Kapitalanlagen zyklisch über die 
Entwicklung des produktiven Kapitals hinauswächst (aber eben nur begrenzt, wenn die Rück-
kopplungen funktionieren!) und anschließend durch die Entwertung der Finanzanlagen wieder 
korrigiert wird, werden in einer kapitalistischen Ökonomie Innovationen finanziert, verbreitet, 
selektiert und eliminiert, Fehlinvestitionen korrigiert und überflüssig gewordene Kapazitäten 
aus dem Produktionskreislauf ausgeschieden. Dieser von Schumpeter bekanntlich „schöpferi-
sche Zerstörung“ genannte Prozess setzt eine partielle und temporäre Entkopplung der Geld-
kapitalverwertung von der des produktiven Kapitals, also auch ein gewisses Maß an Spekula-


                                                 
29 Die Möglichkeit von sich selbst verstärkenden Wertsteigerungen besteht nicht nur auf Finanzmärkten, auch 


spekulativer Handel mit Rohstoffen, Agrarprodukten, Immobilien und anderen Gütern kann zu selbstreferen-
ziellen Wertsteigerungen führen, wenn es nicht um ihre Verwendung als Produktions- oder Konsumtionsmit-
tel, sondern um eine Wertanlage geht. Werden Güter oder Finanzanlagen spekulativ als Wertanlage gehandelt, 
so besteht die Gefahr, dass sich deren Preise von dem realwirtschaftlichen Produktions- bzw. Investitionsge-
schehen abkoppeln. Steigende Preise führen dann nicht zu sinkender, sondern zu steigender Nachfrage und 
diese wiederum zu steigenden Preisen – es entsteht eine positive Rückkopplung, ein sich selbst verstärkender 
Zirkel, der die Preise für Rohstoffe oder Geldkapitalanlagen auf ein Mehrfaches hochtreiben kann, solange die 
Tendenz stabil scheint und nicht mit einer Trendwende gerechnet werden muss. Dabei können exorbitante 
Wertsteigerungen und scheinbar phänomenale Einkommen erreicht werden, denen allerdings kein Zuwachs 
an Waren und Leistungen entspricht. Den Eignern dieser Finanzanlage erscheint die Wertsteigerung ihrer Fi-
nanzanlage aber so, als sei es ein Zuwachs ihres Geldvermögens, also wie ein Geldbestand auf einem Giro- 
oder Sparkonto. Das ist aber eine Fehlwahrnehmung. Tatsächlich handelt es sich um eine Vision, eine Mög-
lichkeit, eine scheinbare Wertsteigerung, die sich erst noch bewähren muss, wenn man die Finanzanlage zu 
verkaufen versucht. Erst der Verkauf einer Finanzanlage zeigt, was sie wirklich wert ist. Der Versuch, dieses 
„fiktive“ Kapital in Geld umzuwandeln und dafür Güter und Leistungen zu kaufen, kann aber bei von der re-
alwirtschaftlichen Entwicklung abgekoppelten Wertsteigerungen nur für wenige Anleger gelingen, die meis-
ten erleiden Verluste. Dann nämlich platzt die Blase und die massenhafte Entwertung der Finanzanlagen 
zeigt, was Wertsteigerungen im volkswirtschaftlichen Kontext tatsächlich waren: nichts, jedenfalls viel weni-
ger als es schien.  


 Die große Bedeutung, die die Geld- und Finanzmärkte für die Regulierung des gesamten Kapitalkreislaufs, 
der Investitionen und aller Einkommen haben, macht spekulative Entwicklungen so gefährlich, denn sie über-
tragen sich auf die gesamte Volkswirtschaft. Die Möglichkeit, und wie sich immer wieder zeigt, auch die Rea-
lität selbstreferenzieller Wertsteigerungen bzw. Entwertungen von Finanzanlagen sind das zentrale Problem 
der Finanzmärkte und in jedem Regulationssystem sind funktionierende Rückbindungen des Finanzkapital-
kreislaufes an die Realwirtschaft unverzichtbar.  
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tion auf die künftigen Effekte heute realisierter Innovationen und Investitionen, voraus und ist 
insofern funktional – solange es nicht zu unbeherrschbaren „Blasen“ kommt, die mit dem 
realwirtschaftlichen Innovations- und Investitionsgeschehen nichts mehr zu tun haben. 


Allerdings muss dieser Prozess aus dem Ruder laufen, wenn die Rückkopplungen des Fi-
nanzkapitals an die volkswirtschaftliche Entwicklung zu schwach oder falsch angesetzt sind. 
Die Weltfinanzkrise 1929-1932 war auf eine zu weit gehende Abkopplung der Finanzkapital-
bewegung von der Produktion, Konsumtion, Reproduktion und Realinvestition zurückzufüh-
ren, wobei auch hier die spekulative Wertsteigerung von Immobilien den Ausgangspunkt der 
bis dahin größten Finanzblase darstellte. Die Reaktionen der Akteure, insbesondere der Zent-
ralbanken, haben diese Krise durch kontraktive Reaktionen (Haushaltskontraktion, Lohnsen-
kungen, Sozialabbau) zu einer langen Depression (in den USA bis 1938) verschlimmert, bis 
der amerikanische New Deal aus der Not heraus einen Kurswechsel im Krisenmanagement 
einleitete (vgl. Galbraith 1954/2009, 1990). Deshalb war die Re-Konstitution des Kapitalis-
mus in Gestalt des fordistischen Teilhabekapitalismus mit dem striktesten Regulationssystem 
des Finanzkapitals verbunden, das es bis dahin überhaupt gegeben hat. Es sollte zwar Kredit-
vergabe und Flexibilität der Kreditgeldemission über ein Zentralbanksystem und den Handel 
zwischen den Volkswirtschaften durch Devisentransfer ermöglichen, zugleich aber die Bin-
dung an die realwirtschaftliche Entwicklung so stark halten, dass möglichst alle Kraft auf die 
volkswirtschaftliche Entwicklung und die Realinvestitionen orientiert wird, Spekulationen auf 
das zur Preisbildung für Finanzanlagen notwendige Maß begrenzt werden und keine großen 
spekulativen Blasen entstehen konnten. Zudem wurden potente Interventionsmöglichkeiten 
für Notfälle eingerichtet und der ganze Prozess international und national beaufsichtigt. Das 
Währungssystem von Bretton Woods, Weltbank und Internationaler Währungsfonds (IWF), 
GATT und WTO, BIZ und andere internationale Institutionen, zwei und mehrseitige Ab-
kommen über Handel inklusive Kapital- und Devisentransaktionen sowie komplementäre 
Institutionen in den USA, der EU und den nationalen Volkswirtschaften, Zentralbanken, Ban-
ken- und Börsenaufsicht, Eigenkapitalvorschriften, Devisenregelungen, Steuervorschriften, 
eine Vielzahl von Finanzregelungen, stehen für dieses nach dem Zweiten Weltkrieg neu ver-
fasste System der Regulation von Geld- und Geldkapitalbewegungen.  


Dieses Konzept eines zwar immer noch verselbständigten, zugleich aber institutionell an 
die realwirtschaftliche Entwicklung rückgebundenen Finanzsystems hatte sich bewährt und 
funktionierte bis in die 1970er Jahre hinein recht gut. Erst mit der Deregulierung der Finanz-
märkte seit den 1980er Jahren kam es wieder zu Finanzkrisen – in aufsteigender Linie. Aus 
heutiger Sicht waren die Aussetzung der Goldbindung des Dollar durch die USA 1971 und 
die Auflösung des internationalen Währungssystems von Bretton Woods, das mit festen 
Wechselkursen operierte, die ersten Schritte. In den 1980er Jahren wurden alle Finanzmärkte, 
auch die für Termingeschäfte und Währungen, nach und nach liberalisiert, was zu dramati-
schen Schwankungen weltwirtschaftlich wichtiger Preise (Öl, Weizen) und teilweise irratio-
nalen Bewegungen der Wechselkurse führte und den realwirtschaftlichen Reproduktions- und 
Investitionsprozess erheblich beeinträchtigte. Der Ausgangspunkt dieser Strategien war die 
Politik der US-Administration unter Reagan und Großbritanniens unter Thatcher, aber auch 
die EU forcierte diese Entwicklung. Die europäische Kommission verbot präventiv alle ge-
genwärtigen und künftigen „weiteren Rechtsvorschriften“, die Finanzmärkte beschränken 
könnten.  


Es wird leicht vergessen, dass es bis Mitte der 90er Jahre in einer Reihe von Mitgliedstaa-
ten praktisch keinen freien Kapitalverkehr gab. Auch wenn theoretisch die Möglichkeit be-
stand, so unterlagen viele Finanzgeschäfte mit Akteuren in anderen Mitgliedstaaten doch der 
vorherigen Genehmigung durch nationale Behörden im Rahmen der so genannten „Devisen-
kontrollen“. Die vollständige Liberalisierung des Kapitalverkehrs in der EU wurde im Jahr 
1988 beschlossen (Richtlinie 88/361/EWG) und trat in den meisten Mitgliedstaaten 1990 in 
Kraft; für die restlichen wurden spezielle Übergangsfristen vereinbart. Die Liberalisierung des 
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Kapitalverkehrs erfolgte im Zuge des Aufbaus der Wirtschafts- und Währungsunion und wur-
de schließlich im Vertrag von Maastricht verankert, der im November 1993 in Kraft trat. Der 
EG-Vertrag verbietet alle Beschränkungen des Kapital- und Zahlungsverkehrs, und zwar so-
wohl zwischen den Mitgliedstaaten als auch zwischen den Mitgliedstaaten und dritten Län-
dern. Dieser Grundsatz gilt unmittelbar, d. h. es sind dafür weder auf EU- noch auf einzel-
staatlicher Ebene weitere Rechtsvorschriften erforderlich (Europäische Kommission 2009). 


Mit dem Übergang zu flexiblen Wechselkursen, der Internationalisierung der Märkte, dem 
Handel auf Offshore-Märkten, der Emission immer neuer Finanzprodukte (Derivate) und der 
Verbriefung von Krediten erfolgte eine Transformation der Finanzkapitalverwertung und ihrer 
Rolle im Wirtschaftssystem – mit Folgen für die Funktionsweise der Kapitalverwertung ins-
gesamt. Ausschlaggebend dafür ist insbesondere die o.g. veränderte institutionelle Konfigura-
tion, wodurch nicht mehr der Kredit, sondern die Aktie und damit die Funktionsweise der Fi-
nanzmärkte (Börse) ins Zentrum rücken. Die zentralen Akteure sind nunmehr nicht mehr die 
Kreditbanken, sondern Aktionäre, insbesondere institutionelle Anleger wie Investmentgesell-
schaften, Investment- und Pensionsfonds und Versicherungen. Zentrales Kontrollinstrument 
sind die Eigentumsrechte der Aktionäre, welche sich bei ihren Entscheidungen von kurzfristi-
gen Renditeerwartungen und den Analysen internationaler Rating-Agenturen leiten lassen. 


Heute fächert sich bereits der Geldmarkt weit auf, indem bei den Liquiditätstiteln zwischen 
verschiedenen Liquiditätsgraden und Fristen unterschieden wird. Hinzu kommen die Devisen- 
und Sortenmärkte, die zusammen den Währungsmarkt bilden. Allein hier belaufen sich die 
täglich getätigten Umsätze auf eine Summe von bis zu 1,5 Billionen USD, einem Vielfachen 
des transnationalen Güterhandels. Zum Kapitalmarkt zählen neben den (1) klassischen Kre-
ditmärkten für Unternehmen, Regierungen und Privatpersonen (2) der Primärmarkt für Wert-
papiere, auf dem sich Unternehmen und Regierungen durch die Ausgabe von Aktien oder die 
Auflage von Anleihen über die Börse direkt beim Publikum finanzieren, (3) der bedeutend 
größere Sekundärmarkt für Wertpapiere, auf welchem bereits emittierte Papiere gehandelt, 
be- und verliehen sowie besichert werden, und (4) der Markt für abgeleitete Finanzprodukte 
(Derivate), welche sich auf finanzielle Forderungen und Verbindlichkeiten in der Zukunft 
beziehen bzw. der Immunisierung gegen Zins- und Wechselkursänderungen dienen (vgl. 
Huffschmid 2002: 25).  


Auf diese Weise entsteht neben dem primären, produktiven Verwertungsprozess ein se-
kundärer, spekulativer und größtenteils „fiktiver“ Prozess, der sich durch die Emission und 
Zirkulation von Derivaten „reflexiv vervielfältigt“ und inzwischen den primären Verwer-
tungsprozess volumenmäßig weit übersteigt (Deutschmann 2005: 63).30 Es ist dies ein Phä-
nomen, worin sich die fortgeschrittene Trennung von Kapitaleigentum und Kapitalfunktion 
offenbart, aber auch der Vorrang des Rentiers und Finanzinvestors gegenüber dem produkti-
ven Unternehmer augenscheinlich wird (vgl. Deutschmann 2006; Fiehler 2000). Damit wer-
den Erscheinungsformen „fiktiven Kapitals“ sowie Finanzinnovationen und Derivate wie Op-
tionen, Swaps, Futures, Junkbonds, diverse Commercial Papers, Asset Backed Securities 
(ABS), Asset Backed Commercial Papers (ABCP), Discount-, Basket-, Index und Bonus-
Zertifikate, Aktienanleihen usw. zu Schlüsselgrößen für die Finanzmärkte und ihre Bewegun-
gen, Kursänderungen usw. zu Auslösern ökonomischer Ver- und Entwertungsprozesse.31 In 
diesem Zusammenhang kommt es zu eklatanten Verschiebungen in den Macht- und Entschei-
dungsstrukturen: Aktionäre und Finanzinvestoren gewinnen an Einfluss, ebenso Analysten,  


                                                 
30 Bereits 1998 war zu lesen, dass durchschnittlich jeden Tag 1.230 Mrd. USD „um die Welt“ rasen. „Lediglich 


drei Prozent davon dienen der Abwicklung des Warenverkehrs. Die übrigen 97% sind reine Finanztransfers, 
Kapital, das vor allem auf der Suche nach kurz- oder langfristigen Anlagemöglichkeiten ist.“ (BVI 1998: 41)  


31 Während die Wirtschaftsleistung in der Welt gegenwärtig auf rund 60 Billionen USD geschätzt wird, liegt die 
globale Aktienmarkt-Kapitalisierung bei ca. 55 Billionen UDS, handelbare Schuldverschreibungen sind etwa 
70 Billionen USD wert und das Volumen der Derivate umfasst nominal 1.600 Billionen USD, das 27-Fache 
der realen Wirtschaftsleistung (Kaufmann 2008).  
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Tabelle 11: Veränderung der Finanzierungsstruktur des Unternehmenssektors  
 


Quelle: Davis 2003 


Finanzierungsarten in Prozent der Gesamtfinanzierung, 1970 bis 2000 
 1970 1980 1990 2000 
 G-7-Staaten    


Aktien 38 36 43 55 
Kredite 36 37 32 24 
Anleihen 7 5 7 8 
Sonstige 19 22 18 13 
 Großbritannien     


Aktien 49 37 53 67 
Kredite 15 22 21 21 
Anleihen 7 2 0 7 
Sonstige 29 39 29 15 
 USA    


Aktien 55 49 39 63 
Kredite 15 13 18 10 
Anleihen 14 17 18 14 
Sonstige 16 21 25 13 
 Japan    


Aktien 16 22 29 29 
Kredite 48 45 45 40 
Anleihen 2 3 6 10 
Sonstige 33 30 20 21 
 Kanada    


Aktien 46 41 41 54 
Kredite 15 22 22 12 
Anleihen 12 8 13 18 
Sonstige 27 29 24 16 
 Deutschland    


Aktien 27 20 31 49 
Kredite 47 52 42 37 
Anleihen 3 2 2 1 
Sonstige 23 26 25 13 
 Frankreich     


Aktien 41 34 56 70 
Kredite 54 60 38 14 
Anleihen 3 4 4 4 
Sonstige 2 2 98 12 
 Italien     


Aktien 32 52 48 52 
Kredite 60 43 41 30 
Anleihen 8 4 3 1 
Sonstige 0 1 8 17 
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Rating-Experten und Fondsmanager, während die Manager in der Industrie, die Kreditbanker 
und Finanzpolitiker an Macht, Einfluss und Ansehen verlieren. 


Im Finanzmarktkapitalismus tritt die Sach-Investitionsfinanzierung gegenüber dem speku-
lativ ausgerichteten Finanzinvestment immer mehr in den Hintergrund. Dies tangiert selbst-
verständlich die Einkommensströme, mehr aber noch die Vermögensstruktur. So kommt es zu 
massiven Vermögensumschichtungen und zu einer strukturellen Neuordnung der betriebli-
chen und privaten Vermögen. Dabei spielen spekulative Verwertungsprozesse, die zur Reich-
tumskonzentration beitragen, aber auch enorme Entwertungen, wie sie früher nur durch Krie-
ge ausgelöst wurden, eine zunehmende Rolle. So handelt es sich bei den als „Kosten“ der Fi-
nanzmarktkrise 2008 apostrophierten Verlusten, Wertberichtigungen und Abschreibungen in 
Billionenhöhe32 vor allem um die Entwertung fiktiven Kapitals, aber auch um wirkliche Ver-
mögensverluste der Aktionäre, Anleger, Sparer, Steuerzahler usw. Zugleich wird die finanzi-
elle Vermögenssituation der privaten Haushalte, deren Liquidität und Performance, immer 
mehr zur bestimmenden Größe für die soziale Differenzierung und Polarisierung in der Ge-
sellschaft.  


Neben der qualitativen Wesensbestimmung des Finanzmarktkapitalismus erscheint es ins-
besondere für den Übergang vom fordistischen zum finanzmarktkapitalistischen Reprodukti-
onstyp zweckmäßig, auch quantitative Kriterien definieren. Bei der Suche nach dafür geeigne-
ten Indikatoren bietet sich das Verhältnis von Realzins und Wachstumsrate des Bruttoinlands-
produkts an. Eine Reihe von Autoren betrachten diese Relation als zentralen Indikator für den 
finanzkapitalistischen Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft (vgl. Altvater 2006; 
Flassbeck/Spiecker 2007; Beckmann 2007; Busch 2009b; Jenner 2010).  


Bis in die 1970er Jahre überstieg die jährliche Wachstumsrate des BIP in aller Regel den 
realen Zinssatz auf den Geld- und Kapitalmärkten.33 Seit Anfang der 1980er Jahre jedoch gilt 
dies nicht mehr. Seitdem liegt das Zinsniveau mit der Wachstumsrate gleichauf34 oder dar-
über. Die Differenz zwischen beiden Größen gilt daher als Indikator für die Bestimmung des 
Akkumulationsregimes. Eine Größenverschiebung bzw. ein Wechsel des Vorzeichens weisen 
darauf hin, dass sich in den ökonomischen Strukturen eine gravierende Veränderung, ein Um-
bruch, vollzieht: der bisherige Typ der Akkumulation wird von einem anderen Typ abgelöst.  


Dass sich eine derartige Zäsur Ende der 1970er/Anfang der 1980er Jahre tatsächlich voll-
zogen hat, lässt sich empirisch anhand ökonometrischer Analysen zeigen35: Stellt man den 
durchschnittlichen Realzins auf 10-jährige Staatsanleihen der durchschnittlichen Wachstums-
rate des realen BIP gegenüber, so ergibt sich für 1959 bis 1971 für Deutschland eine Diffe-


                                                 
32  Insgesamt wurden diese Kosten zunächst durch den IWF mit 945 Mrd. USD beziffert. Inzwischen geht man 


von mindestens 1,4 Bill. USD aus und hält selbst noch höhere Beträge nicht mehr für ausgeschlossen (vgl. 
Schoeller (2008). 


33  Für die Berechnung dieser Relation wird im Allgemeinen die Umlaufsrendite inländischer Schuldverschrei-
bungen (mit einer Restlaufzeit von mindestens fünf Jahren) zugrunde gelegt. Da es sich hierbei um eine no-
minale Größe handelt ist für die Bestimmung des realen Zinssatzes die Inflationsrate in Abzug zu bringen. 
Dabei wird auf den Index der Verbraucherpreise zurückgegriffen, welcher „eine gute Näherung an das ge-
samtwirtschaftliche Preisniveau“ darstellt. Mithin gilt: r = i – Pe bzw. in Form der Fisher-Parität: (1+i) = (1+r) 
(1 + Pe), wobei r für den realen und i für den nominalen Zinssatz stehen und Pe für die erwartete Preissteige-
rungsrate (vgl. Deutsche Bundesbank 2001: 35f.).  


34  Dies gilt für die USA, wo die Realzinskurve die Kurve des realen BIP 1981 schneidet, um dann bis 2003 
ähnlich zu verlaufen. Zuletzt lag der Zins jedoch wieder deutlich unter der Wachstumsrate, wofür wirtschafts-
politische Eingriffe verantwortlich gemacht werden. In einer Reihe europäischer Staaten jedoch, in Deutsch-
land, Großbritannien, Italien und Frankreich, kommt es seit Beginn der 1980er Jahre zu einer regelrechten 
Umkehr der Relation. Lediglich während des Konjunkturaufschwungs 2005 bis 2007 kletterte die Wachs-
tumsrate über den Zinssatz (Flassbeck/Spiecker 2007: 179, 298f.).  


35 Dabei wird aus Vereinfachungsgründen auf die Berechnung von Erwartungsgrößen verzichtet. Stattdessen 
finden Ex-post-Daten Verwendung, auch wenn diese von den erwarteten Größen um Einiges abweichen soll-
ten. 
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renz von -1,99. Dies bedeutet, dass die Zinsaufwendungen vollständig aus dem Zuwachs des 
BIP bestritten wurden und dieser trotzdem noch ausreichte, um einen allgemeinen Anstieg der 
Wohlfahrt zu gewährleisten. In den Jahren 1972 bis 1981 betrug die Differenz dagegen +0,69. 
Der Vorzeichenwechsel deutet auf einen Regimewechsel hin, welcher mit Turbulenzen und 
Verschiebungen im Umverteilungsmechanismus einherging. Da die Differenz zwischen Real-
zins und Wirtschaftswachstum in Frankreich, Italien, Großbritannien, Kanada, Japan, den 
USA und anderen Staaten in dieser Periode jedoch noch negativ war, spricht einiges für einen 
geldpolitisch motivieren Alleingang Deutschlands, für ein „geldpolitisches Experiment“ (von 
Hagen 1998: 439). Anfang der 1980er Jahre kam es jedoch weltweit zu einer Umkehr der 
Relation: Zwischen 1982 und 2001 war die Differenz zwischen Realzins und Wachstumsrate 
in allen Volkswirtschaften positiv. Diese Entwicklung setzte sich, wenn auch mit Unterbre-
chungen und geringer werdender Signifikanz, bis zuletzt fort. In Deutschland betrug die Dif-
ferenz zwischen 1982 und 1991 durchschnittlich +3,11, zwischen 1992 und 2001 +2,76 und 
von 2002 bis 2010 +1,33 (vgl. Tabelle 12).  


Eindeutig dokumentiert sich der Regimewechsel in den aggregierten Daten für die G-7-
Staaaten: Hier betrug die Differenz im Durchschnitt der Jahre 1946 bis 1958 -0,36, von 1959 
bis 1971 -3,15 und von 1972 bis 1981 -2,87, von 1982 bis 1991 dagegen +2,30 und 1992 bis 
2001 +2,13 (vgl. Deutscher Bundestag 2002: 69).  


 
Tabelle 12: Reale Kapitalmarktzinsen, reale Veränderung des BIP und Differenz (1960-
2010)  
 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 
Zins 3,0 3,3 3,7 3,7 4,1 4,8 3,3 2,0 1,3 2,2 
BIP 4,6 4,7 2,8 6,7 5,4 2,8 -0,3 5,5 7,5 5,1 
Diff. -1,6 -1,4 0,9 -3,0 -1,3 2,0 3,6 -3,5 -6,2 -2,9 
 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 
Zins 2,5 2,8 4,7 6,2 4,6 3,6 1,8 1,2 3,0 4,9 
BIP 3,1 4,3 4,8 0,9 -0,9 5,0 3,4 3,0 4,2 1,4 
Diff. -0,6 -1,5 -0,1 5,3 5,5 -1,4 -1,6 -1,8 -1,2 3,5 
 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 
Zins 8,0 7,7 6,6 6,6 5,5 3,8 2,0 2,7 3,8 5,6 
BIP 0,5 -0,4 1,6 2,8 2,3 2,3 1,4 3,7 3,9 5,3 
Diff. 7,5 8,1 5,0 3,8 3,2 1,5 -2,1 -1,0 -0,1 -0,3 
 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 
Zins 5,2 4,2 2,8 3,8 3,9 3,4 3,0 2,5 2,7 3,7 
BIP 5,1 2,2 -0,8 2,7 1,9 1,0 1,8 2,0 2,0 3,2 
Diff. 0,1 2,0 3,6 1,1 2,0 2,4 2,2 0,5 0,7 0,5 
 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
Zins 2,8 3,3 2,6 2,1 1,6 2,2 2,0 1,6 2,8 1,4 
BIP 1,2 0 -0,2 1,2 0,8 3,0 2,5 1,0 -4,7 3,6 
Diff. 1,6 3,3 2,8 0,9 0,8 -0,8 -0,5 +0,6 +7,5 -2,2 


Quelle: Deutsche Bundesbank 2001: 43; 2008: 51*; 2011: 51*, eigene Berechnungen.1960 bis 1990: West-
deutschland, ab 1990: Deutschland. Zins = Umlaufsrendite inländischer Schuldverschreibungen mit einer Rest-
laufzeit von 5 bis 6 Jahren ./. Inflationsrate; Differenz = Realzins ./. Wachstumsrate.  


Der Wechsel des Vorzeichens (von – zu +) steht für den Übergang vom fordistischen, staat-
lich regulierten Kapitalismus zum liberalen Finanzmarktkapitalismus (vgl. Beckmann 2007: 
43f; Flassbeck/Spiecker 2007: 177f.). Dabei gilt es jedoch zu beachten, dass dieser Wechsel 
durch mehrere Determinanten bewirkt wird: Zum einen durch das nachlassende Wirtschafts-
wachstum seit Mitte der 1970er Jahre. Zum anderen aber durch den Anstieg des Zinsniveaus 
auf den Geld- und Kapitalmärkten, wofür es verschiedene Gründe gibt. Nach 1971 hob die 
Bundesbank den Nominalzins drastisch an. Dadurch wurde auch der Realzins mit nach oben 
gezogen. Mitte der 1970er Jahre aber fiel dieser wieder – auf dem Kapitalmarkt bis auf einen 
historischen Tiefstand von nahe Null, auf dem Geldmarkt kurzzeitig sogar darunter, um sich 
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dann jedoch, nach 1980, deutlich oberhalb des langjährigen Durchschnitts zu stabilisieren. 
Seitdem ist für Deutschland ein hohes reales Zinsniveau ebenso typisch wie ein verhältnismä-
ßig geringes Wirtschaftswachstum. Dies lässt sich bis zum Eintritt in die Krise 2008 empi-
risch zeigen, auch wenn die Veränderung des Zinsniveaus weniger auffällig ist und die Vola-
tilität hoch, so dass die Zinskurven im Zeitverlauf heftige Ausschläge aufweisen und die Zins-
struktur fortgesetzt zwischen „normal“ und „invers“ wechselt (vgl. Abb. 16). Im Übrigen ist 
wegen der „zentralen Bedeutung“ des Realzinses für die Konjunktur die „Abweichung“ des 
tatsächlichen Zinses vom neutralen Zins ein wichtiger „Indikator für den Restriktionsgrad der 
Geldpolitik“ (Deutsche Bundesbank 2001: 47). Direkt steuern kann die Notenbank nur den 
nominalen Geldzins (vgl. Tabelle 13), ihr Einfluss auf das Zinsniveau am Kapitalmarkt ist 
deshalb letztlich gering. 


Tabelle 13: Durchschnittlicher Zins 1960 bis 2010 in Deutschland (in %, Quartalsdaten) 
 Kapitalmarkt* Geldmarkt** 
 Nominal Realzins Nominalzins Realzins 


ex ante Ex post 
1960:1-1968:4 6,53 4,23 3,49 4,47 2,01 
1969:1-1978:2 8,15 3,86 3,17 6,91 2,14 
1978:3-1986:2 8,06 3,71 5,62 7,28 3,46 
1986:3-1994:1 7,13 5,12 4,51 6,93 4,58 
1994:2-2001:1 5,40 3,13 3,91 3,88 2,29 
2001:2-2006:4 3,97 k. A. 2,34 2,90 1,27 
2007:1-2010:4 3,55 k. A. 1,95 3,39 1,79 
* Umlaufsrendite inländischer Schuldverschreibungen (ab 1974 mit einer Restlaufzeit von 5 bis 6 Jahren);  
** Dreimonatsgeld. 
Quelle: Deutsche Bundesbank 2001: 42; 2011: 43*, 51*; eigene Berechnungen (2001-2010)  
 
Auffällig ist, dass die ausgeprägte Volatilität der Realzinsen über kürzere Zeiträume mit einer 
relativen Stabilität des Zinsniveaus in der langen Frist einhergeht. Bezogen auf Dekaden und 
Konjunkturzyklen ist bis in die 1990er Jahre ein tendenzieller Anstieg des realen Zinsniveaus 
auf dem Kapitalmarkt zu konstatieren, der sich dann jedoch in der Folgeperiode nicht weiter 
fortsetzt. Parallel dazu vollzog sich ein deutlicher Anstieg der öffentlichen und der privaten 
Verschuldung, wobei die Schuldenstände jeweils die Kehrseite der Geldvermögensakkumula-
tion darstellen. Da beide Bestandsgrößen, Geldvermögen und Schulden, seit den 1980er Jah-
ren stark angewachsen sind, wächst auch die Bedeutung der Zinsen. Sowohl ihr absoluter 
Umfang als auch ihr volkswirtschaftliches Gewicht erhöht sich.  


Der Anstieg des Anteils der Zinsen am verteilbaren Volkeinkommen muss bei zurückblei-
bendem Wirtschaftswachstums zwangsläufig zu einer Anspannung führen, zu Verteilungs-
kämpfen innerhalb der Gesellschaft: Wenn die Gläubiger einen Zins in Höhe von drei oder 
vier Prozent verlangen, das Wirtschaftswachstum aber nur bei zwei Prozent liegt, dann „neh-
men sie einen unverhältnismäßig großen Teil des gesamtwirtschaftlichen Kuchens für sich in 
Anspruch“ (Jenner 2010: 242). Das heißt, sie vermehren ihren Reichtum auf Kosten der ande-
ren, die nun weniger vom „Kuchen“ abbekommen und deren Einkommen entsprechend sin-
ken. Dass sich die Geldvermögensbesitzer in diesem Verteilungskampf durchsetzen und nicht 
die Lohnbezieher und Transfereinkommensabhängigen, ist die Konsequenz einer Machtkons-
tellation und Institutionalisierung, wie sie für den Finanzmarktkapitalismus typisch ist. Dies 
unterscheidet den gegenwärtigen Kapitalismus signifikant vom „guten Kapitalismus“ (Dulli-
en/Herr/Kellermann 2009) der fordistischen Periode. 


Der Finanzmarktkapitalismus ist ökonomisch dadurch gekennzeichnet, dass das durch-
schnittliche Wachstum, die gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung, nicht ausreicht, um auf der 
Grundlage der überkommenen Strukturen alle Zinsforderungen, das heißt die Ansprüche der 
Gläubiger resp. der Geldkapitalbesitzer, zu befriedigen. Die Folge ist eine strukturelle Ver-
schiebung bei den Primäreinkommen und eine kapitalmarktinduzierte Redistribution der Ein-
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kommen und Vermögen: Der Anteil der Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
nimmt zu, während der Anteil der Arbeitseinkommen am Bruttonationaleinkommen sinkt 
(vgl. AG Alternative Wirtschaftspolitik 2011: 74). Diese Umverteilungspolitik wird durch den 
Umbau des Sozialstaats, der faktisch dessen Rückbau bedeutet, ergänzt. Verbunden damit ist 
eine beschleunigte Akkumulation von Geldkapital, auch in fiktiver Form, während die realen 
Investitionen zurückgehen. Auf diese Weise entsteht ein circulus vitiosus, welcher zu sinken-
den Investitionsquoten und niedrigen Wachstumsraten auf der einen Seite und einer überwie-
gend unproduktiven Reichtumsakkumulation auf der anderen Seite führt. Im Extremfall mün-
det diese Entwicklung in eine Stagnations- und Deflationsspirale, auf jeden Fall aber war sie 
mitverantwortlich für die tiefe Krise, in welche die Weltwirtschaft 2008/09 stürzte.  


Analysiert man die dafür relevanten Daten (vgl. Tabelle 12 und 13), so kann man sich des 
Eindrucks nicht erwehren, dass der finanzkapitalistische „Modellwechsel“ Anfang der 1980er 
Jahre kein Zufall war. Elmar Altvater gibt einen Überblick, über welche Schritte und Maß-
nahmen die Realzinsen Ende der 1970er/Anfang der 1980er Jahre systematisch nach oben 
geschleust wurden (Altvater 2006: 117ff.). Eine ähnliche Analyse stammt von Heiner 
Flassbeck und Friederike Spiecker. Ihr Fazit lautet: „Seit 1980 lag der Realzins nie mehr 
spürbar geschweige denn längere Zeit unter der Wachstumsrate, vielmehr übertraf er sie von 
1980 bis 1989 um durchschnittlich 1,8 Prozentpunkte und seit der deutschen Wiedervereini-
gung 1991 bis heute beträgt der Abstand immerhin 1,3 Prozentpunkte.“ (2007: 180). Die Au-
toren machen dafür die neomonetaristische Geldpolitik der Deutschen Bundesbank bzw. der 
Europäischen Zentralbank verantwortlich. Aber die Geldpolitik allein vermag dies nicht zu 
bewirken. Der nachhaltige Rückgang des Wirtschaftswachstums seit den 1970erJahren, die 
sich dramatisch verschlechternde Ressourceneffizienz, der Einbruch bei den Terms of Trade 
usw. dürften hierzu ebenfalls erheblich beigetragen haben, so dass es sich bei der Ablösung 
des fordistischen Kapitalismus durch den Finanzmarktkapitalismus um einen außerordentlich 
komplexen und multikausal motivierten Umbruchprozess handelt, um eine historische Zäsur 
globalen Ausmaßes. 


Abbildung 16: Realer Kapitalmarktzins, Ex-ante Real zins und reales BIP 1960-2010 in 
Prozent 


 
Quelle: Deutsche Bundesbank 2001ff., eigene Berechnungen. 
Erwarteter Zins = ARIMA Konzept, Realzins: Umlaufsrendite abzüglich Inflationsrate, BIP: deflationierte BIP-
Wachstumsrate 
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Das Hinausschießen der Kapitalmarktzinsen über die Rate des gesamtwirtschaftlichen Wachs-
tums (nach 1980) bildet zweifellos, trotz aller Schwankungen im Zeitverlauf, eine „wichtige 
Zäsur, denn von da an verschafft Geldvermögen seinen Eigentümern größeren Gewinn als mit 
realen Investitionen im Durchschnitt erzielt werden kann“ (Jenner 2010: 245). Die Folgen 
dieser Entwicklung sind vielschichtig: Einerseits ergeben sich hieraus geringere Wachstums-
chancen, was vor allem aus der Verteuerung der Kredite und Investitionen resultiert. Die Um-
laufsrendite von Schuldverschreibungen entspricht ziemlich genau den Opportunitätskosten 
einer Finanzanlage oder einer realen Investition. Insofern ist das reale Zinsniveau in der Tat 
„von zentraler Bedeutung für die Entwicklung der Konjunktur und für das langfristige Wachs-
tum einer Volkswirtschaft“ (Deutsche Bundesbank 2002: 47). Andererseits bewirkt die Stabi-
litätspolitik der Zentralbank tendenziell eine Aufwertung der Währung. Dadurch erhöht sich 
der Wert der Finanzvermögen, zugleich aber verschlechtern sich die Exportchancen und die 
Möglichkeiten wirtschaftlicher Expansion. Die Reaktion des Kapitals hierauf bestand in 
Deutschland in erster Linie in einer Strategie des „Lohndumping“. Dies kam einer realen 
Abwertung der Währung gleich und sicherte so der deutschen Wirtschaft die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit auch unter den Bedingungen eines „starken“ Euro. Der „Preis“ dafür ist 
jedoch im Zurückbleiben der Binnennachfrage zu sehen, was sich bei nachlassender Aus-
landsnachfrage als konjunkturpolitische Bremse, als krisenverschärfend erwies. Darüber hin-
aus trug diese Strategie zur Deindustrialisierung anderer Volkswirtschaften bei und damit zu 
einer Zunahme globaler Ungleichgewichte, was sich schließlich 2010/11 in der Krise des Eu-
ro-Raumes manifestierte.  


Nicht zu übersehen ist auch, dass unter diesen Bedingungen die (privaten) Geldvermögen 
schneller wachsen als die Realwirtschaft und mit diesen die binnenwirtschaftlichen Schulden 
und der Kapitalexport (vgl. Busch 2011). Da keine inflationäre Entwertung der Finanzvermö-
gen und Schulden erfolgt, kommt es auch hier zu eskalierenden Ungleichgewichten: Die 
Geldvermögen wachsen, verstärkt durch den Zinseszinseffekt, exponentiell, während die 
Schuldner einen immer größeren Teil ihrer Einkünfte für den Schuldendienst aufwenden müs-
sen. Dies zieht beachtliche Redistributionseffekte nach sich (vgl. Moewes 2004; Deutsch-
mann 2002). Dabei stärken die hohen Realzinsen die Position der Geldvermögensbesitzer und 
lassen ein spekulatives Investment auf dem internationalen Finanzmarkt mitunter attraktiver 
erscheinen als eine Realinvestition.36 – Auch das gehört zu den „Spielregeln“ des globalen 
Finanzmarktkapitalismus.  


 


 


 


 


 


 


                                                 
36  Das früher kaum denkbare Engagement der Landesbanken auf spekulativen Märkten erklärt sich zumindest zu 


einem Teil aus dem Dilemma, über steigende Einlagen zu verfügen, für welche sie eine marktgerechte Rendi-
te erwirtschaften müssen, infolge der Sparpolitik des Staates dafür im Inland aber keine ausreichende Kredit-
nachfrage vorzufinden. Riskante Geschäfte im Ausland versprachen für vorübergehend eine Lösung. Die Fi-
nanzkrise offenbarte jedoch, welche Risiken und Verlustpotenziale in derartigen Engagements impliziert sind.  
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Abb. 17: Kapitalmarktzins und BIP-Wachstum (real), Deutschland 1950-2009 


 
Die Strategie, die Finanzmärkte zu deregulieren, um die zurückgehende Produktivitätsent-
wicklung bzw. die zurückgehenden volkswirtschaftlichen Unternehmens- und Vermögensein-
kommen durch steigende Finanzmarktrenditen zu kompensieren, ist kein Null- sondern ein 
Negativsummenspiel. Das zeigen die seit den 1980er-Jahren regelmäßig auftretenden Finanz-
krisen und die dabei entstehenden Verluste.  
− Ende der 1970er Jahre und 1982 wurden die in der großen Depression der 1930er-Jahre 


eingeführten strikten Regulierungen der amerikanischen Sparkassen aufgehoben, die 
Sparkassen expandierten, u.a. mit Immobilien und hochspekulativen Unternehmensfinan-
zierungen. Mitte der 1980er-Jahre brach dies zusammen, der Staat gewährte den Banken 
Kredite in Höhe von 400 Milliarden US-Dollar, von denen 124 Milliarden letztlich nicht 
zurückgezahlt wurden. 


− Mit Spekulationen auf den steigenden Ölpreis wurde ebenfalls in den 1980er-Jahren die 
Lateinamerikakrise (Schuldenkrise) ausgelöst.  


− Die japanische Bankenkrise beruhte auf einer systematischen Überbewertung von Geldan-
lagen, die in 1990 platzen und Japan mehr als 10 Jahre mit Nullwachstum, Deflation und 
Unternehmenspleiten bescherte und das japanische Lohn- und Sozialsystem bis in die 
Grundfesten erschütterte.  


− Die Asienkrise begann 1997 und erfasste die meisten vorher boomenden asiatischen Län-
der. Ursache waren maßlose Investitionen und exzessive Kreditaufnahme mit selbstrefe-
renziellem Charakter. Man nahm Kredite in Ländern mit niedrigen Zinsen auf und legte 
diese in Ländern mit hohen Zinsen an, wobei Wechselkursdifferenzen ausgenutzt wurden. 
Die Blase musste irgendwann platzen und sie platze, als die kumulierten Differenzen zwi-
schen Wechselkurs und Kaufkraftparität eine Umkehr der Wechselkurstrends erzwangen – 
was unvermeidlich war. 


− Die Russlandkrise 1998 und 1999 beruhte auf dem Abfluss des in russischen Staatsschul-
den angelegten ausländischen Finanzkapitals, das wegen der Zahlungskrise des russischen 
Staates abwanderte, dadurch einen Kursverfall des Rubels auslöste, der wiederum aus der 
Abwanderung eine sich selbst verstärkende Kapitalflucht werden ließ, die den Rubel und 
die russische Wirtschaft in einen Abgrund riss. Die Inflation, eine Folge des Kursverfalls 
um 60 Prozent, hatte existenzielle Kaufkraftverluste für große Teile der Bevölkerung zur 
Folge, der Binnenmarkt brauchte 4 Jahre um sich zu erholen, im Baltikum und anderen 
Staaten der ehemaligen Sowjetunion kam es zu einer schweren Rezession.  


− Die Krisen in Brasilien und Argentinien (1999 und 2000) gehen vor allem auf das Konto 
von Währungsspekulationen. Die Dot-Com-Krise 2000 wurde durch das Platzen einer 
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Spekulationsblase auf Investitionen im neu entstehenden Sektor der Internetunternehmen 
ausgelöst.  


− Die Immobilien- und Finanzkrise 2008-2009 war hingegen die Folge spekulativer Blasen 
im Hypothekenmarkt, die durch neue Praktiken (Verbriefung, Bilanzauslagerung, auf 
kurzfristige Rendite orientierende Anreizsysteme) das gesamte globale Finanzsystem er-
fasste und zu der größten Weltwirtschaftskrise seit 1929 führte. 


Betrachtet man diese Folge von Hoffnungen, Euphorie, Absturz und Katastrophe und die in 
dieser Zeit erreichte weltwirtschaftliche Entwicklung – die niedrigste Rate der Produktivitäts-
entwicklung seit dem Zweiten Weltkrieg – wird klar, dass der Finanzmarktkapitalismus ein-
schließlich der damit verbundenen Globalisierung des Geld- und Kapitalverkehrs, die Etablie-
rung des Wettbewerbsstaats und das Shareholder-Value-Prinzip in den durch Finanzkapital 
gesteuerten Unternehmen eine gigantische Fehlentwicklung darstellen. Sie ist nur zu erklären 
durch die Erosion und die Krisenprozesse des Kapitalverwertungssystems und den aus be-
triebswirtschaftlicher Sicht einleuchtenden Versuchen, den negativen Skaleneffekten einer 
prekär gewordenen Industrieentwicklung zu entkommen, indem man in Finanzanlagen inves-
tiert. Weltwirtschaftlich und volkswirtschaftlich kann diese Strategie aber nicht aufgehen, 
weil niemand volkswirtschaftliche Realeinkommen aus den Wertsteigerungen von Finanzan-
lagen zaubern kann. 


Im Finanzmarktkapitalismus treffen wir auf eine Kräfte- und Interessenkonstellation, die 
eher auf stabile Realzinsen und hohe Renditen in der Finanzsphäre als auf realwirtschaftliche 
Entwicklung und Dynamik setzt. Theoretisch ist diese Prioritätensetzung durch die neomone-
taristische Lehre gedeckt, wonach der Geldwertstabilität gegenüber anderen wirtschaftspoliti-
schen Zielen der Vorrang gebührt. Damit ist eine für die Definition des historischen Platzes 
des Finanzmarktkapitalismus bezeichnende Koinzidenz beschrieben: Analog zum Neomone-
tarismus, der sich gegenüber dem Keynesianismus als „Gegenrevolution sowohl in der Theo-
rie als auch in der Politik“ (Friedman 1970: 101) verstand, verkörpert der Finanzmarktkapita-
lismus die gegenrevolutionäre Antwort des Finanzkapitals auf den fordistischen Kapitalismus 
und auf die Krise der 1970er Jahre. Er ist damit zugleich eine Antwort auf den in dieser Zeit 
einsetzenden sozioökonomischen Umbruch in Wirtschaft und Gesellschaft.  


Man kann diese Antwort als „konservativ“ oder „reaktionär“ klassifizieren; es ist trotzdem 
eine Antwort, das heißt, ein Lösungsversuch für aufgestaute Probleme. Bei näherer Betrach-
tung erweist sich dieser Ansatz jedoch als höchst einseitig, da an den Interessen des Finanz-
kapitals orientiert, und als temporär, da die Existenzprobleme der Menschheit nicht wirklich 
gelöst, sondern nur in die Zukunft verschoben werden. Es ist daher nicht verwunderlich, dass 
die Durchsetzung des finanzmarktdominierten Wirtschafts- und Gesellschaftsmodells im the-
oretischen und politischen Diskurs auf heftige Kritik stößt. Insbesondere Autoren „linker“ 
Provenienz kritisieren den Finanzmarktkapitalismus als „Spekulations- und Kasinokapitalis-
mus“ (Hickel 2007), „Plünderungs- und Wucherkapitalismus“ (Altvater 2006: 125) und „lega-
lisierten Großbetrug“ (Wagenknecht 2011: 63f.), als ein Wirtschaftssystem, worin Finanz-
sphäre und Realsphäre „entkoppelt“ sind (Zinn 1997: 93) und wo Billionen US-Dollar als 
„vagabundierendes Kapital“ auf der Suche nach rentierlichen Anlagen unablässig um den 
Globus jagen, Realinvestitionen aber ausbleiben (Bischoff 2006: 7). Auch hochrangige Ak-
teure der „Finanzindustrie“ wie der frühere IWF-Chef und Bundespräsident Horst Köhler und 
der Hedgefonds-Manager George Soros warnen vor den „Monstern“ der Finanzmärkte und 
sehen im Finanzmarktkapitalismus ein „ungeheuerliches System“, das sich „von den ethi-
schen Grundlagen des Wirtschaftens verabschiedet“ hat (Der Spiegel 13.10.2008: 28, 39f.). 
Dies alles ist zutreffend. Nichtsdestotrotz aber darf nicht ignoriert werden, dass dieses System 
auf der historischen Bühne erschien, weil der „gute Kapitalismus“ fordistischer Prägung in 
eine tiefe Krise gestürzt war, wofür es keine systemimmanente Lösung zu geben schien und 
der „reale Sozialismus“ als Systemalternative gerade dabei war, von dieser Bühne abzutreten. 







Ulrich Busch / Rainer Land Leibniz Online,14/2012 
Teilhabekapitalismus   S. 60 v. 67 


 


 


Jedenfalls erwiesen sich die progressiven Kräfte als zu schwach, um im sozioökonomischen 
Umbruch eine alternative Lösung zum Finanzmarktkapitalismus durchzusetzen.  


Außerdem sind dem Finanzmarktkapitalismus trotz aller augenscheinlichen Irrationalität 
und Deformationserscheinungen durchaus Züge einer neuen (geld)wirtschaftlichen Rationali-
tät immanent, welche u. U. zur Lösung der globalen Probleme und die Bewältigung der Auf-
gaben der Zukunft beitragen können. In dieser, gegenüber früheren Formen des Kapitalismus, 
zweifelsohne gewachsenen Rationalität und Effizienz einerseits, seiner Blindheit gegenüber 
den langfristigen Lebensinteressen der Menschheit, nachhaltigen Produktionszielen, sozialer 
Gerechtigkeit und Entwicklung aber andererseits, zeigt sich die Ambivalenz dieses Systems. 
Die hierin liegenden Gefahren durch Reformen und Demokratisierung der finanzpolitischen 
Entscheidungsstrukturen und -prozesse zu bannen, die Chancen und Potenziale der Finanz-
märkte und des Finanzmechanismus aber zu nutzen, ist eine Herausforderung der Zukunft. 
Notwendig dafür sind die globale Regulierung und institutionelle Kontrolle der Finanzmärkte, 
eine Einschränkung der Spekulation (insbesondere mit Rohstoffen und Lebensmitteln) sowie 
die stärkere Einbindung der Finanzakteure in den Ordnungsrahmen der Weltwirtschaft. Zu-
dem bilden sich, während immer größere Teile von Wirtschaft und Gesellschaft durch die 
Markt- und Geldlogik bestimmt werden, zugleich „Elemente eines nachfordistischen Produk-
tionsmodells“ (Dörre/Brinkmann 2005: 86) heraus, entstehen neue Formen gesellschaftlicher 
Interaktion und verbinden sich individuelle Freiheit in der Arbeit und im Konsum auf neue 
Weise mit marktbestimmten und von Finanzkalkülen diktierten Zwängen. Hieran ist anzu-
knüpfen, wenn es darum geht, Wirtschaft und Gesellschaft effizient und demokratisch zu ge-
stalten und Formen zu entwickeln, die historisch über den Finanzmarktkapitalismus hinaus-
weisen, nicht aber dahinter zurückfallen.  
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Der „Antimachiavell“ des Friedrich II.  
Vortrag im Plenum am 14. Juni  2012 


 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich möchte mich zunächst dafür bedanken, dass mir die Leibniz-Sozietät Gelegenheit gibt, 
über den „Anti-Machiavell“ des preußischen König Friedrich II. zu sprechen. Die Einladung 
zu diesem Vortrag geht auf ein Buch über „Niccolo Machiavelli“ (mit dem Untertitel: „Zur 
Kritik der reinen Politik’“) zurück, das ich im Jahre 1987 veröffentlicht habe. Ich selbst bin 
kein Historiker, sondern habe von 1972 bis 2006 als Professor für Politikwissenschaft an der 
Marburger Philipps-Universität gelehrt. Als Schüler von Wolfgang Abendroth habe ich mich 
mit der Geschichte und Politik der Arbeiterbewegung, mit Fragen der marxistischen Staats-
theorie, der europäischen Integration und immer wieder mit der Geschichte des politischen 
Denkens beschäftigt – am Anfang (Dissertation, 1968) mit Louis Auguste Blanqui (französi-
sche Revolutionsgeschichte  des 19. Jahrhunderts), zuletzt die 4 Bände meines „Politischen 
Denken im 20. Jahrhundert“  (1999 – 2011). Das Machiavelli-Buch stand im Zusammenhang 
von Arbeiten zur neueren (materialistischen) Ideengeschichte der Politik, war jedoch ebenfalls 
von dem Interesse geleitet, den Widerspruch aufzuklären, dass sich im frühen 20. Jahrhundert 
in Italien sowohl der  (in Haft befindliche) Vorsitzende der Kommunistischen Partei, Antonio 
Gramsci, als auch der faschistische „Duce“ Benito Mussolini auf Machiavelli als (a) den Be-
gründer der neuzeitlichen Politik, und (b) als den Erneuerer Italiens bezogen.  


Da wir uns in einem „Friedrich-Jahr“ (dem Jahr seines 300.Geburtstags) befinden, liegt es 
auf der Hand, dass in diesem Vortrag – mit der Konzentration auf den „Antimachiavell“ – der 
Preußenkönig im Mittelpunkt steht, um den immer wieder – meist reaktionäre ‒ Legenden 
(die ihn zum „Großen“ erhoben) gebildet wurden. Im Jahre 2012 wird das Friedrich-Jahr na-
türlich publizistisch wie touristisch verwertet – gleichwohl wird sein Erbe heute deutlich 
nüchterner bewertet1.  


Dennoch, Geschichtspolitik (im Sinne von Deutungsmacht) ist in diesem Lande nach wie 
vor – und  nach der Wende von 1989-91 mehr denn je – die Aufgabe mächtiger ideologischer 
Staatsapparate. Diesen kommt freilich in erster Linie die Aufgabe zu, den für das 20. Jahr-
hundert bestimmenden Systemgegensatz von Kapitalismus und Sozialismus – genauer: die 
Tatsache, dass der Sozialismus die notwendige Antwort auf die Katastrophen war, die der 
Kapitalismus im 20. Jahrhundert hervorbrachte (Hobsbawm) ‒ aus dem Bewusstsein – vor 
allem jüngerer Generationen – zu löschen. In zweiter Linie geht es wohl darum, die Tatsache 
aus dem Bewusstsein zu verdrängen, dass der deutsche Imperialismus im 20. Jahrhundert be-
sonders aggressiv und  menschenfeindlich, für die beiden Weltkriege (und  die Verbrechen, 
die in ihrem Zusammenhang begangen wurden) verantwortlich war!  Die Tradition des preu-
ßischen Militarismus und Absolutismus war stets auch durch diese Verbrechen diskreditiert.  


 
 


                                                 
1 Der Historiker Tilman Bendikowski (Friedrich der Grosse, Gütersloh 2011, s. 273 – 275) bemerkt, nachdem 


er die historische Rezeption (seit Augstein, Haffner, Mommsen, von Weizsäcker, in der DDR durch Mitten-
zwei) in den beiden deutschen Staaten rekapituliert hat: „Als politisch sinnstiftender König wird Friedrich die 
Bühne des demokratischen Landes nicht mehr betreten ...Friedrich ist als politische Deutungsgröße passé“ 
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Angesichts der Tendenz zu neuen Katastrophen, die der Kapitalismus im Übergang ins 21. 


Jahrhundert immer dramatischer reproduziert, könnte freilich  ‒ aus der Sicht der herrschen-
den Klassen und ihrer ideologischen Eliten – an die sog. „preußischen Tugenden“ (Disziplin, 
Staatstreue, Bereitschaft zu dienen) erinnert und damit zugleich alte Legenden um “Friedrich 
den Großen“ (aber auch: den „Philosophenkönig von Sanssouci“)  aufgewärmt werden. Die 
Überfigur deutscher Politik, Altkanzler Helmut Schmidt, der sich immer zu den sog. „preußi-
schen Tugenden“ bekannt hat, eignet sich z. B. für solche Mythenbildung. Und warum sollte 
dabei nicht der Königsberger Philosoph Immanuel Kant als Zeuge aufgerufen werden, der im 
Jahre 1784 in seinem berühmten Text „Beantwortung der Frage: Was ist Aufklärung“ das 
„Zeitalter der Aufklärung“ als das „Jahrhundert Friedrichs“ bezeichnet hatte?2 Da sich bedeu-
tende zeitgenössische Philosophen – wie zum Beispiel auch Jürgen Habermas ‒ inzwischen 
mehr auf Kant als auf Marx beziehen, läge es nahe, angesichts der herrschenden Unsicherheit, 
der systemischen Krisen und der  Barbarisierung der internationalen Politik auf einen Typus 
politischer Herrschaft zu setzen, der nicht chaotisch-demokratisch (also „regierungsunfähig“) 
ist, sondern eher als „aufgeklärt absolutistisch“ zu bezeichnen wäre. Immerhin haben wir jetzt 
schon in zwei EU-Ländern, die mit am meisten von der Krise betroffen sind, „Technokraten“ 
(also „aufgeklärte Absolutisten“) als Ministerpräsidenten, als „Retter in der Not“. Die welt-
weite Tendenz zum autoritären Kapitalismus ist offensichtlich3! 


Gäbe es da vielleicht noch eine andere Verbindung?  Angesichts der Krise der EU und der 
dominierenden Rolle Deutschlands beim Krisenmanagement könnte allerdings auch an das 
Thema des Aufstiegs Preußens (unter Friedrich II.) zu einer Großmacht in Mitteleuropa im 
18. Jahrhundert erinnert werden, dann an die Rolle des Deutschen Reiches in „Mitteleuropa“ 
‒ gleichsam – nicht nur seit Friedrich Naumanns Schrift aus dem Ersten Weltkrieg ‒ die 
Schicksalsfrage deutscher Politik im 20. Jahrhundert, anders: der geopolitische Fokus des 
deutschen Imperialismus und der beiden Weltkriege, die er entfesselte. Allerdings bieten auch 
hier die Kriege, die Friedrich geführt hat, und die Militärdiktatur, der er als absolutistischer 
Herrscher vorstand, nicht unbedingt einen erfolgversprechenden Anknüpfungspunkt für die 
Gegenwart, in der die Politik von den Finanzmärkten (bzw. den mächtigsten Finanzmarktak-
teuren) gesteuert wird.  


Ich wende mich nun dem Thema im engeren Sinne zu: dem „Antimachiavell“ von Fried-
rich (dem Kronprinzen), der im Jahre 1740  fertig gestellt war und von dem französischen 
Aufklärer Voltaire (seit 1736 mit Friedrich im Briefkontakt)   herausgegeben wurde4. Da war 
der Autor bereits König – nach dem Tod des Vaters (Ende Mai), des sog. „Soldatenkönigs“, 
der mit seiner Wirtschafts- und Finanzpolitik sowie mit dem Aufbau des Heeres die inneren 
Grundlagen für den Aufstieg Preußens gelegt hatte, und der vom Sohn leidenschaftlich ge-
hasst wurde. Der junge Kronprinz hatte in Rheinsberg seinen Ruf als Freund der Aufklärung, 
der Philosophie (namentlich Frankreichs) und der schönen Künste begründet – die Freund-
schaft mit Voltaire und seine Tafelrunden, die er in Sanssouci beibehielt, waren dafür sichtba-
rer Beleg. Der Vater war „wohl der unpopulärste Fürst, der je auf dem Thron der Hohenzol-
lern saß“5. Der Sohn, den die militärischen Interessen des Vaters zunächst anwiderten, ging 


                                                 
2 Immanuel Kant, Beantwortung der Frage: Was ist Aufklärung (1784), in: Bahr, Erhard (Hrsg.), Was ist Auf-


klärung? Thesen und Definitionen, Stuttgart 1974, S. 9 – 17, hier S. 15. 
3 Vgl. Frank Deppe, Krise der Demokratie – auf dem Weg zu einem autoritären Kapitalismus? In: ders. u.a. 


(Hrsg.), Notstand der Demokratie, Hamburg 2008, S. 10–45.  
4 In einem Vorwort bezeichnet Voltaire den „erlauchten Verfasser“ als „eine der seltenen Seelen, die der Him-


mel erschafft, um das Menschengeschlecht durch ihre Lehren und ihr Beispiel zur Tugend zu führen“. Dazu 
erwähnt er, dass dieser Text – im Französischen in einem „edlen, energischen und oft so reinen Stil“ ge-
schrieben – ein „junger Ausländer ist..., der nie einen Fuß nach Frankreich gesetzt hat“. 


5 Bendikowski, a.a.O. S. 63. „Schriftsteller waren ihm Schmierer und Tintenkleckser, Bärenhäuter und Hunds-
fötte, und wie es Philosophen erging, bezeugt das Schicksal Christian Wolffs (1679 – 1754), der – als ‚Gottes-
leugner’ verdächtigt – zwangsweise das Land verlassen musste. Friedrich Wilhelm I. war hinterbracht wor-
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mit viel Elan an die Arbeit und er konnte auf Sympathien rechnen, hatte er sich doch empha-
tisch zum Ideal einer Herrschaft im Geiste des Humanismus bekannt, der sich dem Wohl der 
Untertanen und der Gerechtigkeit verpflichtet weiß.  


Schon in der Vorrede des „Antimachiavell“ zählt sich der Kronprinz zu „denjenigen, wel-
che berufen sind, die Völker zu regieren, die Gerechtigkeit zu pflegen, ihren Untertanen hierin 
zum Vorbilds zu dienen und durch ihre Güte, ihren Großmut, ihr Erbarmen lebendige Abbil-
der Gottheit zu sein!“6 Und in diesem Zusammenhang folgt dann schon jener Satz, der als 
Charakterisierung des aufgeklärten Absolutismus Geschichte gemacht hat: Der Fürst, so stellt 
Friedrich fest, ist „nichts weniger als der unumschränkte Gebieter der unter seiner Herrschaft 
stehenden Völker, sondern  nur ihr erster Diener!“ (97). Und dieser Diener „seines Staates“ 
(am Anfang heißt es noch: seines Volkes7, d.h. seiner Untertanen, auf keinen Fall des „Volks-
souveräns“), setzte ‒  jetzt als König – im Dezember 1740 (nach dem Tod des Kaisers Karl 
VI. Ende Oktober 1740)8 rund 20 000 preußische Soldaten  in Marsch, um Schlesien zu er-
obern. Er zog begeistert in den Krieg – die gleichzeitige Veröffentlichung des Antimachiavell 
war ihm da eher peinlich9. Der „Liebling der Philosophen“ schien damit einen Rollenwechsel 
vollzogen zu haben; denn (so der Historiker Hagen Schulze) „der Einmarsch preußischer 
Truppen in Schlesien noch im selben Jahr war ein sensationeller Anschlag auf das Rechts-
empfinden seiner Zeit“. Gleichwohl blieb „Friedrich le roi philosophe, weil er nicht nur mit 
Philosophen korrespondierte und sie in seine Akademie aufnahm, wenn sie von anderen Kö-
nigen verfolgt wurden, sondern seinen Herrschaft nach Maßgabe aufgeklärter Regierungsma-
ximen ausübte“10.  


Es sind fortan diese beiden Seiten – (a) das Bekenntnis zum Humanismus und zur Aufklä-
rung auf der einen, und (b) die Bereitschaft, im Interesse des eigenen Staates Machtpolitik zu 
betreiben – die bei dem absolutistischen Herrscher Friedrich eine Einheit bilden. Immerhin 
hatte er schon in seinen „Betrachtungen über den politischen Zustand Europas“ aus dem Jahre 
1738 festgestellt, „dass der Zwang, sich zu vergrößern, für alle Mächte gegeben sei“11. Wir 
werden sehen, dass diese Perspektive der internationalen Politik, die auf den Machterhalt und 
die Machterweiterung des eigenen Staates bezogen ist, für das 18. Jahrhundert insgesamt be-
stimmend war und dass sie damit auch für das politische Denken und Handeln von Friedrich 
II. (auch noch in der frühen Schrift des „Antimachiavell“, der gemeinhin als eher romantisch 
humanistische Abschweifung auf dem Felde der politischen Philosophie gelten könnte)   be-
stimmend blieb.  


Damit nähern wir uns schon den zahlreichen Urteilen, die über den „Antimachiavell“ ge-
fällt wurden. Eher oberflächlich bleibt das – gleichwohl beliebte – Urteil, dass Friedrich als 
König – vor allem in den Schicksalsstunden des Siebenjährigen Krieges – sich schnell von 


                                                                                                                                                         
den, Wolff sei der Überzeugung, ein Deserteur dürfe eigentlich nicht bestraft werden, weil sein Handeln vor-
herbestimmt gewesen sei und er über keinen freien Willen verfüge. Da der König seine Armee geschädigt sah, 
zwang er den berühmten Philosophen, bei Androhung der Strafe des Galgens des Land innerhalb von 48 
Stunden zu verlassen“. Vogler, Günter / Vetter, Klaus, Preußen. Von den Anfängen bis zur Reichsgründung, 
Berlin 1979, S.  71. Der junge König Friedrich II. holte Wolff unverzüglich als Professor nach Halle zurück. 


6 Er fährt fort: „Wie beklagenswert aber ist ... das Schicksal der Völker, wenn sie vom Missbrauch der höchsten 
Gewalt alles zu befürchten haben, wenn ihr Hab und Gut der Geldgier der Fürsten, ihre Freiheit den Launen, 
ihre Ruhe seiner Ehrsucht, ihre Sicherheit seiner Tücke und ihr Leben seiner Grausamkeit zum Opfer fällt! 
Das aber ist die traurige Schilderung eines Staates, den ein Fürst im Sinne Machiavellis beherrschte“ (95). 


7 Der französische Originaltext lautet: „Le souverain, bien loin d’ètre le maìtre absolu des peuples qui sont sous 
sa domination, n’en est lui-même que le premier doméstique, et qu’il doit ètre l’instrument de leur félicité, 
comme ces peuples le sont de sa gloire ». 


8  Als er die Nachricht erhielt, soll Friedrich ausgerufen haben: „Dies ist der Augenblick der völligen Umwand-
lung des alten politischen Systems“ (Vogler/Vetter, a. a. O., S. 76). 


9 Bendikowski, a.a.O., S. 73. 
10 Schulze, Hagen: Staat und Nation in der europäischen Geschichte, München 1999, S. 93/94. 
11 Nach Vogler / Vetter, a.a.O. S. 76. 
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den schwärmerisch humanistischen  Vorstellungen seiner Jugend entfernt habe12. Genauer: als 
Macht- und Realpolitiker musste er schnell anerkennen, dass Politik und Moral voneinander 
getrennt werden müssen. Weil Machiavelli im „Fürsten“ diese Trennung – vor dem Hinter-
grund der Frage, wie die Macht im Staat zu erringen und zu behaupten ist – vorgenommen 
hatte13, griff ihn Friedrich  in der Vorrede zum „Antimachiavell“ als „Ungeheuer“, als „Ver-
derber der Staatskunst“ an, dessen „Sophistik und Verbrechen“ er „Vernunft und Gerechtig-
keit“ entgegensetzen möchte (94). Schon 1746 (in der Vorrede zur „Geschichte meiner Zeit“) 
markiert er freilich deutlich den Unterschied zwischen Privatmoral und Staatsräson. Der Her-
ausgeber des „Antimachiavell“, von Oppeln-Bronikowski (1922) fügt hinzu: „Unter dem 
Druck praktischer Erfahrung hatte der Staatsmann eingesehen, dass die schönen Theorien der 
Aufklärung nicht restlos für die politische Wirklichkeit passten, und dass das Wesen des Staa-
tes Macht ist ...Er hätte Machiavelli am Ende seines Lebens manches abzubitten gehabt“ 
(XXIV/XXV). Vor allem in der späten Phase seiner Regentschaft zeugte nicht nur die polni-
sche Teilung (1772) von der Skrupellosigkeit seiner Machtpolitik; auch in seinem Menschen-
bild (nicht nur der Geringschätzung seiner Stäbe, sondern der Menschen seines Volkes) nä-
herte sich der alte Fürst immer mehr dem anthropologischen Pessimismus des Machiavelli 
an14. 


In der großen Arbeit von Friedrich Meinecke über die „Idee der Staatsräson in der neueren 
Geschichte“ (1924), die mit Machiavelli beginnt und Friedrich dem Großen ein ausführliches 
Kapitel widmet, findet sich ein differenziertes Urteil, das sich wesentlich auf die Entwicklung 
des Staates und des Staatensystems im 18. Jahrhundert – und auf die Politik Friedrichs in die-
sem Kontext – bezieht. Das Bekenntnis zur Aufklärung und die realistische Machtpolitik bil-
den keinen Gegensatz, sondern eine – immer auch widersprüchliche und neu zu konfigurie-
rende – Einheit. „Zwei Staatsgedanken ... lebten in ihm nebeneinander, der humanitäre und 
der Machtstaatgedanke, der von der Aufklärung neu geschaffene oder wenigstens mit neuem 
Inhalt gefüllte und der aus dem Leben, der Geschichte, der Erfahrung stammende und durch 
tägliche Erfahrung und Notwendigkeit stets neu bestätigende. Der Primat des zweiten über 
den ersten ist gar nicht zu übersehen“15.  Am Ende des Kapitels resümiert Meinecke (ich wer-
de darauf noch zurückkommen): „Das „Kunstwerk der friderizianischen Staatsräson“ bestand 
darin, „aus dem spröden Material einer ständisch und korporativ gegliederten Gesellschaft 
und einer wenig entwickelten und von der Natur ärmlich ausgestatteten Volkswirtschaft einen 
leistungsfähigen Macht- und Großstaat auszubauen“16. 


In der Geschichte des staatstheoretischen Denkens seit der Antike  ist diese Einheit von 
Normativismus (Gemeinwohlorientierung; ideologischer Selbstbeschreibung des Staates) und 
machtpolitischem Realismus (Selbstbehauptung des Staates nach innen und außen) immer 
vorhanden. Staaten entstehen in Klassengesellschaften, die sowohl der Regelung „allgemeiner 
Angelegenheiten“ als auch der (institutionellen und ideologischen) Sicherung von Klassen-
herrschaft bedürfen. Daher ist die Konstitution von Staatlichkeit immer auch mit der Ausbil-
dung von Machtapparaten, Institutionen, Rechtssystemen und der ideologischen Funktion der 
Legitimation von Herrschaft verbunden, die in der Regel von der Religion, aber auch durch 
eine spezifische Staatsideologie (das Bild des Staates von sich selbst, z. B. der Herrscher als 
„Diener des unter seiner Herrschaft stehenden Volkes“)  wahrgenommen wird. Machiavelli 
                                                 
12 Voltaire selbst schrieb 1841 in einem Brief. „Der Fürst wirft seinen Philosophenmantel ab und ergreift den 


Degen, sobald er eine Provinz entdeckt, die ihm gefällt“ (zit. n. Vogler / Vetter, a.a.O., S. 112). 
13 Im 15. Kapitel des “Principe” schreibt Machiavelli: “Zwischen dem Leben, wie es ist und wie es sein sollte, 


ist ein so gewaltiger Unterschied, dass, wer das, was man tut, aufgibt für das, was man tun sollte, eher seinen 
Untergang als seine Erhaltung bewirkt“ (zit. nach Deppe, 1987, S. 291).  


14 Vgl. Deppe, Frank: Niccolo Machiavelli. Zur Kritik der reinen Politik, Köln 1987, S. 297 ff. 
15 Friedrich Meinecke, Die Idee der Staatsräson in der neueren Geschichte (1924), München und Berlin 1929, S. 


354. 
16 Ebd. S. 422. 
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war sich dieser  Tatsache wohl bewusst. Er wusste wohl, dass es in stabilen Staaten auch im-
mer eine „Staatsreligion“ gibt. Die Trennung von Politik und Moral impliziert eine frühe 
Form des aufklärerischen Denkens, die ja durchaus ideologiekritisch ist, weil sie Politik - in 
letzter Instanz - als ein Herrschafts- und Gewaltverhältnis begreift.  Damit entsprach sie einer 
Zeit (frühbürgerliche Revolution / Übergang Mittelalter – Neuzeit um das Schlüsseljahr 
1500), in der der moderne Staat sich bestenfalls in embryonalen Formen herausgebildet hatte 
und für den noch nicht einmal der Begriff des „Staates“ (sondern immer noch res publica 
bzw. civil society) verwendet wurde17. Meinecke benennt die geschichtliche Differenz wie 
folgt: „Machiavellis Staat (der aber so noch nicht genannt wurde) ...steckte noch mitten in 
grober Gewaltsamkeit von unten und oben und hatte genug zu tun, um überhaupt eine allge-
mein respektierte und nicht nur aus bloßer Furcht respektierte Macht sich zu schaffen... Fried-
rich (dagegen) urteilte von den gebändigten Verhältnissen eines Staates aus, der schon anfing, 
Rechtsstaat im modernen Sinne zu werden“18. Bei Machiavelli wird (Anfang des 16. Jahrhun-
dert) das Staatshandeln in der Person des Fürsten personalisiert; Friedrich war zwar Allein-
herrscher, aber seine Formel vom „ersten Diener seines Staates“ lässt doch deutlich erkennen, 
dass er diesen Staat (in der Mitte des 18. Jahrhunderts)  in seiner relativen Selbständigkeit, als 
rationales Gebilde (eines Flächenstaates), als eine relativ stabile „Maschine“19 mit eigenem 
Rechts- und Steuersystem, Verwaltung, Heerwesen, Erziehung und Kultur betrachtete. 


Dieser Staat Preußen war jedoch militaristischer Klassenstaat auf der Basis der Junkerherr-
schaft. Ingrid Mittenzwei zitiert in diesem Zusammenhang aus dem „Politischen Testament“ 
von 1752: „Das Militär muss in Preußen die erste Stelle einnehmen, genau wie bei den welt-
erobernden Römern in der Periode ihres Aufstieges, genau wie in Schweden bei Gustav 
Adolf, Karl X. und Karl XII. die Welt mit ihrem Ruhm erfüllten“20. Franz Mehring, der in 
seiner „Lessing-Legende“, diesen Klassencharakter und das inhumane Herrschaftssystem, vor 
allem die Verachtung gegenüber den „einfachen Volk“  detailliert herausgearbeitet hat, 
spricht aber ebenfalls von dem „Doppelleben“ des Monarchen, der niemals seine künstleri-
schen und philosophischen Neigungen vollständig unterdrückt hatte – daraus folgte ein 
„manchmal schier unglaublicher Widerspruch zwischen seinen Taten und seinen Worten ..., 
(was) ihm so oft den scheinbar unwiderleglichen Vorwurf  der Heuchelei eingetragen hat und 
das von seinen Bewunderern nicht minder oft  durch die unwürdigsten Sophismen erläutert 
worden ist“ 21. In dem Testament von 1752 findet sich dann aber – unter der Überschrift „Po-
litische Träumereien“ ein direkter, positiver Bezug auf das 15. Kapitel des „Principe“, in dem 
Machiavelli zwischen den „Phantasien“ und dem „Tatsächlichen“ („la veritá effetuale delle 
cose“) unterscheidet. Friedrich weiß: „Auch die Politik hat ihre Metaphysik... so darf auch der 
Politiker in dem unendlichen Gefilde chimärischer Entwürfe lustwandeln ...Machiavelli sagt,. 
Eine selbstlose Macht, die zwischen ehrgeizigen Mächten steht, müsste schließlich zugrunde 
gehen. Ich muss zugeben, dass Machiavelli recht hat“ 22. 


                                                 
17 In den oberitalienischen Stadtstaaten waren „politische Gestaltungen“  entstanden, in denen – so Jacob 


Burckhardt (Die Kultur der Renaissance in Italien (1860), Berlin 1928, S. 2) „der moderne europäische 
Staatsgeist zum ersten Mal frei seinen eigenen Antrieben hingegeben (erscheint); sie zeigen oft genug die fes-
sellose Selbstsucht in ihren furchtbarsten Zügen, jedes Recht verhöhnend, jede gesunde Bildung im Keim er-
stickend; aber wo diese Richtung überwunden oder irgendwie aufgewogen wird, da tritt ein neues Lebendiges 
in die Geschichte: Der Staat als berechnete, bewusste Schöpfung, als Kunstwerk“.  


18 Meinecke, a.a.O., S. 366. 
19 Diese Metapher erinnert zugleich an Julien Offray de la Mettrie, einen radikal-materialistischen französischen 


Aufklärer, Autor des Buches „L’homme machine“ („Der Mensch als Maschine“), der bis zu seinem Tode 
(1751) zur Tafelrunde von Friedrich II. in Sanssouci gehörte.  


20 Mittenzwei, Ingrid: Friedrich II. von Preußen. Eine Biographie, Berlin 1979, S. 91. 
21 Mehring, Franz: Lessing-Legende, in: ders., Historische Aufsätze zur preußisch-deutschen Geschichte, Berlin 


1952, S. 158. 
22 Friedrich der Große, Das Politische Testament von 1752, Stuttgart 1974, S. 80/81. 
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Fassen wir noch einmal zusammen, wie Friedrich mit Machiavelli umgeht – vor allem in 


seiner Schrift aus dem Jahre 1740, in der der Florentiner immer wieder als Ungeheuer bzw. 
als Bestie, als Autor eines „Fürstenspiegels“ kritisiert und geschmäht wird, der keine legitime, 
sondern nur kriminelle Herrschaft zu begründen vermag. Vereinzelt finden sich Passagen, in 
denen Friedrich dem Verfasser des „Principe“ zuzustimmen scheint ‒ z. B.  bei der Rechtfer-
tigung von präventiven Angriffskriegen, also jenem Typus des Krieges, den Friedrich noch im 
Jahr seines Amtsantritts praktizieren wird. „Die Fürsten“, so schreibt Friedrich – und verwen-
det  dabei die Metaphern des „Principe“ ‒ „handeln weise, wenn sie Vorbeugungskriege un-
ternehmen. Sie sind eigentlich Angriffskriege, aber sie sind darum nicht minder gerecht. 
Wenn die Übermacht eines Staates aus ihren Ufern zu treten und die Welt zu überschwemmen 
droht, dann ist es klug, ihr Dämme entgegenzusetzen und den Lauf des reißenden Stromes zu 
hemmen, solange man es noch vermag“ (175).  


Gleichwohl übernimmt Friedrich das Klischee des „Machiavellismus“, das sowohl von der 
katholischen Kirche, die den „Fürsten“ – auf Betreiben der Jesuiten und der Gegenreformati-
on ‒ schon 1559 auf den Index der verbotenen Bücher gesetzt hatte,  als auch vom  frühen 
Absolutismus (von Gottes Gnaden) konstruiert worden war. Vor allem in Frankreich setzte 
sich – im Zeitalter der Religionskriege – die Verdammung des Machiavelli durch, denn jetzt 
wurde staatliche Herrschaft wiederum durch den Rekurs auf das Naturrecht, das Gottesgna-
dentum und  die Souveränität des obersten Gesetzgebers legitimiert23. Der Jurist Jean Bodin, 
der mit seinen „Six Livres de la Republique“ (1576)24 die Herrschaft des Absolutismus (die 
auch Friedrich als personale Alleinherrschaft praktizierte) begründete, greift schon im Vor-
wort Machiavelli nicht nur als  „Atheisten“, sondern als einen jener Autoren an, die keine 
juristischen Kenntnisse haben und daher „die heiligen Geheimnisse der Staatsphilosophie 
entweiht (haben), wodurch gute Staatswesen erschüttert und umgestürzt worden sind“25.  


Aus der Übernahme dieses Klischees, das von den humanistischen Aufklärern des 18. 
Jahrhunderts übernommen (und erst von den deutschen Idealisten – namentlich Hegel und 
Fichte – in Frage gestellt) wurde,  folgt natürlich, dass Friedrich den ganzen Machiavelli 
überhaupt nicht kannte. Wichtige Schriften – wie die „Discorsi“, die „Geschichte von Flo-
renz“ und die „Kriegskunst“ ‒ waren ihm unbekannt; das letzte Kapitel des „Principe“, der 
Aufruf, Italien von den Barbaren (das waren übrigens auch die Deutschen, die „Transalpi-
nen“) zu befreien und zu einen,  scheint ihm bedeutungslos! Er erwähnt es nicht einmal. Ma-
chiavelli war Republikaner, Gegner der Medici, die ihn 1512 aus dem Amte des Staatssekre-
tärs der Republik entfernten und ins Exil trieben. Sein Plädoyer für die Überlegenheit des 
Volkes  gegenüber einem Alleinherrscher (Discorsi, I, 58) – darin eingeschlossen: seine These 
von der Überlegenheit eines “Volksheeres“ (die erst in der Französischen Revolution ‒  
„levée en masse“ – aufgegriffen wurde), - hätte Friedrich wohl noch mehr in seiner ablehnen-
den Haltung bestätigt. Machiavelli hatte nie eine Zweifel daran gelassen, dass in einem „guten 
Staat“ die Gesetze herrschen und die verschiedenen Interessen (der sozialen Klassen: Oligar-
chie, Kleinbürgertum, popolo minuto) durch ein System der republikanischen Institutionen 
ausbalanciert werden.  


Er schrieb den „Fürsten“ (1513) in einer Zeit der tiefen Krise von Italien und Florenz nach 
1494, einer „Epoche der Verwirrung und Unordnung“ in der Innen- wie der Außenpolitik – 
und gerade in einer solchen Zeit (so seine eigene praktische Erfahrung als Staatsekretär der 
Republik als auch seine Überzeugung) konnte der Appell an die Moral weder dieses Chaos 


                                                 
23 Meinecke, a.a.O., S. 61 ff. 
24 Auch hier findet sich der Begriff des Staates noch nicht im Titel, wohl aber im ersten Satz, der berühmten 


Definition von Absolutismus und Souveränität: „Der Staat ist definiert durch die dem Recht gemäß geführte, 
mit souveräner Gewalt ausgestattete Regierung einer Vielzahl von Familien und dessen, was ihnen gemein-
sam ist“.  


25 Vgl. Deppe 1987, S. 376 ff. 
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beseitigen noch den Niedergang von Florenz aufhalten. Als Ziel – wie immer seine Ideale in 
die Antike (Römische Republik, Florenz im späten 13. Jahrhundert) rückgewendet waren ‒ 
hatte er doch die Bildung eines italienischen Flächenstaates vor Augen, der sich im Macht-
kampf der großen Mächte seiner Zeit (und gegenüber dem Papsttum) hätte behaupten kön-
nen26. Diese Hoffnung war unrealistisch, illusionär – zumal er von einem Bündnis zwischen 
dem „italienischen Volk“ und einem „Führer“ (einem „neuen Fürsten“) träumte (muss – mit 
René König27 ‒ im Blick auf das Schlusskapitel des „Fürsten“ gesagt werden), dem zu seiner 
Zeit alle Voraussetzungen fehlten. Im 20. Jahrhundert haben sowohl Benito Mussolini als 
auch Antonio Gramsci – wenn auch mit entgegengesetzten Vorstellungen – in diesem Sinne 
Machiavelli als „großen Italiener“  bzw. als frühbürgerlichen Revolutionär interpretieren wol-
len. 


In Friedrichs „Antimachiavell“ gibt es allerdings auch Ansätze einer Historisierung der Po-
litik und der „Staatsraison“28, die von der bloßen Moralisierung des politischen Handelns des 
„Fürsten“ Abstand nimmt und damit die historisch-konkrete Frage nach der „Selbstbehaup-
tung des Staates“ ins Zentrum einer politischen Handlungslehre rückt. Das 10. Kapitel des 
„Antimachiavell“ beginnt mit dem Satz: „ Seit der Zeit, da Machiavell seinen staatsklugen 
Fürsten schrieb, hat sich die Welt derart verändert, dass man sie kaum wiedererkennt“. Was 
würde Machiavelli ‒ so fügt  er hinzu – wohl heute sagen, „wenn er sähe, auf welche Art der 
europäische Staatskörper jetzt eingerichtet ist, und wie viele große Fürsten heute eine Rolle 
spielen, die zu seiner Zeit noch ganz belanglos waren, wenn er die fest begründete Königs-
macht, die Art, wie die Fürsten jetzt miteinander unterhandeln, und das europäische Gleich-
gewicht sähe, das durch die Bündnisse einiger mächtiger Fürsten bewirkt wird und das nur 
den Zweck hat, die Ehrsüchtigen in Schranken zu halten und die Ruhe der Welt zu erhalten?“ 
Aufgrund dieser Veränderungen ‒ so die Schlussfolgerung von Friedrich – sind „die meisten 
von Machiavells Grundsätzen auf die heutige Staatskunst nicht mehr anwendbar“ (119). Dann 
folgt die zutreffende Bemerkung: “Die Fürsten, von denen Machiavell redet, sind eigentlich 
nur ein Zwittergeschlecht zwischen Fürsten und Privatleuten... (es sind) Miniaturfürsten, die 
nur einen kleinen Staat besitzen und kein Heer ins Feld stellen können“ (120).   


Friedrich hat Recht. Die politische Landkarte Europas hat sich seit dem frühen16. Jahrhun-
dert gründlich verändert. Im „Fürsten“ des Machiavell dominiert die zeitgeschichtliche Erfah-
rung (a) des Niedergangs von Florenz und der oberitalienischen Stadtrepubliken (sowie der 
glänzenden Kultur der Renaissance) sowie (b) (zwischen 1484 und 1527) des Kampfes der 
damaligen “Großmächte“, zwischen der spanisch-österreichischen Achse der Habsburger und 
Frankreich (der frühen Form eines absolutistische Flächenstaates) um die Vormacht in Euro-
pa29 – ein Kampf, der auf italienischem Boden ausgetragen wurde, wobei das Papsttum bzw. 
der Kirchenstaat eine zentrale Rolle spielt, die von Machiavelli in besonderer Weise als Ge-
fahr angesehen wird. Erst nach dem 30-jährigen Krieg (Westfälischer Friede“ von 1648) und 
der englischen Revolution (1644 – 1688) bildet sich ein europäisches Staatensystem heraus, in 
dem absolutistisch regierte Flächenstaaten Machtpolitik betreiben, die darauf ausgerichtet ist, 
die Macht des eigenen Staates zu erhalten und zu erweitern – durch die Ausdehnung des Ter-
ritoriums (auch in Übersee) und der Bevölkerungszahl, durch die Ausplünderung besiegter 
Staaten bzw. Regionen, aber auch durch die Erschließung neuer ökonomischer Machtressour-


                                                 
26 Selbst die positive Würdigung des Cesare Borgia im   Kapitel des „Fürsten“, die später seine Leser in Schre-


cken versetzten sollte, war noch von diesem Gedanken bestimmt.  
27 René König, Machiavelli. Zur Krisenanalyse einer Zeitenwende (1941), München / Wien 1979. 
28 Vgl. Meinecke, a.a.O., S. 81 ff.; dort auch der Hinweis auf die Arbeit von Giovanni Botero, Dalla ragion di 


Stato (1589). 
29 Im Hintergrund wirkt die andere (südost)europäische Großmacht, das Osmanische Reich, an diesem Kampf 


mit. 
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cen (im internationalen Handel, vor allem im Sklavenhandel)30. Um diese Ziele zu erreichen, 
musste der Herrscher eine kluge und flexible Bündnispolitik betreiben und geschickt verhan-
deln. Wolfgang Reinhard hat  – in seiner „Geschichte der Staatsgewalt“ (1999) – diesen Wan-
del wie folgt charakterisiert: „Zwischen den Friedensschlüssen von Utrecht 1713 und Nystad 
1721 hatte sich das europäische Gleichgewichtssystem etabliert, das 18. Jahrhundert wurde 
seine große Zeit ... Nach der Akzeptanz Russlands und dem Aufstieg Preußens gab es seit der 
Jahrhundertmitte das System der fünf großen Mächte (Pentarchie) Großbritannien, Frank-
reich, Österreich, Preußen, Russland, das trotz Unterbrechungen über 100 Jahre Bestand ha-
ben und Europa im 18. /19. Jahrhundert längere friedlich Abschnitte bescheren sollte“31. Der 
Prozess der Nationalstaatsbildung in Europa ist zwar noch längst in abgeschlossen; dennoch 
ist – wie Paul Kennedy in seiner großen Studie über den „Aufstieg und Fall der Großen 
Mächte“  (1987) betont hat ‒ die „Monopolisierung und Bürokratisierung der militärischen 
Macht durch den Staat ... offensichtlich ein zentraler Teil der ‚Nationalstaatsbildung’, und der 
Prozess war wechselseitig, da die gesteigerte Macht und die größeren Ressourcen des Staates 
der Streitmacht einen Grad an  Beständigkeit gaben, den sie ein Jahrhundert zuvor nicht ge-
habt hatte“32. 


In diesem System bewegte sich und dachte  Friedrich ‒ und sein Beiname „der Große“ be-
zog sich in der Regel darauf, das er skrupellos die Kriege auslöste und befehligte, in denen 
Preußen seine Macht (d.h. sein Territorium und seine Armee) ausbaute33.  In der Auseinan-
dersetzung mit Machiavelli hebt Friedrich übrigens ein weiteres Merkmal seiner Zeit hervor. 
Er behauptet, dass „die Mode der Revolutionen in unserer Zeit ganz abgekommen zu sein 
scheint“ (139), während der „Fürst“ in einer Epoche gleichsam permanenter Revolution und 
Instabilität im Innern der Staaten (und des permanenten Staatenkonfliktes auf italienischem 
Boden) geschrieben wurde. „Zu Machiavells Zeiten war die Welt in allgemeiner Gärung; der 
Geist des Aufruhrs und der Empörung herrschte überall; man sah nichts als Parteien und Ty-
rannen. Diese häufigen und fortwährenden Erschütterungen zwangen die Fürsten, auf den 
Anhöhen ihrer Städte Zitadellen zu erbauen, um durch dieses Mittel den unruhigen Geist der 
Einwohner im Zaume zu halten. Seit jenem barbarischen Zeitalter hört man nicht mehr viel 
von Aufruhr und Empörungen, sei es, weil die Menschen es müde geworden sind, einander zu 
vernichten, sei es auch, weil die Fürsten in ihren Staaten eine unumschränkte Macht ausüben. 
Jedenfalls kann man sagen, dass jener Geist der Unruhe, nachdem er sich abgearbeitet hat, 


                                                 
30 Jetzt hat sich erst der Gegenstand konstituiert, auf den sich später die berühmte „Staatsdefinition“ von Max 


Weber bezieht: „Staat ist diejenige menschliche Gemeinschaft, welche innerhalb eines bestimmten Gebiets – 
dies: ‚das Gebiet’, gehört zum Merkmal – das Monopol legitimer physischer Gewaltsamkeit für sich (mit Er-
folg) beansprucht“. Die Entwicklung des modernen Staates kommt überall dadurch „in Fluss, dass von Seiten 
des Fürsten die Enteignung der neben ihm stehenden selbständigen, ‚privaten’ Träger von Verwaltungsmacht: 
jener Eigenbesitzer von Verwaltungs- und Kriegsbetriebsmitteln, Finanzbetriebsmitteln und politisch ver-
wendbaren Gütern aller Art, in die Wege geleitet wird. Der ganze Prozess ist eine vollständige Parallele zu 
der Entwicklung des kapitalistischen Betriebs  durch allmähliche Enteignung der selbständigen Produzenten“. 
Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Zweiter Halbband, Köln 1964, S. 1043 und S. 1046. 


31 Wolfgang Reinhard: Geschichte der Staatsgewalt. Eine vergleichende Verfassungsgeschichte Europas von 
den Anfängen bis zur Gegenwart, München 1999, S. 379. 


32 Paul Kennedy: Aufstieg und Fall der großen Mächte. Ökonomischer Wandel und militärischer Konflikt von 
1500 bis 2000, Frankfurt am Main 1999, S. 132. 


33 Die Annexion von Schlesien war – so Perry Anderson (Lineages of the Absolutist State, London 1974, S. 
266) - die „vielleicht die wichtigste und lukrativste Erweiterung eines kontinentalen Staates in der Epoche ... 
sie vergrößerte die Bevölkerungszahl von Preußen auf einen Schlag um 50 %, d.h. um ca. 4 Millionen Men-
schen, und erweiterte Preußen zum ersten Mal mit einer relativ entwickelten ökonomischen Region im Osten, 
mit einer langen Tradition städtischer Manufakturen der Textilindustrie“. Mit der Eingliederung Schlesiens 
war das Gebiet des preußischen Staates um ein Drittel seines bisherigen Umfangs vergrößert worden. Auch 
der Raub polnischer Gebiete (1772) bedeutete für Preußen eine bedeutsame Verstärkung seiner politischen 
und ökonomischen Macht. 
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jetzt einer ruhigeren Haltung gewichen ist, so dass man keiner Zitadellen mehr bedarf, um 
sich der Treue eines Landes zu versichern“ (152).  


Der Absolutismus setzte sich (zwischen dem 16. und dem 18. Jahrhundert) durch, indem er 
(a) die Aristokratie (von der der Herrscher selbst ein Teil war) domestizierte (von der Macht 
ausschloss), und (b) den Widerstand der Städte (d.h. der Handelsbourgeoisie) gegen die Auf-
hebung ihrer Freiheit und Selbstverwaltung brach. Gleichzeitig war die Epoche der Bauern-
kriege zu Ende gegangen: in Teilen Europas hatten sie zur Befreiung der Bauern (Lockerung 
der feudalen Abhängigkeit bzw. zur Vertreibung der Bauern vom Land, „ursprüngliche Ak-
kumulation“ durch Enteignung, Entwicklung von Ware-Geld-Beziehungen über Handel und 
Produktion, frühe Formen der Lohnarbeit34) beigetragen, in anderen Teilen – insbesondere in  
Osteuropa, aber auch in Deutschland35 – waren diese sozialen Bewegungen blutig niederge-
schlagen worden; im Osten Europas festigte sich das System der Leibeigenschaft!  


Dass – wie Friedrich meinte – die „Revolution aus der Mode gekommen sei“, reflektiert 
einerseits diese historischen Bedingungen politischer Stabilität, die freilich durch den absolu-
tistischen Staat selbst reproduziert werden mussten: einerseits durch Gewalt und Repression, 
andererseits durch einen Typus rational-bürokratischer Herrschaft, der sich durch die Verwal-
tung, das Steuersystem, die Rechtsordnung, aber auch durch die Pflege der Wissenschaft und 
der Kultur sowie durch die Förderung der Ökonomie auszeichnet36. Auch diese Seiten der 
Staatstätigkeit werden von Friedrich im „Antimachiavell“ benannt; denn die Macht eines 
Staates beruht nicht allein auf seinen „Waffen“: „Die zum Leben notwendigsten Künste sind 
Ackerbau, Handel und Industrie. Die, welche dem menschlichen Geist am meisten Ehre ma-
chen, sind Mathematik, Philosophie, Astronomie, Beredsamkeit, Poesie, Malerei, Musik, 
Skulptur, Baukunst und Kupferstecherei; und was man sonst noch unter dem Namen der 
schönen Künste versteht... Die Industrie verschafft einem Staate vielleicht den größten Nutzen 
und Vorteil; denn durch sie befriedigt man die Bedürfnisse und den Luxus der Einwohner und 
zwingt selbst die Nachbarn, dem heimischen Gewerbefleiß Tribut zu zahlen. Sie verhindert 
einerseits, dass Geld aus dem Lande geht, und auf der anderen Seite bringt sie Geld ins Land“ 
(155 / 156).  


Hier – wie vor allem in den „Testamenten“ absolutistischer Herrscher der Zeit37 – wird 
immer wieder deutlich, wie die Herausbildung des neuzeitlichen Staates an das Geld (Staats-
ausgaben für Heer, Beamtenapparat, Hofhaltung - und Staatseinnahmen: Steuern, Zölle, Kon-


                                                 
34 Im Anhang zu seiner klassischen Studie „Die politische Theorie des Besitzindividualismus“ hat C. B. 


MacPherson (Frankfurt / Main 1973, S. 311 ff.) bevölkerungsstatistische Daten aus dem Jahre 1688 für Groß-
britannien ausgewertet, um zu zeigen, dass die Zahl der „Arbeiter und Bediensteten außer Haus“, also der 
Lohnarbeiter, zusammen mit den gemeinen Seeleuten schon fast 30 Prozent der erfassten Familien bildeten. 


35 In seiner „Allgemeine(n) Geschichte des Sozialismus und der sozialen Kämpfe“ (Berlin 1931, S. 307/308), 
die vor 1933 in der deutschen Arbeiterbewegung viel gelesen wurde, hatte Max Beer darüber geschrieben: 
„Die erste deutsche Revolution war zu Ende. Die Herren siegten und mit ihrem Sieg trat Deutschland in eine 
lange, lange Periode wirtschaftlichen, politischen, sozialen und kulturellen Stillstandes und Rückganges ein; 
die Blüten der städtischen Kultur verwelkten; der Frühkapitalismus blieb eine Episode; die Bauern versanken 
in Unfreiheit, und in vielen Gegenden wurden sie gelegt, ihrer Gemeinschaften radikal beraubt; die Reforma-
tion verknöcherte ... aber, die Ordnung hatte gesiegt; der Klassenkampf war erstickt; alle Rebellion niederge-
schlagen, die deutsche Volkskraft gebrochen. Um Jahrhunderte wurde die deutsche Entwicklung zurückge-
worfen“.  


36 „Die zentralisierte Staatsmacht, mit ihren allgegenwärtigen Organen – stehende Armee, Polizei, Bürokratie, 
Geistlichkeit, Richterstand, Organe, geschaffen nach dem Plan einer systematischen und hierarchischen Tei-
lung der Arbeit – stammt her aus den Zeiten der absoluten Monarchie, wo sie der entstehenden Bourgeoisge-
sellschaft als eine mächtige Waffe in ihren Kämpfen gegen den Feudalismus diente. Dennoch blieb ihre Ent-
wicklung gehemmt durch allerhand mittelalterlichen Schutt... Der riesige Besen der französischen Revolution 
des 18. Jahrhunderts fegte  alle diese Trümmer vergangener Zeiten weg und räumte so gleichzeitig den gesell-
schaftlichen Boden  von den letzten Hindernissen, die dem Überbau des modernen Staatsgebäudes im Wege 
gestanden“. Marx, Karl: Der Bürgerkrieg in Frankreich (1871), MEW 17, S. 336. 


37 Vgl. z. B. Politische Testamente der Hohenzollern, hrsgg. v. Richard Dietrich, München 1981. 
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tributionen, Raub) gebunden ist. Das heißt: Staat und die Entwicklung von Ware-Geld-
Beziehungen bilden in diesem Sinne eine Einheit, allerdings noch auf der Basis der Handels-
kapitals, des Manufakturkapitals, des städtischen Handwerks und  vor allem der Abgaben, die 
aus der unfreien, bäuerlichen Mehrheit der Bevölkerung herausgepresst wurden. Allerdings: 
die Beschaffung von Geld und Krieg gehören zusammen; denn je geringer die „inneren Quel-
len des Reichtums“ entwickelt sind, um so mehr musste das Geld (für die Selbsterhaltung des 
Staates) durch gewaltsame Eroberungen beschafft werden38. 


Auch daran wird der Übergangscharakter der Epoche und der absolutistischen Herrschaft 
deutlich, der zunächst durch die Überlagerung und das Nebeneinander der alten feudalen Ag-
rargesellschaft und der Ausbreitung neuer Eigentumsformen, von Ware-Geld-Beziehungen 
und neuen Märkten (über den Atlantik), aber auch durch neue Formen der Warenproduktion 
und der freien Lohnarbeit charakterisiert sind39. Marxistische Historiker schon früh darüber 
gestritten haben, ob denn nun der absolutistische Staat ein spätfeudaler oder ein frühbürgerli-
cher Staat gewesen sei40. Sie bezogen sich dabei meist auf ein Zitat von Friedrich Engels, der 
in seiner Schrift „Ursprung der Familie, des Privateigentums und des Staats“ (1884) die Ent-
stehung des Staates mit dem „Bedürfnis, die Klassengegensätze im Zaum zu halten“ begrün-
det und diesen als „in der Regel Staat der  mächtigsten, ökonomisch herrschenden Klasse“ 
bezeichnet. „ausnahmsweise“, so fährt er fort, „kommen Perioden vor, wo die kämpfenden 
Klassen einander so das Gleichgewicht halten, dass die Staatsgewalt als scheinbare Vermittle-
rin momentan eine gewisse Selbständigkeit gegenüber beiden erhält. So die absolute Monar-
chie des 17. und 18. Jahrhunderts, die Adel und Bürgertum gegeneinander balanciert“41.  


Bleiben wir noch einen Moment beim Übergangscharakter dieses Herrschaftstyps. Fried-
rich setzte sich für den Aufstieg Preußens ein – und er konstatierte eine innere Ruhe (Revolu-
tion „aus der Mode gekommen“) als Voraussetzung für eine stabile Herrschaft. In diesem 18. 
Jahrhundert wurden jedoch – gleichsam unter der Oberfläche des Machtkampfes der absolu-
tistischen Monarchien in Europa - Weichenstellungen vorgenommen, die nachhaltig auf die 
folgenden Jahrhunderte einwirkten, ohne dass dies den Akteuren in ihrer Zeit wirklich be-
wusst geworden wäre; denn – wie Hegel später in der Vorrede zur „Rechtsphilosophie“ fest-
stellen wird, die „Eule der Minerva“ hatte ihren Flug noch längst nicht angetreten.  
− Der Aufstieg Preußens zur stärksten Macht in Mitteleuropa stellte früh die Weichen für 


die Gründung des Deutschen Reiches unter preußischer Führung im Jahre 1871 – jetzt im 


                                                 
38 In einem Kommentar zu „Friederisiko“, einer Ausstellung im Potsdamer Neuen Palais (aus Anlass de 300. 


Jahrestages) macht Gustav Seibt (Süddeutsche Zeitung vom 28. /29. April 2012, S. 15) auf diesen Zusam-
menhang aufmerksam: „Friedrichs Risiko-Politik wäre natürlich ohne Geld nicht möglich gewesen, ohne an-
gespannte Wirtschaftskraft, merkantilistisch aus dem kargen Land gepresst. Wäre es nur ums Geld gegangen, 
hätte Österreich seines nördlichen Nachbarn um Längen geschlagen. Friedrichs Rendezvous mit dem Ruhm 
war kriegerisch, ein Resultat erbarmungsloser Disziplin und übermenschlich anmutender Willenskraft ....(mit 
Hinweis auf den geballten Reichtum, der in seinem Schloss zur Schau gestellt wurde): Seine Quelle war der 
Krieg. Er verschaffte Friedrich die Geldmittel des fetten Schlesien, dessen Marmor er in seinem Palast ver-
baute ...“ . 


39 In dem Abschnitt „Epochen ökonomischer Gesellschaftsformation“ in den „Grundrissen der Kritik der Politi-
schen Ökonomie, 1857-58“ (Berlin 1953) schrieb Karl Marx (S. 375): „Wenn freie Arbeit und Austausch die-
ser freien Arbeit gegen Geld, um das Geld zu reproduzieren  und verwerten, um von dem Geld als Ge-
brauchswert nicht für den Genuss, sondern als Gebrauchswert für Geld verzehrt zu werden, Voraussetzung 
der Lohnarbeit und eine der historischen Bedingungen des Kapitals ist, so ist die Trennung der freien Arbeit 
von den objektiven Bedingungen ihrer Verwirklichung – von dem Arbeitsmittel und der Arbeitsmaterial - eine 
andere Voraussetzung“. 


40 Vgl. Ulrich Wacker, Das Absolutismus-Problem: Staatsfeudalismus oder Frühform des bürgerlichen Staates? 
In; Frank Deppe u.a. (Hrsg.), Probleme der materialistischen Staatstheorie. Staat und Monopole (II), Berlin 
1977, S. 35 – 62, hier S. 42 ff. 


41 MEW 21: 166/7. Engels fügt dann noch den Bonapartismus (nach 1850) und das „deutsche Reich Bismarck-
scher Nation“ hinzu: „hier werden Kapitalisten und Arbeiter gegeneinander balanciert und gleichmäßig ge-
prellt zum Besten der verkommenen preußischen Krautjunker“. 
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Übergang zur nachholenden kapitalistischen Industrialisierung und zur imperialistischen 
Konkurrenz zwischen den führenden Staaten Europas. Das Denken in Machtkategorien 
(Primat der Politik und speziell der internationalen Machtpolitik) setzte sich auf besonders 
aggressive Weise fort (Treitschke, der allerdings jetzt den Machiavelli hochleben lässt42), 
gehört zur Vorbereitung des „Griffs nach der Weltmacht“ (Fritz Fischer), d.h. des Ersten 
Weltkrieges. Während im Westen Europas der Absolutismus durch eine bürgerliche Revo-
lution „von unten“ gestürzt wurde, wurde die verspätete „Einheit der Nation“ (d.h. die Be-
seitigung der zersplitterten Fürstenherrschaft) in Deutschland (und in Italien) durch eine – 
von der spätabsolutistischen  preußische Monarchie politisch (durch Bismarck) angeführ-
ten - in ihrem sozialökonomischen Kern aber bürgerlichen „Revolution von oben“ herge-
stellt43. 


− Der siebenjährige Krieg (1756 – 1762) - zwischen Preußen im Bündnis mit Großbritanni-
en / Hannover gegen das Bündnis Habsburg/Österreich, Frankreich und Russland ‒ war 
ein Weltkrieg; denn er wurde zwischen England und Frankreich auch in Nordamerika, in 
der Karibik, in Indien und auf den Weltmeeren ausgefochten – mit den folgenden Ergeb-
nissen: (1.) England wird die absolut führende Macht auf den Weltmeeren; (2.) Frankreich 
verliert in Amerika; England wird dann durch die amerikanische Revolution und Unab-
hängigkeit (1776) verdrängt, bleibt aber – auch aufgrund der inneren ökonomischen Ent-
wicklung (industrielle Revolution) die Weltmacht Nr. 1, während sich in Frankreich durch 
die Kriegskosten die Krise der Staatsfinanzen dramatisch zuspitzt und damit die Vorge-
schichte der französischen Revolution von 1789 eröffnet wird; (3.) mit Gründung der 
USA – mit der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und der Etablierung einer Re-
publik, d.h. der Anerkennung des Prinzips der Volkssouveränität – konstituiert sich ein 
Staat, der sich sowohl als antiabsolutistisch als auch als antikolonialistisch begreift und 
der schon mit seiner Gründung auf die europäischen Verhältnisse – nicht nur auf Frank-
reich 1789, sondern sogar auf Preußen, wo die Entwicklung in Amerika genau verfolgt 
wird44 – ausstrahlt. 


− Kurzum: gleichsam unter der Oberfläche der absolutistischen Machtpolitik  des 18. Jahr-
hunderts wirkten die Kräfte jener „Doppelrevolution“, die Eric Hobsbawm im ersten Band 
seiner großen Geschichte des langen 19. Jahrhundert, mit dem Titel „Das Zeitalter der Re-
volutionen“, analysiert: Die „industrielle Revolution“ wird gemeinhin mit der Erfindung 
der Dampfmaschine (1776) in eins gesetzt und sollte – in der Zukunft ‒ die ökonomischen 
und sozialen Strukturen des agrarisch geprägten Kontinents (zuerst natürlich in Großbri-
tannien) radikal verändern.  Die „politische Revolution“ hingegen  artikulierte sich in den 
Losungen „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“  der französischen Revolution von 1789 
(aber schon in den Botschaften und Resultaten der US-amerikanischen Revolution von 
1776). Ihr universeller Charakter bestand darin, dass sich ihre Forderungen auf alle Men-
schen bezogen. Damit wurden nicht nur in Europa, sondern in der ganzen Welt Maßstäbe 
gesetzt, an denen  fortan politische Herrschaft und die Verfassung der Gesellschaft zu 
messen waren45. Dass die preußische Armee im Jahre 1806 bei Jena den von Napoleon ge-
führten französischen Truppen (die ja zunächst angetreten waren, um die Völker Europas 
von der Knechtschaft der absolutistischen Monarchien zu befreien) unterlag, war auch 
(zunächst nur kurzfristig) Ausdruck nicht nur der Rückständigkeit, sondern auch der Un-


                                                 
42 Vgl. Meinecke, a.a.O., S. 488 ff. 
43 Anderson, a.a.O., S. 431. 
44 Auch umgekehrt: während des siebenjährigen Krieges bestellte der amerikanische Regimentsführer George 


Washington (später erster Präsident der USA) eine Bronzebüste des Preußenkönigs, die er in seinem Hause 
aufstellte; allerdings: Washington bewunderte Friedrich als Feldherrn – aufgrund seiner politischen Anschau-
ungen kritisierte er ihn jedoch als „Schandfleck“. Vgl.  Jürgen:Overhoff:  Friedrich der Große und George 
Washington. Zwei Wege der Aufklärung, Stuttgart 2011. 


45 Eric Hobsbawm: The Age of Revolution. Europe 1789 – 1848, London 1962. 
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terlegenheit des „preußischen Modells“, das durch die Politik Friedrich II. gefestigt wor-
den war.  


 
Ich komme noch einmal auf die Bemerkung von Friedrich Engels über das Ausbalancieren 
des relativen Kräftegleichgewichts der Klassen durch den absolutistischen Staat zurück. Für 
das Preußen Friedrich II. trifft dies wohl kaum zu; für das Bismarck Reich (nach 1871), das 
Engels ausdrücklich erwähnt, dagegen schon eher! Hier muss also eine zweite Differenzie-
rung hinsichtlich des Übergangscharakters der Epoche des Absolutismus hinzugefügt werden: 
die unterschiedlichen Wege in West- und Osteuropa, wobei (idealtypisch) – wie bereits er-
wähnt – (a) ursprüngliche Akkumulation (Freisetzung von Arbeitskraft) gegen Festigung der 
Leibeigenschaft, und (b) das Ausmaß der Integration in die neuen Strukturen des Weltmarktes 
und des Welthandels (als Erschließung neuer Quellen des Reichtums) seit dem späten 15. 
Jahrhundert eine zentrale Rolle spielten. Perry Anderson hat in seiner großartigen Studie über 
den absolutistischen Staat (1974) diese Differenz – und ihre Bedeutung für die folgenden 
Jahrhunderte  - in den Mittelpunkt gerückt. Die absolutistischen Monarchien Europas waren 
immer noch feudale Staaten: „die Herrschaftsmaschine der Aristokratenklasse, die das Mittel-
alter beherrscht hatte. Aber, die Gesellschaftsformationen, die sie in Westeuropa beherrsch-
ten, waren eine komplexe Kombination von feudalen und kapitalistischen Produktionsweisen, 
mit einer allmählich aufsteigenden städtischen Bourgeoisie und einer zunehmenden ursprüng-
lichen Akkumulation von Kapital auf der internationalen Ebene (man könnte auch sagen: zu-
nehmende Bedeutung des Weltmarktes, F.D.). Es war das Ineinandergreifen dieser beiden 
antagonistischen Produktionsweisen innerhalb einer Gesellschaft, das die Übergangsformen 
des Absolutismus vorantrieb“.  In Osteuropa hingegen, wurde die „gesellschaftliche Macht 
des Adels nicht durch eine aufsteigende städtische Bourgeoisie herausgefordert ... auf die 
Leibeigenschaft aufgebaut, war der feudale Charakter der Staatsstruktur unverblümt und ma-
nifest“, wobei für dessen Herausbildung auch der „zunehmende militärische Druck des fort-
geschritteneren Westens“ von Bedeutung war“46.  


Preußen lag gleichsam in der Mitte. Auch hier gab es – gefördert durch den König – eine 
sich entwickelnde Warenwirtschaft, Manufakturen und ein städtischen Bürgertum. Im Westen 
waren diese Verhältnisse allerdings weiter entwickelt als im Osten; dort bestimmten die Ver-
hältnisse der Grundherrschaft auf dem Lande (Junker) sowie das Arrangement zwischen Herr-
scher und Adel ganz eindeutig die ökonomische und politische Struktur der Herrschaft. 
„Friedrich“, so Ingrid Mittenzwei, „setzte alle Machtmittel des Staates ein, um die bestehende 
Struktur der Gesellschaft aufrechtzuerhalten. Der Staat Friedrichs II. war ständisch gegliedert, 
das heißt die Stellung der in einem langen historischen Prozess entstandenen Klassen  und 
Schichten der spätfeudalen Gesellschaft war zugleich rechtlich fixiert ... (er) war seinem Cha-
rakter nach ein Machtinstrument der herrschenden Adelsklasse, auch wenn der Adel nur über 
seine unmittelbaren Untertanen exekutive Gewalt hatte“47. Dass Preußen an der Schnittstelle 
zwischen West- und Osteuropa lag, zeigt sich eben auch daran, dass 1. die sozialökonomische 
Basis des Regimes eindeutig dem osteuropäischen Typus zuzurechnen ist, während 2. der 
Herrscher selbst, der sich als „aufgeklärter Absolutist“ verstand, seine Herrschaftsmethoden 


                                                 
46 Anderson, a.a.O., S. 428 ff.. Anderson schließt diesen Vergleich mit einem Hinweis auf den Charakter der 


Revolutionen, die den Absolutismus ablösten: „Im Westen wurden die Monarchien Spanien, England und 
Frankreich durch bürgerliche Revolutionen von unten überwunden; die italienischen und deutschen Fürsten-
tümer wurden durch eine bürgerliche Revolution von oben eliminiert. Im Osten, auf der andere Seite, wurde 
das russische Zarenreich schließlich durch eine proletarische Revolution vernichtet. Die Konsequenzen der 
Teilung des Kontinents ... sind also immer noch bei uns“.  


47 Mittenzwei, a.a.O., S. 81/82, fährt fort: „Der Adel verfügte neben dem Monopol an Grund und Boden über 
wichtige andere Vorrechte. Er brauchte in den alten Provinzen – bis auf wenige Ausnahmen – keine Steuern 
zu zahlen. Steuerzahler waren die Bürger in den Städten und die Bauern auf dem Lande. Der Adel nahm auch 
die wichtigsten Positionen in der Beamtenhierarchie ein, und er stellte das Gros der Offiziere.“. 
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und die Kultur seines Landes – also (etwas „vulgärmarxistisch“) den „Überbau“ ‒ nach Wes-
ten öffnete. Das belegt zunächst seine Vorliebe für die französischen Aufklärer in seiner Ta-
felrunde sowie seine Liebe für die Musik und die Kultur, insbesondere für die französische 
Sprache und Kultur (eingeschlossen die Verachtung der deutschen Sprache und Kultur seiner 
Zeit48). Dazu kamen durchaus moderne Elemente seiner Herrschaft: die Abschaffung der Fol-
ter und der Zensur,  die religiöse Toleranz (dass „jeder nach seiner Facon“ selig werden sol-
le)49, die Aufnahme von verfolgten Philosophen (zu denen auch im Jahre 1762 Jean-Jacques 
Rousseau gehörte)50 und schließlich die Bemühungen um eine Justizreform, die allerdings nur 
schleppend voran kamen und erst nach seinem Tode mit der „Allgemeinen Gerichtsordnung“ 
(1790) und dem „Allgemeinen Landrecht“ (1794) – jetzt schon unter dem Eindruck der Er-
eignisse in Frankreich seit 1789 – zu einer für ganz Preußen geltenden Rechtsordnung  abge-
schlossen wurden51. Ein großer Staat mit einer großen Bevölkerung und einem großen Heer 
bedarf einer rationalen Rechtsordnung und vor allem einer effektiven Finanz-Verwaltung, um 
zu funktionieren. „Keine Macht“, so schrieb er in seinem Politischen Testament von 1752, 
„vermag sich ohne geregelte Finanzwirtschaft Ansehen zu verschaffen“52 – diese frühe Form 
des Rechtsstaatsgedankens, der für die weitere Geschichte Preußens sehr wichtig sein sollte,  
deutet schon an, dass Friedrich sehr wohl für die Entwicklung des neuzeitlichen, frühbürgerli-
chen Denkens über den Staat ein offenes Ohr hatte. 


Zur Modernität im Denken von Friedrich II. gehörte daher auch, dass er sich - nicht nur 
durch die Vermittlung von Voltaire – mit den „Klassikern“ des bürgerlichen Vertragsdenkens 
Thomas Hobbes („Leviathan“, 1651), John Locke („Two Treatises on Government“, 1690)  
und (zu seinen Lebzeiten) Montesquieu („De l’Espirt des Lois“, 1748) befasste. Immerhin 
wurde Montesquieu 1747 in die Berliner Akademie der Wissenschaften – natürlich mit dem 
Segen des Herrschers, der vor dieser Akademie 1750 eine Abhandlung über Gründe, Gesetze 
einzuführen oder abzuschaffen verlas – aufgenommen. Der Bezug auf diese Linie des Den-
kens bleibt aber widersprüchlich. Auf der einen Seite übernimmt Friedrich von Hobbes (und 
Locke) den Grundgedanken des Gesellschaftsvertrages, der die monarchische Herrschaft nicht 
mehr aus „göttlicher Gnade“ oder aus der Zustimmung der Aristokratie, sondern aus dem 
Konsens zwischen Herrscher und „Volk’“ (bzw. Untertanen) ableitete; so wird der absolutisti-
sche Monarch als „erster Diener ... der unter seiner Herrschaften stehenden Völker“ bezeich-
net53. Die Staatsräson, das „Interesse des Staates an sich selbst“,  wird so zum entscheidenden 
Bezugspunkt politischer Herrschaft. Im Jahre 1770 ließ er vor der Berliner Akademie einen 


                                                 
48 „Friedrich hätte Lessing und Winckelmann haben können, später gewiss auch den in Dessau gefeierten Her-


der sowie Wieland und Goethe, die dann alle bei Friedrichs Nichte Anna Amalia in Weimar landeten – allein, 
er hatte nur Spott für die deutsche Literatur“, Seibt, a.a.O., S. 15. 


49 Im  Umgang mit den Juden zeigten sich freilich die Grenzen dieser Toleranz.  Das revidierte „Generalprivi-
leg“ von 1750 teilte die Juden in 6 Klassen ein, nur die Wohlhabendsten (oberste Klasse) durften in den Groß-
städten wohnen. Diesen Hinweis verdanke ich Hermann Klenner! 


50 Als Jean Jacques Rousseau 1762 auf der Flucht war und seine Schriften verboten wurde, fand er in der preu-
ßischen Enklave Neuchatel / Neuenburg (in der Schweiz) bis 1765 Asyl, das ihm – nach einem Bittschreiben 
– Friedrich II. (zusammen mit einem bescheidenen Geldbetrag) persönlich gewährte: „Es gilt diesem armen 
Unglücklichen (Rousseau) Erleichterung zu schaffen, da seine Sünde allein darin besteht, eigenartige Ansich-
ten zu hegen“. Die Lehren von Rousseau lehnte Friedrich II. ab; er ignorierte dessen Kritik am Absolutismus 
und wie viele andere missverstand er dessen Lehre vom glücklichen Naturzustand der Menschheit. An einen 
Vertrauten schrieb Friedrich, Rousseau könne ihn nicht überzeugen, Gras zu fressen und auf allen Vieren zu 
laufen! Vgl. Jens-Peter Gaul, Jean-Jaques Rousseau, München 2001, S. 119 ff. Die radikale politische Theorie 
einer direkten Demokratie, die Rousseau im « Contrat Social » vertrat, schien Friedrich II. nicht zu stören. 


51 Der berühmte Fall des Müller-Arnold ist durch ambivalent: denn Friedrich entschied hier gegen die Richter, 
sah sich „gezwungen, den Männern des Rechts auf die Finger zu schauen; denn ein ungerechter Richter ist 
schlimmer als ein Straßenräuber“, zit. n. Bedikowski, a.a.O., S. 119. 


52 Friedrich der Große, Das Politische Testament von 1752, Stuttgart 1974, S. 7. 
53 Friedrich der Große, Antimachiavell, a.a.O., S. 97. 
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Versuch über die Eigenliebe, als Grundsatz der Moral verlesen. Darin bezog er sich wiede-
rum auf Hobbes, der den Gesellschaftsvertrag – bei Friedrich der Unterwerfungsvertrag, der 
aber auf einem Konsens beruht – aus der Notwendigkeit ableitete, den „Krieg aller gegen al-
le“ zu beenden, der daraus entsteht, dass ein Jeder seine eigenen Interessen verfolgt. Hobbes 
unterscheidet schon demokratische und monarchische Regime; beim letzteren „erwirbt der 
Herr die Bürger durch seinen Willen“. „Ein wohlmeinender und gerechter Alleinherrscher übt 
(die Herrschaft, als Erbmonarchie) über ein ihm in bewusster und dankbarer ‚Untertänigkeit’ 
verbundenes Volk (aus), das seine Regierung stillschweigend anerkenne...“54. Um den Bür-
gerkrieg zu vermeiden – so Friedrich II. – müssen die Menschen dem Willen des Alleinherr-
schers folgen. Das wiederum setzt voraus dass der Herrscher durch das Recht herrscht und – 
wie Friedrich im 1. Kapitel des „Antimachiavell“ betont hatte (96) – das „Hauptaugenmerk“ 
auf die „Gerechtigkeit“ legt und „für die Wohlfahrt seines Volkes“ sorgt. Auch bei Johne Lo-
cke – jetzt allerdings nach der englischen Revolution von 1688 - findet sich der Gedanke, dass 
das Verhältnis von König und Volk als eine Art „Treuhandschaft“ zu begreifen sei, „in deren 
Obhut die Gesellschaft mit ihren Grundrechte stehen sollte“55. Locke radikalisiert diesen Ge-
danken allerdings zum Konzept der (begrenzten) Volkssouveränität, d.h. der Legitimation der 
politischen Herrschaft durch Wahlen, der Begrenzung der Macht des Staates durch die Gewal-
tenteilung und die Konzentration der legislativen Gewalt beim Parlament. 


Diese rationalisierte und modernisierte Variante der Begründung absolutistischer Herr-
schaft durch Friedrich II. musste schon in der Konfrontation mit der sozialen und politischen 
Realität des preußischen Junker- und Klassenstaates, mit seinen barbarischen Methoden der 
Ausbeutung und der Disziplinierung des „Volkes“ (nicht nur in der Armee) als ziemlich krude 
Ideologie erkennbar sein56. Dazu kommt, dass Friedrich II. gerade die wesentlichen Bestand-
teile des bürgerlichen Vertragsdenken, des „neuen Naturrechts“, ignoriert: bei Hobbes ent-
steht der Vertrag aus dem Konsens freier, gleicher und vernünftiger Individuen; Locke radika-
lisiert diese Grundüberlegung zu einer Theorie der systematischen Begrenzung der staatlichen 
Macht, damit zu einer politischen Theorie der individuellen Freiheit und der Volkssouveräni-
tät. Die Menschenrechte sind jetzt als individuelle Freiheitsrechte begriffen, die als vorstaatli-
ches Recht anerkannt werden müssen. Allerdings sind diese Rechte in der Praxis auf die Klas-
se der Besitzenden und Gebildeten beschränkt. Montesquieu schließlich vertrat ebenfalls eine 
konsequente Lehre von der Gewaltteilung und lobte das britische System der (durch die Glo-
rious Revolution von 1688 gefestigten) konstitutionellen Monarchie. Alle diese Überlegungen 
wurden von Friedrich II. kompromisslos abgelehnt. Die Macht des Parlamentes in England 
hielt er für einen eklatanten „Fehler in der Regierungsform“; kurzum: er bestand darauf, allein 
– ohne Rücksicht auf ständische oder parlamentarische Institutionen ‒ zu entscheiden und er 
lehnte das Prinzip der Volkssouveränität und der Gewaltenteilung ebenso entschieden ab wie 
das der bürgerlichen Freiheit des Individuums. Demokratien – so seine Überzeugung – enden 
unvermeidlich im Chaos. Dass er allein ‒ von oben ‒ alles zu entscheiden habe, war ihm stets 
selbstverständlich! 


Mit der Erklärung der allgemeinen Menschenrechte in der amerikanischen Revolution 
(1776), die  deutlich von John Locke inspiriert war, und der Konstitution der „Vereinigten 
Staaten von Amerika“ als Republik (das Jahr 1789 erlebte Friedrich  nicht mehr) wurden jene 
fortschrittlichen  Gedanken der Aufklärung praktisch-politisch verwirklicht, die der preußi-


                                                 
54 Overhoff, a.a.O., S. 33. 
55 Ebd. 54. 
56 Bendikowski, a.a.O., S. 130, weist darauf hin, dass die Nachricht vom Tode Friedrichs II. in Berlin eher mit 


Erleichterung aufgenommen wurde. „In ihrer großen Mehrheit hatten die Preußen schon seit einigen Jahren 
genug vom alten König“. Der französische Gesandte Graf Mirabeau beschrieb die Stimmung so: „Jedes Ge-
sicht zeigt Erleichterung und Hoffnung, nicht ein Bedauern, nicht ein Seufzer, nicht ein Wort des Lobes. Das 
also ist das Ergebnis aller seiner Siege und seines Ruhmes, einer Regierung von beinahe der Dauer eines hal-
ben Jahrhunderts ... Jedermann ersehnte sich ihr Ende und begrüßte es, als es da war“.  
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sche König als der Vertreter des Prinzips der Aufklärung absolutistisch-monarchischer Prä-
gung „von oben“ entschieden ablehnte. Obwohl Friedrich und George Washington, der erste 
Präsident der USA, übereinander recht gut informiert waren und  ihre militärischen Fähigkei-
ten (wechselseitig) bewunderten, so unterschieden sie sich doch in ihren politischen Auffas-
sungen radikal. In einem Nachruf sprach Washington – nach einer Würdigung der militäri-
schen und politischen Leistungen Friedrichs – von einem „Schandfleck“, da er noch als kran-
ker, alter Mann, sein Preußen als ein ungezügelter Alleinherrscher regiert habe57. Immerhin 
hatte Preußen im Siebenjährigen Krieg – mit Frankreich als Gegner – an der Seite jener Ame-
rikaner gestanden, die (noch für England) gegen die Franzosen (in Amerika)  siegreich waren. 
Und noch im Jahre 1785, ein Jahr vor seinem Tod, (als die revolutionären Botschaften aus den 
USA schon in Europa, auch in Berlin, angekommen waren, und kurz darauf in Paris explo-
dierten) schloss Friedrich einen Handelsvertrag mit der amerikanischen Republik ab, dessen 
erster Artikel sich für „unverbrüchliche, feste und aufrichtige Freundschaft und Frieden zwi-
schen beiden Mächten aussprach“58. 


Die Aufklärer des 18. Jahrhunderts waren eine Gruppe von Intellektuellen, die meist aus 
der Oberschicht bzw. der oberen Mittelschicht stammten und grenzüberschreitend vernetzt 
waren. Rheinsberg und der Hof von Sanssouci – wo Friedrich mit Voltaire oder de la Mettrie 
einige der bedeutendsten Aufklärer traf ‒ waren Stätten solcher Vernetzung, in der der König 
seine intellektuellen und literarischen Bedürfnisse – im Medium der französischen Sprache – 
befriedigen konnte. Von weitaus höherer Intensität und Produktivität waren im 18. Jahrhun-
dert freilich die Beziehungen zwischen der französischen Aufklärung und der Aufklärung in 
Schottland, in Edinburgh und Glasgow, repräsentiert durch die Namen des Philosophen David 
Hume und des Moralphilosophen und Ökonomen Adam Smith, dessen Hauptwerk über den 
„Wohlstand der Nationen“ („Wealth of Nations“) im Jahre 1776 erschien59. Beide hielten sich 
längere Zeit in Frankreich auf und pflegten dort enge Kontakte zu den Enzyklopädisten. Um 
den universellen Charakter dieses Netzwerkes zu verdeutlichen, sei noch der Amerikaner 
Benjamin Franklin60 erwähnt, der sowohl mit den schottischen als auch mit den französischen 
Aufklärern engen Kontakt hielt61. Im Jahre 1778 umarmten sich Franklin und Voltaire (dieser 
kurz vor seinem Tod) vor den Mitgliedern der Pariser Akademie der Wissenschaften. Sie fei-
erten dabei nicht nur den Abschluss eines Vertrages zwischen Frankreich und den USA; es 
war auch eine Demonstration des Franzosen für das neue politische System, das Franklin ver-
trat. Ein Jahrzehnt später (im März 1790) schickte Lafayette den Schlüssel der Bastille nach 
Amerika! 


Die schottischen Aufklärer vertraten eine Philosophie der politischen und ökonomischen 
Freiheit, die frontal gegen die alte feudal-aristokratische Rang- und Privilegienordnung, gegen 


                                                 
57 Overhoff, a.a.O., S. 10. 
58 Ebd. 311. 
59 Gerhard Streminger: David Hume. Der Philosoph und sein Zeitalter, München 2011, S. 51: „Das kleine 


Schottland, von Engländern so oft mit Geringschätzung behandelt, brachte im 18. Jahrhundert eine Energie, 
Originalität und Weite des Denkens zur Entfaltung, wie man sie in nur ganz wenigen Epochen der Mensch-
heitsgeschichte wiederfindet“ (es folgt eine Liste der „50 Genies und Gelehrten“, zu der auch James Watt, der 
Erfinder der Dampfmaschine gehörte). 


60 Benjamin Franklin (1706 – 1790), Verleger, Naturwissenschaftler, Politiker, Schriftsteller, der bekannteste 
und typischste Amerikaner seiner Zeit (am Anfang der Revolution Botschafter in Paris), war nicht nur der Er-
finder des Blitzableiters, sondern brachte mit seinem Satz „Time is Money!“ das Grundgesetz des modernen 
Kapitalismus („Ökonomie der Zeit“) auf den Begriff! 


61 Der preußische Offizier Friedrich Wilhelm von Steuben schloss sich über seine Verbindung zu Franklin (in 
Paris) dem Unabhängigkeitskampf der Amerikaner an und wurde im Hauptquartier von George Washington 
zum Generalinspekteur der amerikanischen Truppen ernannt (ebd. 303). Auch Goethe (in Weimar) „erwärmte 
sich seit Beginn der 70er Jahre für die nordamerikanischen Staaten; eine Zeitlang erwog er sogar ernsthaft 
nach Amerika auszuwandern“. Sein Urteil über das preußische Regime wurde immer negativer! (Overhoff, 
a.a.O., S. 304/5). 
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den politischen Absolutismus, aber auch gegen die wirtschaftspolitischen  Lehren des Mer-
kantilismus gerichtet war. David Hume z. B. betrachtete die neue (bürgerliche) Mittelklasse 
als den „Träger der Zivilisation; und die ökonomische Tätigkeit von Unternehmern und Händ-
lern erachtete er in fast allen Fällen als vorteilhaft für die Gesellschaft, wird doch dadurch das 
Glück der Menschen und die Macht des Staates befördert“62. Mit anderen Worten: die schotti-
sche Aufklärung war überwiegend bürgerliches Klassendenken! Der Fortschritt der Zivilisati-
on beruht auf dem Privateigentum, seiner freien Nutzung, die nicht durch den Staat be-
schränkt werden darf. In einem späten Essay On the Origin of Government schrieb Hume über 
das Verhältnis von Autorität und Freiheit im Gemeinwesen: Die notwendige „Autorität, die 
die Freiheit begrenzt, kann und sollte wohl auch in keiner Verfassung absolut und unkontrol-
lierbar werden ... Eine Regierung kann nach allgemeinem Urteil ‚frei’ genannt werden, wenn 
darin  eine Teilung der Macht zwischen mehreren Mitgliedern möglich ist, deren gemeinsame 
Autorität weder kleiner noch im Allgemeinen größer ist als die jedes Monarchen. Im norma-
len Ablauf der Regierung müssen die Mitglieder nach allgemeinen und gleichen Gesetzen 
handeln, die zuvor ihnen und all ihren Untertanen bekannt sein müssen. In diesem Sinn kann 
behauptet werden, dass Freiheit die Vervollkommnung bürgerlicher Gesellschaft darstellt“63. 


Das sind Grundgedanken des ökonomischen und politischen Liberalismus, die von den 
Anhängern der „alten Ordnung“, natürlich auch von Friedrich, entschieden abgelehnt wurden. 
Für unseren Zusammenhang ist freilich wichtig, das hier die Quellen des ökonomischen 
Reichtums („Wealth of Nations“) und der politischen Macht neu bestimmt werden – und dass 
darin (und das ist für unsere Beschäftigung mit Friedrich und Preußen im 18. Jahrhundert be-
deutsam) die objektiven Schranken eines Regimes deutlich werden, das (a) die gesellschaftli-
che Ordnung immer nur „von oben“, d.h. aus der Sicht des absolutistischen Herrschers (und 
„seines Staates“) zu denken vermag, und (b) die Finanzierung dieses Staates durch Krieg und  
Eroberung sowie durch die Ausbeutung der unfreien Bauernschaft, also durch Gewalt, sicher 
gestellt werden muss. Selbst die Ansätze von wirtschaftspolitischen Denken im Absolutismus, 
die z. B. bei Quesnay im 18. Jahrhundert entwickelt wurden („Physiokraten“), beruhen – so 
die Kritik von Adam Smith – auf einem fundamentalen Irrtum; denn sie bewerten die Arbeit 
der Handwerker, der Manufakturen und der Kaufleute – im Unterschied zur Arbeit in der 
Landwirtschaft ‒ als unproduktiv („classe stérile“). Der Fortschritt, der mit der Teilung der 
Arbeit, der Entwicklung der Produktivität und dem Austausch über den Markt  verbunden ist, 
verlangt daher ein System der „politischen Ökonomie“, das die Hindernisse für den freien 
Handel sowohl in der Landwirtschaft als auch im güterproduzierenden Sektor der Wirtschaft 
beseitigt, also den Einfluss und die Kontrolle des Staates zurücknimmt. Der Reichtum einer 
Nation – so Smith in seinem epochemachenden Werk ‒  kann daher mehr im freien Fluss der 
produzierten Güter (wir würden heute sagen: in seinem Volkseinkommen) als in seinen Gold- 
und Silberreserven gemessen werden64. Smith vertrat eine Theorie der  „natürlichen Freiheit”. 
Diese argumentiert, „dass ein System der freien Märkte und des freien Austausches den 
Reichtum der Nation vermehren wird”. Gleichzeitig warf Smith damit die provokante Frage 
auf, „warum sich der Fortschritt des Wohlstandes in Europa nur so langsam entwickelt hat-
te”65. 


                                                 
62 Streminger, a.a.O., S. 343. 
63 Hume, zit. n. ebd. S. 553. 
64 Franz,Mehring, a.a.O., S. 129 bemerkt über den Zusammenhang von Merkantilismus und Absolutismus: „das 


Merkantilsystem ... wurde für (diesen) ein Hebel seiner dynastischen Interessen: es ermöglichte ihm das So-
phisma, wonach Geldbesitz und Reichtum einer Nation ein und dasselbe sind“.  


65 Nicholas Phillipson, Adam Smith. An Enlighted Life, New Haven and London 2010, S. 205. Die berühmte 
Formulierung bei Smith lautet: “Räumt man also alle Systeme der Begünstigung oder Beschränkung völlig 
aus dem Wege, so stellt sich das klare und einfache System der natürlichen Freiheit von selbst her. Jeder 
Mensch hat, solange er nicht die Gesetze der Gerechtigkeit verletzt, vollkommene Freiheit, sein eigenes Inte-
resse auf seine eigene Weise zu verfolgen und seinen Fleiß sowie sein Kapital mit dem aller anderen in Wett-
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Die schottischen Aufklärer reflektierten eine gesellschaftliche und politische Entwicklung, 


die realhistorisch bald die historischen Grenzen des Absolutismus markieren sollte. Ihre poli-
tische Theorie betonte die individuelle Freiheit und die „Volkssouveränität“ als Quelle der 
Legitimation von Staatlichkeit; ihre ökonomische Theorie des Freihandels begründete Wohl-
stand und sozialen Fortschritt aus der Ökonomie (als der Quelle des Wachstums und des 
Reichtums der Nationen selbst) selbst, aus Privateigentum, Arbeitsteilung, Produktivität und 
Tausch / Markt, die sich frei von staatlicher Regulation (Merkantilismus) entwickeln sollen. 
Diese Potenziale des Fortschritts mussten den Herrschern des Absolutismus, auch den aufge-
klärten Monarchen wie Friedrich, fremd bleiben. Sie identifizierten die Ordnung und den 
Reichtum der Gesellschaft mit der Macht des Staates (civil society, political economy). Der 
Staat wird entweder als „Leviathan“ oder als „Präzeptor“ gedacht, der die Gesellschaft von 
oben ordnet (durch Recht und Gesetz), durch die staatlichen Repressionsapparate (Polizei, 
Justiz)  und über eine erfolgreiche Macht-, d.h. Außenpolitik seinen Reichtum mehrt. .Bei den 
schottischen Aufklärern hingegen beginnt – zu Lebzeiten von  Friedrich II. – ein Denken, das 
– so der Soziologe Hellmut Willke (ein Schüler von Niklas Luhmann), „dem seit Machiavelli 
und Hobbes formulierten gesellschaftlichen Primat der Politik die Grundlage ... entzieht“66, 
das in Hegels „Rechtsphilosophie“ (die im post-frederizianischen Berlin entstand) in wider-
sprüchlicher Weise den Staat aus der bürgerlichen Gesellschaft ableitet, aber diesen zugleich 
über diese erhebt.  


Die Grenzen des Absolutismus werden (a) politisch: durch die französische Revolution 
von 1789, und (b) ökonomisch: durch die industrielle Revolution – zunächst in England zum 
Ende des 18., Jahrhunderts – offenbar. Der Staat wird mehr und mehr – wie es später Her-
mann Heller formuliert hat (natürlich auch mit Blick auf die marxistische Staatstheorie) – als 
„Wirkungsform der Gesellschaft“ begriffen (und nicht umgekehrt). Der Liberalismus begrün-
dete ein neues System der bürgerlichen Klassenherrschaft; gleichwohl haben die sozialisti-
schen und kommunistischen Theorien und Bewegungen des 19. Jahrhunderts an dem Grund-
gedanken der Emanzipation der Gesellschaft von den Fesseln staatlicher Herrschaft (jetzt des 
bürgerlichen Klassenstaates), also der Regulation von oben, nicht nur festgehalten – sie haben 
diese Erkenntnis sogar fortgeführt und radikalisiert. Mit am deutlichsten hat dies Friedrich 
Engels formuliert: „Der erste Akt, worin der Staat wirklich als Repräsentant der ganzen Ge-
sellschaft auftritt – die Besitzergreifung der Produktionsmittel im Namen der Gesellschaft -, 
ist zugleich sein letzter selbständiger Akt als Staat. Das Eingreifen einer Staatsgewalt in ge-
sellschaftliche Verhältnisse wird auf einem Gebiet nach dem anderen überflüssig und schläft 
dann von selbst ein. An die Stelle der Regierung über Personen tritt die Verwaltung von Sa-
chen und die Leitung von Produktionsprozessen“67 – an der Realisierung dieser Perspektive 
sind (so fügen wir hinzu) gewiss auch die staatsozialistischen Systeme im Gefolge der Okto-
berrevolution (die auf ihre Weise,  mit neuen Zielen, die Tradition des Absolutismus fortsetz-
ten) gescheitert. Die Gründe dafür zu erörtern, liegt nun außerhalb des Themas dieser Vorle-
sung! 


Ich komme zum Schluss auf Machiavelli und Friedrich II. zurück. Es gibt zwischen ihnen 
mehr Verbindungen, als der junge Friedrich in seinem „Antimachivall“ zugeben wollte. Beide 
denken Politik von oben, aus der Perspektive des Staates (bzw. des Fürsten); beide gehören 
der Epoche des Absolutismus an.  Machiavelli bewunderte den frühen Absolutismus, wie er 


                                                                                                                                                         
bewerb zu bringen. Das Staatsoberhaupt wird dadurch gänzlich einer Pflicht enthoben, bei deren Ausübung es 
immer unzähligen Täuschungen ausgesetzt sein muss, und deren richtiger Erfüllung keine menschliche Weis-
heit und Kenntnis hinreichen würde: die Pflicht nämlich, den Gewerbefleiß der Privatleute zu überwachen 
und ihn auf das Gemeinwohl hinzulenken“ (zit. n. Werner Hofmann, Wert- und Preislehre, Sozialökonomi-
sche Studientexte Band 1, Berlin 1964, S. 53). 


66 Helmut Willke, Ironie des Staates, Frankfurt / Main 1992, S. 7. 
67 Friedrich Engels, Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft, MEW 19, S. 180 – 228, 


hier S. 224. 
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sich im Flächenstaat Frankreich  (oder auch in Großbritannien) Anfang des 16. Jahrhunderts 
konsolidierte. Das Zentralthema des „Principe“ ist die Gründung eines neuen Staates in Ita-
lien, der die politische Zersplitterung überwindet. Machiavelli weiß um den Niedergang der 
Stadtrepubliken – und zwar nicht nur aufgrund innerer Krisen, sondern auch, weil sie den  
großen und reicheren Flächenstaaten unterlegen sein müssen, die mehr Geld haben und des-
halb auch eine schlagkräftigere Armee bezahlen können. Seine Hoffnung auf die Gründung 
eines solchen italienischen Staates ist zu seiner Zeit absolut illusorisch; gerade das macht den 
utopischen Charakter des Schlusskapitels, des Aufrufs, Italien von den Barbaren zu befreien 
und zu einigen, aus. In diesem Krisenbewusstsein wurzelt letztlich die innere Spannung des 
„Principe“. Friedrich hingegen denkt aus der Perspektive (a) des im Inneren stabilisierten Flä-
chenstaates, und (b) der Machtpolitik zwischen den führenden Mächten in Europa im 18. 
Jahrhundert. Er will als absolutistischer Herrscher der Gedankenwelt des Humanismus und 
der Aufklärung verpflichtet sein, weiß aber dass er die Macht seines Staates durch eine Erobe-
rungs- und Bündnispolitik aufrechterhalten und erweitern muss, die sich in letzter Instanz auf 
die Überlegenheit seines Heeres stützt.  


Die Verabsolutierung des Politischen bei Machiavelli reflektiert in letzter Instanz eine 
„epochale Krisensituation, in der die materiell-gesellschaftlichen Bedingungen einer rationa-
len Neuordnung von Gesellschaft und Staat überhaupt noch nicht entwickelt und daher auch 
nicht erkennbar und theoretisch zu reflektieren sind“ – daher die Illusion der „reinen Poli-
tik’“! 68 Bei Friedrich II. – jetzt in der Spätphase des „aufgeklärten Absolutismus“ reflektiert 
sich diese (notwendige) Illusion des  Primats der Politik darin, dass er glaubt, den Bestand der 
absolutistischen  Herrschaft und ihrer junkerlichen Klassenbasis durch militärische Überle-
genheit, Effizienz und Modernisierung der Staatshandelns, aber auch durch kulturelle Refor-
men im Sinne der Aufklärung  sichern zu können, ohne schon zur Kenntnis zu nehmen, dass 
sich die Quellen der Macht (Legitimation und Reichtum) mehr und mehr in die Gesellschaft 
selbst verlagern und dass dieser Prozess mehr und mehr materielle Gewalt gewinnt, die den 
absolutistischen Regimes seit 1776 bzw. seit 1789 immer deutlicher die Grenzen ihrer Legi-
timation und Existenz aufzeigen. Je weniger politische Herrschaft auf solche Ressourcen zu-
rückzugreifen vermag, um so mehr muss sie sich auf die Anwendung von direkter „außeröko-
nomischer“ Gewalt nach innen und außen stützen, um (a) die Regierungsmacht zu erhalten 
und (b) den Machtkampf mit anderen Staaten zu bestehen. Dieser Widerspruch sollte sich in 
der deutschen Geschichte bis ins 20. Jahrhundert immer wieder neu zuspitzen! 


 


Adresse des Verfassers: deppe@staff.uni-marburg.de 


 


                                                 
68 Frank Deppe, Niccolo Machiavelli, a.a.O., S. 125. 
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Kompetenzerfassung: Modeerscheinung oder Reaktion auf neue Heraus-
forderungen? 
Rezension zu: 
John Erpenbeck (Hrsg.), Der Königsweg zur Kompetenz . Grundlagen qualitativ-quantitativer 
Kompetenzerfassung. Münster, New York, München, Ber lin: Waxmann Verlag 2012. (Volker 
Heyse, John Erpenbeck (Hrsg.), Kompetenzmanagement in der Praxis, Bd. 6) 343 Seiten. 


 


Kompetenz könnte manchem als Modewort erscheinen, um die Kompetenzerfassung als zeit-
weilige Modeerscheinung abzutun. Damit würden jedoch die neuen Herausforderungen an die 
Bildung ignoriert. Die rasanten wissenschaftlich-technischen Entwicklungen, vor allem der 
Kommunikations- und Informationstechnologien, veränderten den Charakter der Arbeit prin-
zipiell. Haben früher oft Generationen von Nachkommen im gleichen Beruf gearbeitet, so ist 
das nun nur noch selten möglich. Gegenwärtige Bildung als Berufsvorbereitung und Ausbil-
dung mit dem Erwerb bestimmter Qualifikationen trifft auf einen Trend der ständigen Entwer-
tung erworbenen Wissens und angeeigneter Fähigkeiten. Durch die Globalisierung verstärkt 
sich der internationale Druck auf Unternehmen zu erforderlichen Innovationen, um wettbe-
werbsfähig zu bleiben. Gefordert sind Mobilität und Kreativität der Unternehmen und der 
Beschäftigten. Wie können die dafür erforderlichen Kompetenzen wissenschaftlich begründet 
erfasst werden? Die Beiträge in diesem Buch beantworten die Frage auf der Grundlage theo-
retischer Einsichten und praktischer Erfahrungen bei der Aufstellung von Kompetenzbilanzen 
mit Selbst- und Fremdbewertung, beim Rollenspiel und Coaching. Im Vordergrund steht da-
bei die positive Sicht des Individuums auf die eigenen Kompetenzen, die ihm oft nicht genü-
gend bewusst sind. Neben dem formalen Lernen in bestimmten Einrichtungen sind das nicht-
formale Lernen in der Berufstätigkeit und das informelle Lernen durch Ehrenämter, persönli-
che Interessen usw. zu berücksichtigen. 


Bildung hat sich also auf die neuen Herausforderungen einzustellen. Bildungspolitik er-
folgt zwar national, doch die Europäische Union (EU) setzt dafür bestimmte Maßstäbe, die 
den neuen Herausforderungen entsprechen. Die EU-Mitgliedstaaten und die Europäische 
Kommission nahmen 2009 einen „Strategischen Rahmen für die europäische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung“ an. Damit wird das Programm zur 
Förderung der Bildung in Europa von 2001 bis 2010 bis 2020 fortgeschrieben. In einer sich 
rasch wandelnden Welt wird dem lebenslangen Lernen und einer hohen Mobilität ein sehr 
hoher Stellenwert eingeräumt. So soll die nationale Bildungspolitik unterstützt werden, um 
die neuen gemeinsamen Herausforderungen zu bewältigen, wie: alternde Gesellschaft, Quali-
fikationsdefizite bei den Arbeitskräften und globaler Wettbewerb. Langfristige Ziele der Bil-
dungspolitik sind: Verwirklichung von lebenslangem Lernen und Mobilität; Verbesserung der 
Qualität und Effizienz der allgemeinen und beruflichen Bildung; Förderung der Gerechtigkeit, 
des sozialen Zusammenhalts und des aktiven Bürgersinns; Förderung von Innovation und 
Kreativität – einschließlich unternehmerischen Denkens – auf allen Ebenen der allgemeinen 
und beruflichen Bildung. (Strategischer Bildungsrahmen 2009) Dafür gibt es Fördermittel für 
die verschiedenen Einzelprogramme, die alle Bildungsbereiche und Altersgruppen abdecken. 
Damit erhält das Kompetenzmanagement einen hohen Stellenwert in der Bildungspolitik. 
Kompetenzerfassung wird zu einem wichtigen Faktor für die Personalpolitik der Unterneh-
men. 
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Das ist das Gebiet, auf dem sich der Herausgeber des Buches, das Mitglied unserer Sozie-


tät John Erpenbeck, seit Jahren forscht und lehrt. Er ist seit 2007 Professor an der School of 
International Business and Entrepreneurship (SIBE) in Herrenberg und begleitet das post-
graduale Studium des Master of Business Administration (MBA) durch Kompetenzmessung 
und -zertifizierung. Kompetenzentwicklung und -management ist sein Forschungsfeld, auf 
dem er wichtige Erkenntnisse gewonnen hat. Auf seinen Überlegungen und der seiner Koau-
toren bauen viele Ansätze zur Kompetenzerfassung auf. 2003 erschien das von ihm mit her-
ausgegebene erste „Handbuch Kompetenzmessung“. Mit Volker Heyse und Horst Max vom 
Trainingszentrum für Personalentwicklung in Regensburg entwickelte Erpenbeck ein Verfah-
ren zur Kompetenz-Diagnostik und -Entwicklung (KODE). Es „ermittelt das Ausprägungs-
verhältnis der Grundkompetenzen einer Person (personale, aktivitätsbezogene, fachlich-
methodische, sozial-kommunikative Kompetenzen) – einmal unter ‚normalen‘, unproblemati-
schen Arbeits- und/oder Lebensbedingungen, einmal unter besonders fordernden, auch belas-
tenden Bedingungen wie Stress, Problemdruck, Konflikt. Beides kann in Form von Selbst- 
und Fremdbeurteilungen geschehen.“ (Erpenbeck, von Rosenstiel 2003, S. 366) Diese Metho-
de und ihre Erweiterungen werden in den Beiträgen des vorliegenden Buches in ihrer Rele-
vanz für die Praxis und als sehr gut vereinbar mit anderen Methoden dargestellt. Auf viele 
weitere Publikationen von Erpenbeck und Koautoren wird immer wieder Bezug genommen. 
Insgesamt werden wesentliche Ergebnisse bisheriger theoretischer und praktischer Arbeit bei 
der Kompetenzerfassung in 16 sehr informativen Beiträgen vorgestellt. Sie umfassen länder-
spezifische und -übergreifende Erfahrungen mit der Kompetenzerfassung ebenso, wie die 
verschiedenen Einsatzgebiete der hybriden Methoden in Schule, Berufsbildung, Universitäten 
und Unternehmen. Es werden Selbst- und Fremdbestimmung von Personen charakterisiert, 
Fallbeispiele erläutert und Verfahren vorgestellt.  


Der Herausgeber des Buches betrachtet Kompetenzen als Dispositionen selbstorganisierten 
Handelns. (Erpenbeck, von Rosenstiel 2003, S. XI) Sie unterscheiden sich von Qualifikatio-
nen, die sich in Prüfungssituationen zeigen und nach einem gezielten Prozess des Lernens 
zertifiziert werden. Dagegen erweist sich Kompetenzerfassung als Reaktion auf die neuen 
Herausforderungen an die Bildung. Einer der Autoren des vorliegenden Buches sieht daher 
Kompetenz als Metapher für die erforderliche Flexibilität, denn: „Kompetenzen werden auch 
als die Befähigungen verstanden, erfolgreich mit neuartigen Situationen zu recht zu kommen, 
für deren Bewältigung wir nicht auf ausformulierte Handlungsprogramme zurückgreifen kön-
nen.“ (S. 341) Ein weiterer Beitrag beleuchtet den „Hintergrund für die Konjunktur von 
Kompetenzfeststellung“. Gesellschaftliche und wirtschaftliche Veränderungen führten zu sich 
wandelnden Anforderungen an die Bewältigung des jetzigen und zukünftigen Arbeitsalltags. 
Das erfordere bestimmte Kompetenzen. „Neben guten Fachkenntnissen bedeutet dies Selb-
ständigkeit, Kreativität, Flexibilität, eigenverantwortliche Gestaltung von Arbeitsprozessen 
und Arbeitszeit und eine grundlegende Bereitschaft zu Veränderungen.“ (S. 303) 


Als Königsweg zur Kompetenzerfassung wird das auf qualitativ-quantitativer Grundlage 
entwickelte Hybridmodell in seinen theoretischen Grundlagen und im praktischen Einsatz 
behandelt. Schon im „Handbuch Kompetenzmessung“ wird auf die Einheit von quantitativen 
und qualitativen Methoden bei der Messung verwiesen. „Qualitative Untersuchungen können 
auch quantitativ, quantitative Untersuchungen müssen auch qualitativ ausgewertet werden. 
Die moderne Kompetenzforschung bedient sich aller dieser Methoden im Sinne eines pluralis-
tischen Netzwerks von Forschungsprogrammen.“ (Erpenbeck, von Rosenstiel 2003, S. XXI) 
Dier Ansatz ist von Erpenbeck nun weiter ausgearbeitet und argumentativ untermauert wor-
den. Der mit „Messung“ nicht selten verbundene Anspruch allein auf exakte Daten ist durch 
den Terminus „Kompetenzerfassung“ abgemildert. Es geht eben um die Einheit von quantita-
tiven und qualitativen Erhebungen. Objektivität, Reliabilität und Validität des hybriden Her-
angehens sind gesichert, wie der Herausgeber begründet. (S. 12) Mit Bezug auf Theodor Litt 
heißt es: „Der hybride Einsatz von qualitativen und quantitativen Zugängen stellt also auch in 
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der Pädagogik einen ‚Königsweg‘ dar, um dem komplexen Ziel des Führens und Wachsen-
Lassens gerecht zu werden.“ (S. 21) Einwände gegen das Hybridmodell werden zurückgewie-
sen und seine Vorzüge gegenüber anderen Modellen belegt. (S. 24-27) Gegen kurzfristiges 
Nützlichkeitsdenken und die Unterstellung eines „Messbarkeitswahns“ stellt Erpenbeck über 
die Vorzüge des hybriden Herangehens fest: „Die im hier vorliegenden Band vertretene 
Kompetenzauffassung stützt sich grundlegend auf Selbstorganisation (Synergetik). Sie propa-
giert, misst und fördert deshalb durchgehend den Umgang mit Unwägbarkeiten, die Hand-
lungsfähigkeit angesichts von Zeitdruck, Zukunftsoffenheit und Komplexität. Sie unterläuft 
die Ökonomisierung der Bildung und den Wahn der Kennzahlen, indem sie qualitative Aspek-
te gleichberechtigt und bewertet einbezieht. Damit fördert sie ein wirklich kompetentes Han-
deln im Bereich der Wirtschaft.“ (S.34) Das quantitativ-qualitative Herangehen wird dabei als 
dialektische Pointe bezeichnet. So ist dieser „Königsweg der Kompetenzerfassung“ Präzisie-
rung dialektischen Herangehens an die Wirklichkeit, da jedes Maß mit Hegel und den materi-
alistischen Dialektikern eine Einheit von Qualität und Quantität in Entwicklungszusammen-
hängen ist. Diese prinzipiellen Ausführungen des Herausgebers sind in weiteren Beiträgen 
konkret belegt, weil für entsprechende Zielstellungen präzisiert. 


In der Rezension zum „Handbuch Kompetenzmessung“ machte ich darauf aufmerksam, 
dass jede Personalauswahl sich in der Praxis bestätigen kann oder nicht und fragte nach der 
Rolle sozialer Experimente. Jeder Mensch besitze Kompetenzen oder könne sie entwickeln. 
Doch es bestehe die Gefahr, sie nicht nutzen oder zeigen zu können. (Hörz 2004, S. 176) Ein 
positives Beispiel für eine humane Konsequenz aus der Kompetenzmessung einer Person fand 
ich nun dazu in der Arbeit des Kompetenzzentrums Süd (CekomSüd), das sich mit beruflicher 
Rehabilitation befasst. Im Abschnitt „Nachhaltiges Fallmanagement mittels hybrider Kompe-
tenzerfassung“ wird die Kompetenzerfassung eines 49 Jahre alten Mannes geschildert, der 
nach einem Arbeitsunfall seine bisherige Tätigkeit als Gas- und Wasserinstallateur nicht mehr 
ausüben konnte. Die Kompetenzbilanz ergab, „dass der Kunde eine hohe Leistungsfähigkeit 
zeigt im Umgang mit jungen Menschen, auch mit sehr schwierigen Jugendlichen.“ Als beruf-
liche Optionen ergaben sich daraus: Fachberatung, sozialer Beruf, Fahrlehrer. Ein Berufsver-
such in der ersten Option hatte keinen Erfolg, die zweite verlangte umfangreiche Umschu-
lung, doch die dritte war erfolgreich. Einem Menschen konnte so geholfen werden, wieder 
eine sinnvolle und bezahlte Tätigkeit aufzunehmen.  


Doch solche Teilerfolge heben meine prinzipiellen Bemerkungen von damals nicht auf. 
Die allgemeine Anerkennung sozialer Experimente auf diesem Gebiet würde verlangen, aus-
gewählten Personen Aufgaben zu übertragen, um praktisch Kompetenzprognosen prüfen zu 
können. In einer profitorientierten Gesellschaft, in der Versagen bei einer bestimmten Aufga-
be zur Diffamierung der Person führen kann, werden die Herrschenden und Mächtigen kaum 
bereit sein, solche Experimente für alle Ebenen des gesellschaftlichen Lebens, in denen Kom-
petenzen getestet und erworben werden, zu fördern. So sind die determinierenden Faktoren 
der gesamten gesellschaftlichen Umwelt zu beachten, wenn Vorzüge und Nachteile der Kom-
petenzerfassung erörtert werden. In diesem Sinn richten manche Beiträge den Blick auf die 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen für die Kompetenzentwicklung. Sie warnen vor einer 
einseitigen Perfektionierung von Menschen als Humankapital und betonen die mit der Kom-
petenzerfassung verbundenen Möglichkeiten zur Persönlichkeitsentwicklung. Thomas Lang 
von Wins verweist z.B. auf die Bedeutung von Menschenbildern im Beratungsprozess bei der 
Personalarbeit. Es werde deutlich, „dass sich je nach Zielsetzung unterschiedliche Perspekti-
ven geradezu unversöhnlich gegenüberstehen können. Einerseits die auf eine Erhöhung der 
Eigenverantwortung ausgerichteten Beratungsprozesse, wie sie in der Kompetenzbilanz im 
Vordergrund steht und andererseits der sich aus der vorherrschenden betrieblichen Realität 
ergebende Aspekt des Controllings, wie er häufig im Rahmen der betrieblichen Personalarbeit 
dominiert. Vergröbert lässt sich das der ersten genannten Zielstellung zugrunde liegende 
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Menschenbild als humanistisch-emanzipatorisch, das der zweiten als humankapitalorientiert-
kontrollierend bezeichnen.“ (S. 339) 


In den Beiträgen des vorliegenden Buches überwiegen die positiven Seiten der praktischen 
Anwendung des theoretisch fundierten Hybridmodells bei der Kompetenzerfassung. Dabei 
sind zwei Aufgaben zu erfüllen, um dem Mangel an Fachkräften abzuhelfen, entsprechendes 
Führungspersonal zu finden und die Rehabilitation voranzutreiben: Erstens geht es um die 
Auswahl von Personen, die der Zielstellung der Unternehmen entsprechen. Zweitens ist das 
Selbstwertgefühl von Individuen zu fördern, damit ihre Dispositionen zum selbstorganisierten 
kreativen und verantwortungsbewussten Handeln erkannt und genutzt werden. Die Ausfüh-
rungen der Autoren belegen dafür viele Erfolge in allen Anwendungsbereichen von der Schu-
le über den Beruf bis zur Erwachsenenqualifizierung im Zusammenhang mit dem geforderten 
lebenslangen Lernen. Es gibt Beispiele für die erfolgreiche Auswahl von Führungspersonal.  


Eine wichtige Rolle spielen im Prozess der Kompetenzerfassung die Interpretation der Er-
gebnisse und damit die Bewertungen der Personen. Im Beitrag „Kompetenzen versus Qualifi-
kationen“ wird mit dem im Bologna-Prozess geforderten Paradigmenwechsel von der Inputo-
rientierung (was soll vermittelt werden?) zur Outputorientierung (was sollen die Studenten 
können?) auf die Erfassung von Kompetenzen durch schriftliche Kommunikation mit Hilfe 
des Kompetenzrasters von Heyse und Erpenbeck eingegangen. Neben den positiven Seiten 
wird zugleich darauf hingewiesen, dass sie keine Erklärung „für die Ursachen und die Ent-
wicklung der gefundenen Kompetenzen“ geben kann. (S. 110) Es sind also stets die Ergebnis-
se zu analysieren, um keiner Methodengläubigkeit zu verfallen. Berechtigt wird deshalb fest-
gestellt: „Entscheidend für die Wahl eines geeigneten Verfahrens sollte vor allem die Zielstel-
lung der Kompetenzermittlung sein. Geht es um eine Neuorientierung oder um die Talentsu-
che in einem Unternehmen, bedarf es eines offenen und entwicklungsorientierten Ansatzes. 
Geht es dagegen um die Ermittlung von bestimmten Schlüsselkompetenzen oder den Ab-
gleich mit konkreten beruflichen Anforderungen, bedarf es eines anforderungsorientierten 
Verfahrens, bei dem darüber hinausgehende Wissensbestände, Fertigkeiten und Kompetenzen 
nicht relevant sind.“ (S. 307) 


Modellkritische Überlegungen führten zur Modellpräzisierung. Erpenbeck und Koautoren 
verweisen bei der Wahl der Rater auf die geforderte Neutralität und entsprechende Methoden, 
um Fehleinschätzungen entgegenzuwirken. Freunde verschieben die Skala ins Positive und 
eventuelle Gegner ins Negative. Das Verfahren wurde entsprechend geändert. Nun besitze die 
SIBE, so das Fazit, „ein objektives, neutrales und funktionierendes Messverfahren, das die 
Kompetenzentwicklung nicht nur misst, sondern auch aktiv unterstützt und den Studenten die 
Möglichkeit gibt, aus diesem Studium nicht nur Nutzen und Wissen, sondern vor allem Werte 
und Handlungsfähigkeiten zu erlangen.“ (S. 139) 


Kompetenzmanagement ist ein interdisziplinäres Projekt. Es nutzt Erkenntnisse aus Philo-
sophie, Wissenschaftstheorie, Psychologie, Sprachwissenschaft, Pädagogik, Ökonomie, Ma-
thematik u.a. Disziplinen. Bildung wird als Einheit von Wissenserwerb, Kompetenzentwick-
lung und Charakterbildung verstanden, quantitativ erfasst und qualitativ bewertet. Transdis-
ziplinär sind Fragen nach den Möglichkeiten der Selbstverwirklichung von Menschen mit der 
Kompetenzerfassung unter konkreten Rahmenbedingungen zu beantworten. Auch hier werden 
sich Klüfte zwischen Theorie und Praxis, zwischen praktischer Kompetenzerfassung und 
Fehleinschätzungen zeigen. Kompetente Personen unterliegen manchmal dem Mobbing. Kre-
ativität wird ignoriert. Macht dominiert Entscheidungen. Das ist zwar zu beachten, hebt je-
doch positive Aspekte humanorientierter Kompetenzerfassung nicht auf. Das belegen die Au-
toren argumentativ und konkret. Diese Arbeiten ergänzen m.E. die im Arbeitskreis Pädagogik 
der Sozietät differenziert und umfassend vorgelegten Studien zur aktuellen Bildungspolitik. 
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Günter Vogler: Signaturen einer Epoche. Beiträge zu r Geschichte der frühen Neuzeit. 
Hrsg. von Marion Dammaschke WEIDLER Buchverlag Berl in 2012, 601 S. 
 


Was geschehen ist, ist vergangen. Es ist aber ein Grundprinzip der Wissenschaft, Gewesenes 
nicht zu vergessen, zuzudecken oder zu verschweigen! Vergangen ist heute die DDR. Aber 
auch in ihr wurde wissenschaftlich gedacht, geforscht, publiziert. Die Ergebnisse dessen wur-
den zeitweilig und partiell international beachtet. In der Geschichtswissenschaft etwa die Ar-
beiten von G. Vogler. Es ist trefflich, dass sie der Autor im neuen Jahrtausend nochmals vor-
stellt. Die 24 Beiträge wurden zwischen den 60er Jahren des 20. Jhs. und dem ersten Jahr-
zehnt des 21. Jhs. publiziert. Sie „werden in der Fassung des Erstdrucks publiziert, wurden 
aber vom Autor alle durchgesehen und – wo es geboten schien – überarbeitet … Nach der 
Erstveröffentlichung erschienene Publikationen werden in den Anmerkungen in eckigen 
Klammern angeführt. … Bei einigen Beträgen wurde bewusst auf eine Überarbeitung verzich-
tet. Sie dokumentieren somit den Forschungsstand zur Zeit ihrer ersten Veröffentlichung.“ (S. 
8) So M. Dammaschke in ihrem kurzen, aber aussagekräftigen Vorwort. Dieser Fakt birgt 
auch ein Bekenntnis des Autors zu dem, was er einst vertreten, geschrieben hat. Letztlich auch 
dazu, was mit dem Marxismus-Leninismus als Leitlinie hervorbringbar war (ist). Die Hrsgg. 
schreibt weiter: „Wenn aufgrund der inzwischen vorliegenden Forschungen eine stärkere 
Überarbeitung zweckmäßig war, werden die Veränderungen und Ergänzungen nicht gekenn-
zeichnet, aber im Titel das Jahr der Erstveröffentlichung durch die Jahreszahl 2011 ergänzt“. 
(Ebd.) Das ist lediglich bei 6 Beiträgen der Fall! Der Autor hat auch nach seiner Emeritierung 
(1996) wissenschaftlich weitergearbeitet. Davon zeugt auch seine wissenschaftliche Biblio-
graphie (S. 587-601). „Die für diesen Band ausgewählten Beiträge sind repräsentativ für seine 
geschichtswissenschaftliche Arbeit“. (Ebd., S. 7) Die Vielzahl von Anmerkungen zu jedem 
der 24 Artikel bezeugen G. Voglers wissenschaftliche Gründlichkeit, Ehrlichkeit und Tole-
ranz. Was vor oder gleichzeitig mit ihm geschrieben wurde, tut er kund, auch oder gerade 
wenn es seiner Position widerspricht. Schon zur Zeit des Bestehens zweier deutschen Staaten 
mit höchst unterschiedlicher Weltsicht kannte und zitierte er „die andere Seite“, was bei Wis-
senschaftlern des anderen deutschen Staates sehr häufig nicht der Fall war. In der alten Bun-
desrepublik waren zeitweilig marxistische Positionen zu diesen Problemen nicht „gesprächs-
fähig“ (S. 77). G. Voglers 1. Artikel (zu Forschungsproblemen beim Übergang vom Feuda-
lismus zum Kapitalismus) umfasst z. B. 25 Textseiten mit 102 Anmerkungen, der 12. Artikel 
(zu Ulrich von Hutten) 47 Textseiten mit 163 Anmerkungen, der letzte Artikel (Stimmen zur 
französischen Revolution in Preußen 1789-1795) 23 Druckseiten mit 109 Anmerkungen. 
Auch die Fußnoten sind höchst inhaltsreich und ausführlich. Sie belegen auch den Kenntnis-
reichtum des Autors. Schon aus Platzgründen lässt sich lediglich ein Bruchteil der aufgewor-
fenen Fragen hier nennen, lässt sich nicht jeder Aufsatz inhaltlich werten. Jede Rezension ist 
ja auch subjektiv, nennt oder wertet nur einige vom Autor aufgeworfene Probleme. Vogler 
selbst wirft mehr Fragen auf, als er beantwortet. Die Geschichte, ihre Interpretation, ist für ihn 
„nach vorn“ offen. 
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Die vorliegende Aufsatzsammlung ist in 5 Abschnitte gegliedert. Der erste (S. 11-168) be-


schäftigt sich mit der Frühen Neuzeit in Deutschland, mit Themen aus dem 16. bis 18. Jh. Die 
einzelnen Aufsätze behandeln: „1. Einheit und Vielfalt im Prozess des Übergangs vom Feuda-
lismus zum Kapitalismus – Probleme und Perspektiven der Forschung“; 2. „Reformation als 
‚frühbürgerliche Revolution‘ – Eine Konzeption im Meinungsstreit“; 3. „Das Konzept ‚deut-
sche frühbürgerliche Revolution‘ Genese – Aspekte – kritische Bilanz“ (2001/2011); 4. „Re-
volte oder Revolution? Anmerkungen und Fragen zum Revolutionsproblem in der frühen 
Neuzeit“; 5. „Dorfgemeinde und Stadtgemeinde zwischen Feudalismus und Kapitalismus“; 6. 
„Grenzen im frühneuzeitlichen Europa – Probleme und Möglichkeiten“. Der zweite Abschnitt 
(S. 169-281) behandelt Aspekte des Lebens und Wirkens von M. Luther wie Th. Müntzer: 1. 
„Martin Luther und die europäische Gesellschaft – Beobachtungen zur Wirkungsgeschichte 
der lutherischen Reformation bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts“ (1986-2011); 2. „Martin 
Luthers Geschichtsauffassung im Spiegel seines Türkenbildes“ (1967-2011); 3. „Martin Lu-
ther und das Täuferreich zu Münster“; 4. „Thomas Müntzer – sein Weg von der Kanzel zu 
den aufständischen Bauern und Bürgern“ (2008/2011); 5. „Gemeinnutz und Eigennutz bei 
Thomas Müntzer“. Der dritte Abschnitt geht ein auf „Zeitgenossen und Aspekte der Reforma-
tion“ (S. 283-416): 1. „Ulrich von Hutten – Ritter, Reformer, Rebell?“; 2. „Reformprogramm 
oder utopischer Entwurf? Gedanken zu Eberlin von Günzburgs ‚Wolfaria‘“ (1979–2011); 3. 
„Erwartung – Enttäuschung – Befriedigung. Reformatorischer Umbruch in der Reichsstadt 
Nürnberg“; 4. „Die Reformation und die kurmärkischen Städte 1537-1539“; 5. „Nicolaus Co-
pernicus in den geistigen Auseinandersetzungen seiner Zeit“ (1973-2011). Der vierte Ab-
schnitt handelt über „Probleme des deutschen Bauernkriegs“ (S. 417-504): 1. „‚Damit kein 
Unterschied der Menschen sei‘ – Gesellschaftliche Ungleichheit und die Idee der Gleichheit 
im deutschen Bauernkrieg“; 2. „Der revolutionäre Gehalt und die räumliche Verbreitung der 
oberschwäbischen Zwölf Artikel“; 3. „Reichsvorstellungen im Umkreis des Bauernkrieges“; 
4. „Der deutsche Bauernkrieg und die Verhandlungen des Reichstags zu Speyer 1526“. Der 
letzte Abschnitt gibt Aufsätze über „Absolutistische Herrschaft und ständische Gesellschaft“ 
(S. 505-586): 1. „… Zum Verhältnis von Ständen und absolutistischer Herrschaftsform in 
Staaten des hansischen Raumes“; 2. „Absolutistisches Regiment und ständische Verfassung – 
das Beispiel der Kurmark Brandenburg im 17. und 18. Jahrhundert“; 3. „Das preußische Kö-
nigtum von 1701 – eine Erinnerung nach 300 Jahren“; 4. „Stimmen zur Französischen Revo-
lution in Preußen 1789-1795 – Argumente und Motive für das Pro und Contra“. 


Die Beiträge sind sowohl „theoriegeschichtlich – systematisierend orientierte Untersu-
chungen, als auch … solche, die Ergebnisse empirischer Forschung vorstellen“ (S. 7). Der 
Autor ist sowohl theoretischer wie empirischer Geschichtswissenschaftler! Der fast unendli-
chen Vielfalt der von ihm in diesen Band aufgeworfenen Fragen kann – nicht nur aus Platz-
gründen – hier keine Zuwendung erfolgen. Beachtenswert ist jedenfalls der beeindruckende 
Ideenreichtum, der dahinter steht! So ist z. B. der Hinweis verdienstlich: das Konzept „deut-
sche frühbürgerliche Revolution“ das „Reformation und Bauernkrieg in Deutschland als frühe 
Gestalt einer bürgerlichen Revolution zu interpretieren“ suchte, allein von marxistischen His-
torikern vertreten, hat sich nicht durchgesetzt, wohl aber „aus Modell und Diskussion, 
Schlussfolgerungen für eine neue Sicht auf Reformation und Bauernkrieg gewinnen lassen“ 
(S. 59). 


G. Vogler gehört zu den marxistischen Historikern der ehemaligen DDR die aus der Ge-
schichte gelernt, und an der Weiterentwicklung ihrer Betrachtung gearbeitet haben. Er liefert 
Ansätze für neue Wertungen, ohne das bisherige, nicht durchgesetzte Konzept für grundle-
gend falsch zu erklären. Als „kritische Bilanz der fast drei Jahrzehnte andauernden Kontro-
verse“ um den Begriff der „frühbürgerlichen Revolution“ bietet er 11 Gesichtspunkte an (S. 
81-88). In einer künftigen Debatte dieses Begriffs wären u. a. noch folgende Fragen zu klären: 
„Handelte es sich bei dem Konzept nur um ein theoretisches Konstrukt oder reflektierte es 
historische Realitäten in einer theoretischen Verallgemeinerung? Dominierte in der Über-
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gangsepoche zur Neuzeit eine … kontinuierliche Entwicklung oder ist mit gravierenden Um-
brüchen zu rechnen und wie tiefgreifend waren diese? Was wirkte am Beginn der frühen 
Neuzeit systemstabilisierend und was systemsprengend? Machte die Nutzung der Modernisie-
rungspotenzen des frühneuzeitlichen Staates in diesem Stadium Revolutionen überflüssig?“ 
(S. 88). Auch die Frage, ob es angemessen sei, „zwischen Vorgeschichte und Geschichte des 
Revolutionsbegriffs zu unterscheiden“ (S. 94) – in einen weiteren Aufsatz (um 2007) einge-
bettet – dürfte hieraus abzuleiten sein. Ebenso Gemeinsamkeiten wie Unterschiede von Re-
formation und Revolution. Etwas ausgefallen an diesem Ort – wenngleich auch sehr informa-
tiv – erscheint der Aufsatz zu den „Grenzen im frühneuzeitlichen Europa …“ (S. 145-168) mit 
seinen 7 Abbildungen. Ansonsten ist Voglers Buch ja abbildungsfrei. 


Zu den Schwerpunkten von G. Voglers Forschungs- und Publikationstätigkeiten gehörte 
und gehört Th. Müntzer. Er war langjähriger Präsident der „Thomas-Müntzer-Gesellschaft e. 
V.“ in Mühlhausen, die noch heute besteht. Auch in diesem Bereich sieht er einiges anders als 
zur Zeit der DDR, der Forschungsentwicklung folgend. So Aspekte der Reformation, ihrer 
Wirkung und von Luthers Geschichtsauffassung. Seine direkten Positionen zu Th. Müntzer 
und seinem Umfeld bleiben hier – bis auf zwei Aufsätze – ausgespart, denn zwölf Müntzer-
Aufsätze wurden bereits in Veröffentlichung Nr. 4 der „Thomas-Müntzer-Gesellschaft e. V.“ 
(2003) publiziert; seine Position zur Täuferherrschaft in Münster, hier mit einem Aufsatz von 
1983 belegt, soll in seiner bald erscheinenden Untersuchung zur „Täuferherrschaft in Müns-
ter“ umfassend dargelegt werden (ebd., S. 7). Th. Müntzer wird auch in diesem Werk gefasst 
als „einer der profiliertesten Reformatoren im thüringisch-sächsischen Raum“, als „ein gebil-
deter Theologe, ein gewandter Prediger, ein charismatischer Visionär, der bereit war, für seine 
Überzeugungen den Tod zu erleiden“ (S. 232). Seine „neue Ordnung“ wird auch durch Apo-
kalyptik, Utopie, m. E. weitgehend von Chiliasmus geprägt; letzterer wird von G. Vogler 
nicht erwähnt. Der Autor hat auch in dieser Arbeit unermüdlich Kleinarbeit betrieben – sie ist 
unverzichtbarer Bestandteil jeder Geisteswissenschaft, was heute von Lehrenden wie Studie-
renden häufig vergessen wird. 


Es ist beeindruckend, dass G. Voglers Aufsatz zu Ulrich von Hutten von 1983 noch heute 
unverändert geboten werden kann! Die wichtigen Neuerscheinungen – nach Vogler etwa 22 
zeitgleiche oder spätere Titel – führen jedenfalls nicht zu einer Neuwertung. Vornehmlich 
wird Leben und Werk U. v. Huttens geschildert, dessen theoretische Gesamtwertung (S. 325-
330) besagt: U. v. Hutten war in gewisser Hinsicht Ritter wie Reformer wie Rebell. Sein Be-
mühen mündete „in den auf eigene Faust geführten Kleinkrieg gegen Pfaffen nach feudalem 
Recht … Er hat den revolutionären Prozess ein Stück des Weges mitgestaltet: mit seinen lite-
rarischen Werken im Geist des Humanismus, mit seinen vom Antiklerikalismus getränkten 
polemisch-satirischen Pamphleten, mit seiner Beschwörung der werdenden deutschen Nation“ 
(S. 329f.). Bei J. Eberlin von Günzburgs „Wolfaria“ – häufig als erste deutsche Utopie gefasst 
– wird untersucht, ob sie ein Reformprogramm oder einen utopischen Entwurf darstellt. Wenn 
schon „eine allgemein akzeptierte Definition der Utopie und des Utopischen fehlt“ (S. 333) 
hätte G. Vogler eine eigene Fassung darlegen sollen. Kurze Bezüge auf Th. Morus reichen 
nicht aus, neben ihm war zu Eberlin von Günzburgs Zeit z. B. auch J. Campanella von Ein-
fluß. G. Voglers Aufsatz zum reformatorischen Umbruch in der Reichsstadt Nürnberg von 
1998 fußt wesentlich auf den „Disput über Kontinuität oder Diskontinuität zwischen Spätmit-
telalter und Früher Neuzeit bzw. der Konfessionalisierung als entscheidender Umbruchphase“ 
(S. 350). M. E. hätten viele Belege und Wertungen zu G. Voglers Buch „Nürnberg 1524/25. 
Studien zur Geschichte der reformatorischen und sozialen Bewegung in der Reichsstadt“ 
(Berlin 1982) entnommen werden können. Doch darauf wird nur in den Fußnoten 3, 39, 46, 
60, 64, 67 global verwiesen. „Angesichts der engen Verflechtung des reformatorischen Auf-
bruchs mit der brandenburgischen Politik sind das Echo auf Luthers Lehre und Handeln und 
die Folgen für die Kurmark ein relevantes Thema für die Geschichtswissenschaft“. G. Vogler 
will in einem Aufsatz von 1983 dazu lediglich untersuchen „welche Tendenzen sich in den 
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kurmärkischen Städten bis 1539 abzeichnen, wenn man Einfluß und Wirkung der reformatori-
schen Bewegung verfolgt und diese Entwicklung in den Prozess der deutschen frühbürgerli-
chen Revolution eingebettet sieht“. (S. 375f.). Was ist für den Begriff „der deutschen frühbür-
gerlichen Revolution“ jetzt einzusetzen? Sollten übrigens nicht auch zu Beginn des 16. Jhs., 
bis zur Einführung der Reformation durch den Kurfürsten (1539), „Ketzer“ in Preußen gewe-
sen sein? Nicht nur im 14./15. Jh. Waldenser? (S. 379) Auch in diesem seinem Werk will G. 
Vogler „überdenken, worin die epochale Leistung von Copernicus besteht, wodurch sie er-
möglicht wurde und wie sein Werk die geistigen Auseinandersetzungen seiner Zeit beeinfluß-
te“. (S. 394) Auch nach Vogler hat er „die Axt an die Wurzel des christlichen Weltbildes ge-
legt“, sich dabei dem Vorwurf der Ketzerei ausgesetzt (S. 400f.). Tatsächlich begann mit der 
Veröffentlich von Copernicus’ heliozentrischem System der weltanschauliche Streit darüber. 
Luther wie Ph. Melanchthon hatten hinsichtlich des Weltbildes nichts mit Copernicus ge-
meinsam, in der katholischen Kirche wurde 1616 die copernicanische Lehre auf den „Index 
prohibitorum librorum“ gesetzt. Dieser Aufsatz führt nur einige Aspekte zu der im Aufsatz-
thema genannten Problematik an. Nicht dargelegt sind z. B. die Auffassungen der zeitgenössi-
schen „Ketzer“ zu Copernicus’ Weltsicht – oder gibt es diese gar nicht? Überhaupt hätten 
manche „Linke“ der Reformation mehr Behandlung – oder Erwähnung – verdient, so Sebasti-
an Franck. Die Sozinianer (Unitarier) sind keine polnische Angelegenheit (vgl. S. 181, 187). 
Neben dem Polen Janusz Tazbir haben auch deutsche Autoren über sie geschrieben, sie waren 
auch in Deutschland verbreitet. 


Die Idee der Gleichheit im deutschen Bauernkrieg bzw. in der Reformation läuft letztlich 
„auf die Beseitigung feudaler Privilegien, die Einebnung ständischer Unterschiede und die 
Eingliederung des Adels in die christliche Gemeinschaft hinaus“. (S. 426) Die „angestrebte 
Gemeinschaft Gleicher beruhte nicht auf gemeinschaftlichem Eigentum und dessen gemein-
schaftlicher Nutzung, sondern zielte auf den Abbau ständischer Ungleichheit. Wenn aber Ei-
gentumsfragen angesprochen wurden, blieben die Vorstellungen allgemein“. (S. 428)  


„Soziale, rechtliche und politische Ungleichheit gab es zuhauf, gerade bei den Bauern. 
Dies wurde durch die offizielle christliche Religion legitimiert. Es verlangt großen Respekt, 
mit welcher Akribie G. Vogler die einzelnen Belege, Varianten und Unterschiede, etwa zwi-
schen ständischer und sozialer Gleichheit darlegt. „Die Abschaffung von Vorrechten, nicht 
die Beseitigung der sozialen Strukturen“ stand im deutschen Bauernkrieg von 1524/25 im 
Vordergrund (S. 429). Primäre Quelle ist dabei die Bibel, auch bei utopischen Arbeiten der 
Zeit. Der Bauernkrieg bewirkte eine Minderung der ökonomischen, sozialen, rechtlichen und 
politischen Ungleichheit. Die oberschwäbischen Zwölf Artikel von 1525 sind für G. Vogler 
ein „Dokument, das zentrale Forderungen der Aufständischen festhielt, … das deren Kampf 
rechtfertigte, und als dem Willen Gottes entsprechend darstellte. … Die allgemein gehaltene 
und für weitere Forderungen offene Diktion, die Vielgestaltigkeit der angesprochenen Belan-
ge und die Begründung des Geforderten mit den Belastungen und dem Evangelium erklärt die 
Ausstrahlungskraft dieses Dokuments … die Zwölf Artikel … waren … das verbreitetste pro-
grammatische Dokument im deutschen Bauernkrieg, sie wirkten mobilisierend und erfüllten 
bis zu einem gewissen Grad eine Integrationsfunktion.“ (S. 458) Hätte dabei nicht auch etwas 
über ihre Verbindung zu Th. Müntzer gesagt werden sollen? Relativ ausführlich belegt der 
Verfasser auch den Gedanken: „Das Reich und seine Reform waren zweifellos kein zentrales 
Thema des Bauernkrieges, aber aus dessen Umfeld kann es nicht eliminiert werden“. (S. 463) 
Wenngleich viele dazu bestehende Positionen irgendwie – erneut auch in einer Vielzahl von 
Fußnoten belegt – dargelegt werden, ist doch die eigene Position unverkennbar. Voglers 8 
Antworten auf die Frage: „Gab es im Umkreis des Bauernkriegs alternative Vorstellungen 
zum Verfassungsgefüge des Reichs“ endigt er u. a. mit den Worten „Mir scheint, eine Neu-
ordnung spielt nur partiell eine Rolle, im Wesen tendieren die Vorschläge zu Revisionen“. (S. 
481f.) 
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Ein Aufsatz G. Voglers ist der Frage gewidmet, wie der Reichstag zu Speyer (1526) auf 


die bäurischen Erhebungen von 1524/25 reagierte, wie der Reichstagsabschied als „Funda-
mentalgesetz“ des Reichs. Bei den Debatten und Vorschlägen des Speyerer Reichstags war 
die Meinung sehr verbreitet, „der Bauernkrieg sei durch Luthers Ketzerei und die reformatori-
sche Bewegung hervorgerufen worden. So ist es verständlich, warum als ein möglicher Schritt 
zur Verhinderung neuer Unruhen und Aufstände die Einberufung eines Konzils angesehen 
wurde“. (S. 489) Manche der bäuerlichen Beschwerden und Forderungen wurden als berech-
tigt angesehen. Die Beratungen eines Ausschusses der Reichsstände des Speyerer Reichstages 
vom August 1526 boten letztlich ein Reformprogramm, das sich den Artikeln der aufständi-
schen Bauern vom Frühjahr 1525 annäherte. Es wurde aber von den Reichsständen weder 
diskutiert noch angenommen. Der Reichstagsabschied vom 27.8.1526 „dokumentiert … die 
Position der Sieger, die nach dem militärischen Erfolg nicht gewillt waren, Zugeständnisse zu 
machen. Die in die Diskussion gebrachten Reformvorschläge blieben ein Zwischenspiel ohne 
weitere Folgen“. (S. 504)  


In den zwei folgenden Artikeln wird die Rolle ständischer Strukturen und die Herausbil-
dung bzw. Verbindung absolutistischer Herrschaft in ausgewählten Territorien (Niederlande, 
Dänemark, Mecklenburg, Kurmark Brandenburg) behandelt. Dabei wird untersucht: „Wel-
chen Platz nahm das Bürgertum auf seiner jeweiligen Entwicklungsstufe in den Ständen ein? 
Welchen Anteil hatten diese an der Durchsetzung oder der Abwehr absolutistischer Herr-
schaft? Welche Konsequenzen ergaben sich daraus für den jeweiligen Typ der staatlichen 
Ordnung?“ Vornehmlich wird „nach dem Verhältnis von ständischer Ordnung und absolutis-
tischer Herrschaftsform sowie nach den Wandlungen in diesem Verhältnis“ gefragt. (S. 508) 
Der zweite Artikel, allein der Kurmark Brandenburg gewidmet, hätte in seinem Ertrag in den 
ersten eingebaut werden können. Das hätte gewisse Wiederholungen erspart. 


 Im Artikel zu 300 Jahre preußisches Königtum wird daran erinnert, dass „politisch-
dynastische Ambitionen die Leitidee der Königskrönung“ waren. Dabei werden besprochen: 
die Motive für diese Rangerhöhung, die nach deren Voraussetzungen, „die nach der Signifi-
kanz der Königsberger Zeremonie, und … die nach den davon ausgehenden Wirkungen“. (S. 
555) Der letzte Artikel (S. 565-586) referiert positive und negative Stimmen zur französischen 
Revolution in Preußen 1789 bis 1795, einmal nach der „Berliner Monatsschrift“, einer der 
bedeutendsten gemäßigten Zeitschriften in der deutschen Spätaufklärung, zweitens nach theo-
retischen Auffassungen des einflussreichen Autors Friedrich Gentz. 


G. Voglers Aufsätze sind eine wichtige Grundlage auch für Arbeiten anderer Wissenschaf-
ten zur Frühen Neuzeit. Ein Personenregister – mit oder ohne Lebensdaten – hätte die Nut-
zung erleichtert. Die einzelnen Artikel sind manchmal an Spezialisten, manchmal an die ge-
lehrte Masse gerichtet. Gelegentlich berichtigt sich der Autor selbst (z. B. S. 474). Er hat in 
Erstpublikationen dieser Artikel häufig K. Marx und F. Engels als wissenschaftlichen Beleg 
zitiert, das auch in dieser Aufsatzsammlung nicht weggelassen. Wozu auch? Das wäre kurz-
sichtige Politikasterei; bei einigen früheren DDR-Autoren ist sie leider gebräuchlich. Übri-
gens hat sich G. Vogler schon in den 60er – 80er Jahren häufig positiv auf Peter Blickle, 
Hans-Jürgen Goertz, Heinz Schilling u. a. „bürgerliche“ Wissenschaftler bezogen. In S. 175 
(Anm. 16) wird für 1517/18 von Wrocław in Polen gesprochen, gemeint ist damals wohl Bre-
slau im deutschen Schlesien. 


Heute gibt es nachgerade einen Publikationsboom. Nicht alles davon ist von Qualität ge-
prägt. Es gibt aber auch Veröffentlichungen, die es verdienen, noch nach Generationen gele-
sen und zitiert zu werden. Günter Voglers „Signaturen“ gehören dazu! Auch dem Verlag ist 
für diese gute Edition zu danken. 
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